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1. Ueberslcht über die Verhandlungen - Resume des dellberatlons 

x 40/99.021 s "Konstruktives Referendum". Volksinitiative 

Botschaft vom 1 . März 1999 zur Volksinitiative "Mehr Rechte für 
das Volk dank dem Referendum mit Gegenvorschlag (Konstruk­
tives Referendum)" (BBI 1999 2937) 

NR/SR Staatspolitische Kommission 

Bundesbeschluss über die Volksinitiative "Mehr Rechte für das 
Volk dank dem Referendum mit Gegenvorschlag (Konstruktives 
Referendum)" 

08.06.1999 Ständerat. Beschluss nach Entwurf des Bundesra­
tes. 
22.03.2000 Nationalrat. Zustimmung. 
24-03.2000 Ständerat. Der Bundesbeschluss wird in der 
Schlussabstimmung angenommen. 
24.03.2000 Nationalrat. Der Bundesbeschluss wird in der 
Schlussabstimmung angenommen. 

J 

x 40/99.021 e "Referendum constructlf". Initiative populalre 

Message du 1 er mars 1999 concemant !'initiative populaire 
•pour davantage de droits au peuple gräce au referendum avec 
contre-proposition (referendum constructif") (FF 1999 2695) 

CN/CE Commission des institutions politiques 

Arrete federal concernant !'initiative populaire •pour davantage 
de droits au peuple gräce au referendum avec contre-proposi­
tlon (referendum constructlf)" 

08.06.1999 Conseil des Etats. Decision conforme au projet du 
Conseil federal. 
22.03.2000 Conseil national. Adheslon. 
24.03.2000 Conseil des Etats. L'arrete est adopte en votatlon 
finale. 
24.03.2000 Conseil national. L'arrete est adopte en votation 
finale. 
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Botschaft: 01.03.1999 (BBI 1999 2937 / FF 1999 2695) 

Ausgangslage 

LegislaturrOckbllck 1995-99 

Die Volksinitiative «Mehr Rechte für das Volk dank dem Referendum mit Gegenvorschlag 
(Konstruktives Referendum)» will ein neues Volksrecht in der Bundesverfassung verankern: r Auf 
Verlangen von 50 000 Stimmberechtigten oder acht Kantonen soll über den Gegenvorschlag zu einem 
Bundesgesetz oder einem allgemeinverbindlichen Bundesbeschluss abgestimmt werden müssen. Die 
lnitiantinnen und Initianten möchten damit den Stimmberechtigten die Möglichkeit einräumen, 
differenziert zu einer Vorlage Stellung zu nehmen. Das konstruktive Referendum soll ermöglichen, mit 
einem Gegenvorschlag einzelne Kritikpunkte in einer Vorlage zu verbessern, ohne die gesamte 
Vorlage zu Fall zu bringen. Damit könne verhindert werden, dass eine Vorlage wegen einzelner, 
behebbarer Mängel abgelehnt würde. 
Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Initiative ohne Gegenvorschlag. Seiner Auffassung nach 
kommen die Neuerungen, welche er für die Verfassungsreform im Rahmen des Reformpakets 
«Volksrechte» vorgeschlagen hat, den Anliegen der lnitiantinnen und Initianten nach differenzierter 
Stimmabgabe bereits weitgehend entgegen. Diese Neuerungen enthalten zudem keine 
schwerwiegenden Nachteile wie die vorliegende Initiative. Diese enthält keine Vorkehren, die 
sicherstellen, dass Gegenentwürfe zu Bundesgesetzen und allgemeinverbindlichen 
Bundesbeschlüssen mit der Verfassung und dem Völkerrecht vereinbar sind. Daraus ergäben sich 
Gefahren für die Kohärenz der Rechtsordnung. Eine Prüfung der Gültigkeit von Gegenentwürfen durch 
das Parlament ist zwar mit dem lnitiativtext nicht unvereinbar, könnte indessen den 
Gesetzgebungsprozess weiter verlangsamen. 
Das konstruktive Referendum wurde, in etwas anderer Form als in der Initiative vorgeschlagen, 
kürzlich in den Kantonen Bern und Nidwalden eingeführt. Es bestehen aber noch keine ausreichenden 
Erfahrungen mit diesem neuen Volksrecht. Dessen Auswirkungen sind sehr schwer abzuschätzen. Bei 
einer Häufung von Gegenvorschlägen zur gleichen Vorlage und bei einer Kombination des neuen 
Volksrechts mit dem negierenden Referendum können beträchtliche Abstimmungsprobleme 
entstehen, die gegebenenfalls mehrere nachfolgende Abstimmungen zur selben Vorlage erforderlich 
machen. Die Belastung der Stimmbürgerinnen und Stimmbürger würde weiter vergrössert. 
Das konstruktive Referendum eröffnet politischen Gruppen die Möglichkeit, Einzelpunkte aus einer 
vom Parlament verabschiedeten Vorlage auszuwählen und zur Abstimmung zu unterbreiten. Dadurch 
würde die Ausgleichsfunktion des Parlaments gefährdet. Es würde bei der Wahrnehmung der 
Aufgabe, unter den wichtigen politischen Kräften des Landes einen Kompromiss zu finden, 
beeinträchtigt und letztlich an politischer Bedeutung verlieren. 

Verhandlungen 

SR 08.06.1999 
NR 22.03.2000 
SR / NR 24.03.2000 

AB468 
AB389 
Schlussabstimmungen (36:6 / 112:67) 

Im Stinderat plädierte Vreni Spoerry (R, ZH) namens der Staatspolitischen Kommission für ein Nein 
zur Volksinitiative, die unter anderem vom Schweizerischen Gewerkschaftsbund, von der SPS, der 
grünen Partei und der EVP unterstützt wird. Die Hauptgründe hierfür waren die zweifelhafte 
Praktikabilität und die negative Beeinflussung der Konsensfunktion des Parlaments. Mit dem 
konstruktiven Referendum könnte die Kohärenz der Gesetzgebung gefährdet werden, und 
verschiedene Gruppierungen könnten zum "Rosinenpicken" verleitet werden. Nicht mit dieser 
Beurteilung einverstanden waren einzig die Sozialdemokraten. Gian-Reto Plattner (S, BS) wollte das 
Geschäft an die Kommission zurückweisen mit dem Auftrag, einen Gegenvorschlag auszuarbeiten, 
und Pierre Aeby (S, FR) stellte den Minderheitsantrag, die Initiative zu unterstützen. Beide Anträge 
wurden je mit 35 zu 5 Stimmen verworfen. 
Auch im Nationalrat stiess das Begehren bei der bürgerlichen Ratsmehrheit auf eine klare Ablehnung. 
Dorfe Vallendar (R, AR) erläuterte als Berichterstatterin die Überlegungen der Kommissionsmehrheit. 
Die Mehrheit befürchtete, dass durch einen oder mehrere Volksvorschläge das vom Parlament 
geschnürte Gesetzespaket aufgebrochen und beliebig zerpflückt werden könnte. Es würden von 
diesem Recht einzig die gegenüber dem Entscheid der Parlamentsmehrheit unterlegenen 
Bürgergruppen Gebrauch machen und profitieren. Zu befürchten sei auch, dass die Stimmberechtigten 
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durch mehrere Gegenvorschläge überfordert würden und dass sich der Gesetzgebungsprozess weiter 
verlangsamen könnte. Die sozialdemokratische, die grüne und die evangelische und unabhängige 
Fraktion kämpften für das neue Volksrecht auf verlorenem Posten. Ihre Sprecherinnen und Sprecher 
sahen in der Initiative eine Chance zur Verfeinerung der direkten Demokratie. Die neuen Möglichkeiten 
würden den Staatsapparat nicht stärker belasten als das jetzt geltende System. Otto Zwygart (E, BE) 
wies darauf hin, dass der Kanton Bern mit dem konstruktiven Referendum gute erste Erfahrungen 
gemacht habe. Bundesrätin Ruth Metzler plädierte für eine Gesamtschau an Stelle eines einseitigen 
Ausbaus der Volksrechte. Der Bundesrat wolle keinen einseitigen Ausbau, sondern ein ausgewogenes 
Reformpaket. Hauptgrund für die Ablehnung war auch für Bundesrätin Metzler die Befürchtung, dass 
einmal geschlossene Kompromisse wieder in Frage gestellt werden könnten. 
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Message: 01.03.1999 (FF 1999, 2695 / 881 1999, 2937) 

Situation Initiale 

L'initiative populaire «Pour davantage de droits au peuple gräce au referendum avec contre­
proposition (referendum constructif),, vise a inscrire un nouveau droit populaire dans la Constitution 
federale: a la demande de 50 000 citoyennes et citoyens actifs ou de huit cantons, il serait possible de 
voter sur une contre-proposition a une loi federale ou a un arrAte federal de portee generale. Les 
auteurs de !'initiative aimeraient ainsi donner aux citoyens la possibilite de prendre position sur un 
projet de maniere plus nuancee. Le referendum constructif leur permettrait de demander l'amelioration 
de certains polnts contestes d'un projet au moyen d'une contre-propositlon, sans faire echouer le 
projet tout entler. On empAcherait ainsi qu'un projet ne soit rejete en raison de quelques defauts qui 
pourralent etre elimines. 
Le Conseil federal propose de rejeter !'initiative sans lui opposer de contre-projet. II est d'avis que la 
reforme des droits populalres qu'il a proposee dans le cadre de la reforme de la Constitution repond 
deja dans une large mesure au vcsu de permettre un vote nuance sans comporter les inconvenients 
serieux de !'initiative. Celle-ci en effet ne contient pas de dispositions garantissant que les contre­
propositions a des lois federales ou a des amMes federaux de portee generale sont compatibles avec 
la Constitution et le droit international. Cela constituerait un risque pour la coherence de l'ordre 
juridique. Un examen de la validite des contre-propositions par le Parlament n'est, certes, pas 
incompatible avec le texte de !'initiative, mais il pourrait ralentir encore le processus legislatif. 
Le referendum constructif a ete introduit recemment dans les cantons de Beme et d'Unterwald-le-Bas, 
sous une forme un peu differente de celle proposee dans !'initiative. Mais on n'y a pas encore 
sufflsamment experimente ce nouveau droit populaire, dont n est donc tres difficile d'evaluer les effets. 
En cas d'accumulation de contre-propositions relatives au meme projet ou de combinaison du 
nouveau droit populaire avec le referendum suppressif, des problemes considerables pourraient se 
poser qui, le cas echeant, rendraient necessaires plusieurs votations consecutives sur le meme projet. 
Les citoyens seraient "sursollicites". 
Le referendum constructif donne aux groupements politiques la possibilite d'isoler un element d'un 
projet adopte par le Parlament et de le soumettre au vote. De ce fait, !'initiative remet en question la 
fonction de conciliation des interets divergents qui incombe au Parlament. Elle reduirait a neant les 
efforts de celui-ci pour trouver un compromis entre les principales forces politiques du .pays et 
diminuerait en fin de compte son importance politique. 

Dellberatlons 
CE 
CN 
CE/CN 

08.06.1999 
22.03.2000 
24.03.2000 

B0468 
B0389 
Votations finales (36:6 / 112:67) 

Au Consell des Etats, Vreni Spoerry (R, ZH) a plaide au nom de la Commission des institutions 
politiques pour un rejet de !'initiative, appuyee notamment par l'USS, le PS, le Parti ecologiste et le 
PEV. Elle a mis en avant les difficultes liees a la mise en csuvre, et le risque de voir compromis le r0le 
de conciliateur du Parlament par la possibilite ainsi donnee a certaines formations d'en appeler au 
peuple sur des points particuliers de tel ou tel texte deja approuve. Par allleurs, le referendum 
constructif risquerait par la de porter atteinte a la coherence de Ja leglslation. Sauls les socialistes ont 
exprime leur desaccord avec ce polnt de vue. Gian-Reto Plattner (S, BS) a propose de renvoyer l'objet 
a la commrssion en la chargeant de mettre sur pied un contre-projet, et Plerre Aeby (S, FR) a propose, 
au nom d'une minorite, d'appuyer !'initiative. L'une et l'autre propositions ont ete rejetees par 35 voix 
contre 5. 

Au Conseil national egalement, la majorite bourgeoise a nettement rejete !'initiative. Dorle Vallendar 
(R, AR), rapporteur de la de la commission, a faij _valoir que cet outil risquait d'entrafner le 
demantelement de dispositifs legislatifs equilibres ayant ete approuves par le Parlament, au profit de 
tel ou tel interet particulier - d'autant que cette possibillte serait mise a profit principalement par des 

Vi -
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groupements n'admettant pas une decision pourtant prise a la majorite des deputes; de plus, il y aurait 
fort a parier qua la multipllcation des contre-propositions n'entraine une certaine lassitude chez 
l'electeur, et un ralentissement supplementaire du processus legislatif. Les socialistes, las Verts, le 
Parti evangelique et las lndependants ont tente de defendre l'introduction de ca nouveau droit 
populalre, mais ce combat d'arriere-garde s'est solde par un echec. A leurs yeux, la mise en oouvre de 
!'initiative permettrait d'affiner la democratie directe et n'alourdirait aucunement l'appareil etatique 
actuel. En outre, Otto Zwygart (E, BE) a souligne que l'introduction du referendum facultatif dans le 
canton de Berne avait ete positive. Madame la conseillere federale Ruth Metzler a plaide quant a alle 
en faveur d'un reamenagement global des droits populaires, le Conseil federal estimant preferable un 
"paquet• global a un reamenagement partial. Madame Metzler a enfin indique qu'a ses yeux 
egalement, le risque de voir volar an eclats des compromis sojgneusement elabores par le Parlament 
justifiait a lui seul le rejet de !'initiative en question. 

---VJl 
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Volksinitiative 
Referendum constructlf. 
Initiative populalre 

Botschaft und Beschlussentwurf vom 1. März 1999 (BBI 1999 2937) 
Message et projet d'arrete du 1 er mers 1999 (FF 1999 2695) 

Rückweisungsantrag Plattner 
Rückweisung an die Kommission 
mit dem Auftrag, dem Plenum einen Gegenvorschlag zur 
Volksinitiative «Mehr Rechte für das Volk dank dem Referen-

468 E 8 juin 1999 

dum mit Gegenvorschlag (Konstruktives Referendum)» vor­
zulegen, welcher entweder: 
1. die Einführung des konstruktiven Referendums vorsieht, 
aber mit: 
- eindeutigen und strengen Bedingungen für den möglichen 
Inhalt eines Gegenvorschlages, welche eine kohärente und 
verfassungskonforme Gesetzgebung sichern (z. B. Kenn­
zeichnung im Rahmen der parlamentarischen Beratungen 
als «konstruktiver Gegenvorschlag» sowie Erfordernis eines 
Quorums von mehr als 5 Prozent der Mitglieder beider Räte); 
- eindeutigen und verständlichen Bestimmungen übeF das 
Verfahren bei Vorliegen mehrerer konstruktiver und negie­
render Referenden und allfälliger Gegenvorschläge der Bun­
desversammlung zur selben Vorlage, sowie 
- anderen Bestimmungen, welche allfällige Schwächen der 
Volksinitiative zu vermeiden helfen; 
oder 
2. die Einführung der allgemeinen Volksinitiative vorsieht, 
z. B. gemäss Vorlage B des Bundesrates zur Reform der 
Bundesverfassung. 

Proposition de renvoi Plattner 
Le projet est renvoye a la commission 
avec le mandat suivant: la commission est chargee de sou­
mettre au plenum un contre-projet a !'initiative populaire 
«pour davantage de droits au peuple gräce au referendum 
avec contre-proposition (referendum constructif)», qui pre­
voie: 
1. soit l'introduction du referendum constructif, mais avec: 
- des conditions precises et strictes applicables au contenu 
eventual du contre-projet, destinees a garantlr Ja coherence 
et la constitutionnalite des textes legislatifs (par ex. designa­
tion sous l'expression de «contre-projet constructif» dans le 
cadre des travaux parlementaires. et quorum obligatoire de 
plus de 5 pour cent des membres des deux Chambres); 
- des dispositions claires sur la procedure a. suivre en cas de 
depöt de plusieurs referendums constructifs ou «negatifs» et 
eventuellement de piusleurs contre-projets de !'Assemblee 
federaie sur le meme objet; et 
- d'autres dispositions contribuant a prevenir les eventuelles 
iacunes de l'inltiative populaire; 
2. soit l'introduction de !'initiative populaire generale, p. ex. 
selon les modalites prevues par la partie B presentee par le 
Consen federal relativement a la reforme de la Constitutlon 
federale. 

Spoerry Vreni (R, ZH), Berichterstatterin: Die Volksinitiati­
ve «Mehr Rechte für das Volk dank dem Referendum mit Ge­
genvorschlag {Konstruktives Referendum)» wurde am 
25. März 1997 mit gut 123 000 gültigen Unterschriften einge­
reicht. Sie wird unterstützt vom Schweizerischen Gewerk­
schaftsbund, von der SP Schweiz, der Grünen Partei der 
Schweiz und der EVP. Weiter wird sie u. a. vom Verein Al­
pen-Initiative, vom Verkehrs-Club der Schweiz und vom 
Schweizerischen Friedensrat mitgetragen. 
Das Volksbegehren verlangt, dass nicht nur ein negierendes 
Referendum gegen ein von der Bundesversammlung verab• 
schiedetes Gesetz ergriffen werden kann, sondern dass 
50 000 Stimmberechtigte oder 8 Kantone innerhalb von 100 
Tagen auch eine Abstimmung über einen von ihnen unter­
breiteten Gegenvorschlag zu einem Bundesgesetz oder zu 
Teilen daraus verlangen können. Sofern dies geschieht, kön­
nen die Stimmberechtigten erklären, ob sie dem Bundesge­
setz oder dem Gegenvorschlag zustimmen wollen. Das Ab­
stimmungsverfahren richtet sich nach dem Prozedere bei ei­
ner Volksinitiative, der das Parlament einen Gegenvorschlag 
gegenüberstellt. 
Wir, der Ständerat, behandeln die Volksinitiative als Erstrat. 
In der Kommissionssitzung vom 12. Mai haben wir deshalb 
zwei Vertreter des lnitiativkomitees angehört. Die Initiative 
bringt nach Ansicht der Initianten eine qualitative Verbesse­
rung der Volksrechte. Den Stimmberechtigten werde eine er­
höhte Entscheidungsfreiheit eingeräumt. Es sei nicht mehr 
bloss ein Ja oder ein Nein zu einer Gesetzesvorlage des Par­
lamentes möglich. sondern man könne einzelne Kritikpunkte 
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der Vorlage verändern, womit Nullösungen verhindert wer­
den könnten und der Gesetzgebungsprozess beschleunigt 
würde. 
Die Mehrheit der Staatspolitischen Kommission konnte der 
Argumentation der Initianten nicht folgen. So wie bereits der 
Bundesrat mit einer überzeugenden Botschaft die Ablehnung 
der Initiative beantragt, empfehlen auch wir diese Initiative 
ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung, und zwar mit 11 zu 
1 Stimmen. Kollege Aeby beantragt Ihnen in einem Minder­
heitsantrag, Volk und Ständen die Initiative zur Annahme zu 
empfehlen. 
Die eindeutige Stellungnahme der Kommissionsmehrheit ba­
siert auf den folgenden sieben Überlegungen: 
1. Wir erachten die Einführung eines konstruktiven Referen­
dums nicht als qualitative Verbesserung der Volksrechte, 
sondern im Gegenteil als eine Gefährdung nachvollziehbarer 
Entscheide und damit als Abschreckung für Bürgerinnen und 
Bürger, ihre Rechte wahrzunehmen. 
2. Im Gegensatz zur Ansicht der Initianten dürfte nach unse­
rer Überzeugung recht häufig der Fall eintreten, wo mehr als 
ein Referendum ergriffen wird. Man stelle sich beispielsweise 
einen Abstimmungskampf über die Mehrwertsteuergesetz­
gebung mit einem konstruktiven Referendum vorl Jede Orga­
nisation müsste versucht sein, ihr unterlegenes Interesse mit 
einem konstruktiven Referendum einzubringen, sobald eine 
andere Gruppierung dies ebenfalls macht. Daneben ist das 
Ergreifen eines ablehnenden Referendums immer möglich, 
und das mühsam errungene Gesamtkonzept des Parlamen­
tes wäre gefährdet oder würde aufgebrochen. 
3. Damit sind wir wohl beim grössten Nachteil des konstruk­
tiven Referendums angelangt. Das Parlament muss sich im 
Widerstreit der Interessen zu einem Beschluss zusammen­
raufen, der zum Schluss in sich kohärent ist, die Bundesver­
fassung und auch das zwingende Völkerrecht respektiert. 
Die Bundesversammlung muss bei ihrer Gesetzgebungsar­
beit immer den Gesamtzusammenhang eines Gesetzes im 
Auge behalten und unter dieser Optik einen mehrheitsfähi­
gen Erlass erarbeiten. Mit dem konstruktiven Referendum 
dagegen könnten die Kohärenz der Gesetzgebung, allenfalls 
auch deren Übereinstimmung mit der Bundesverfassung 
oder dem zwingenden Völkerrecht, gefährdet werden. 
In diesem Zusammenhang sei beispielsweise die 10. AHV­
Revision erwähnt, die ein Auslöser für die Volksinitiative über 
das konstruktive Referendum war. Das Parlament betrach­
tete es als seine Pflicht, den Mehrleistungen in der AHV auch 
Einsparungen gegenüberzustellen, um angesichts der be­
drohlichen Finanzsituation der AHV eine kostenneutrale Vor­
lage präsentieren zu können. Die schrittweise Heraufsetzung 
des Frauenrentenalters war unter diesem Aspekt unerläss­
lich. Ein konstruktives Referendum aber, das alle Verbesse­
rungen des Gesetzes akzeptiert, das Frauenrentenalter aber 
bei 62 Jahren fixiert hätte, wäre die Antwort auf die notwen­
dige Finanzierung dieser Massnahme schuldig geblieben, 
mit anderen Worten: Das konstruktive Referendum verleitet 
zum Rosinenpicken. Das aber kann unserem Staatswesen 
langfristig nicht bekommen. 
4. Die Kommissionsmehrheit erachtet auch die Praktikabilität 
des Vorschlages als nicht gegeben. Sobald mehr als ein Re­
ferendum eingereicht wird, präsentiert sich der Abstim­
mungszettel in technischer Hinsicht so kompliziert, dass er 
eher einem Kreuzworträtsel als einer klaren Fragestellung 
ähneln würde. Politisch entsteht damit eine unübersichtliche 
Abstimmungssituation. Man denke auch an die Abstim• 
mungsempfehlungen von Parteien und Organisationen, wel­
che die Stimmberechtigten verwirren müssen und sie des­
halb wohl eher von der Urne fernhalten, als sie zur Mitwir­
kung zu stimulieren. 
5. Der Vergleich mit den Kantonen Bam und Nidwalden, wel­
che ein konstruktives Referendum kennen, kann die Unbe­
denklichkeit des Vorschlages auf eidgenössischer Ebene 
nicht belegen. Zum ersten sind die bislang vorliegenden kan• 
tonalen Erfahrungen noch gering, und zum zweiten lässt sich 
bei diesen Fragen die kantonale Ebene nicht einfach auf die 
eidgenössische übertragen. Man denke nur an die Gesetzes­
initiative, welche in den Kantonen funktioniert, auf Bundes-
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ebene aber nicht opportun ist. Der Grund dafür liegt vor allem 
im Zweikammersystem, welches das föderalistische Element 
auch im Gesetzgebungsprozess berücksichtigt. 
Dieses Element würde mit dem konstruktiven Referendum 
völlig ausgeschaltet. 
6. Das konstruktive Referendum wäre eine Art Gesetzesin­
itiative, für die lediglich 50 000 Unterschriften benötigt wer­
den. Alle Vorbehalte, welche gegenüber der Gesetzesinitia­
tive vorgebracht werden, gelten auch - und noch vermehrt­
für das konstruktive Referendum. 
7. Die Staatspolitische Kommission ist nicht der Ansicht, 
dass die Volksrechte ein für allemal in Stein gemeisselt seien 
und keine Weiterentwicklung möglich sei. Der Bundesrat hat 
in seinem Projekt zur Reform der Volksrechte entsprechende 
Vorschläge unterbreitet, die in unserer Verfassungskommis­
sion gut aufgenommen worden sind. Aber das konstruktive 
Referendum haben wir auch dort nie in Betracht gezogen. 
Das veranlasst mich, noch einen Satz zum Rückweisungsan­
trag Plattner zu sagen, welcher der Kommission nicht vorge­
legen hat. ich kann deshalb dazu auch nicht im Namen der 
Kommission Stellung nehmen, sondern nur meine persönli­
che Meinung äussem. Kollege Plattner verlangt die Rückwei­
sung der Vorlage an die Kommission mit einem alternativen 
Auftrag: Wir sollen eine verbesserte Vorlage der Volksinitia­
tlve vorlegen, welche deren Mängel vermeldet. Wie Sie ge­
hört haben, ist die Initiative gemäss Kommission aber mit so 
gravierenden Nachteilen verbunden, dass diese kaum zu be­
heben sind. Als zweite Möglichkeit sieht Kollege Plattner vor, 
dass ein Gegenvorschlag im Sinne der allgemeinen Volksin­
itiative vorgelegt werden könnte. Auch wir, Kollege Plattner, 
sind in der Tat der Meinung, dass die allgemeine Volksinitia­
tive eine Altemative zum konstruktiven Referendum sein 
könnte. Aber dieser Vorschlag besteht ja schon, und er wird 
schon diskutiert, denn die allgemeine Volksinitiative ist Ge­
genstand des Reformpaketes, weiches der Bundesrat zu den 
Volksrechten unterbreitet hat. In der Subkommission «Volks­
rechte» der Verfassungskommission haben wir diesen Vor­
schlag sehr positiv aufgenommen. Deswegen erübrigt sich 
eine Rückweisung an die Staatspolitische Kommission zur 
Ausarbeitung einer Vorlage über die allgemeine Volkslnitia­
tlve, weil dieses Thema Gegenstand der Beratung in der Ver­
fassungskommission ist. 
Ich bitte Sie im Namen der grossen Mehrheit der Kommis­
siorl, dem Entwurf des Bundesrates, die vorliegende Volksin­
itiative zur Ablehnung zu empfehlen, zuzustimmen. 

Wlckl Franz (C, LU): Auf den ersten Blick hat das konstruk· 
tive Referendum für mich an sich etwas Bestechendes. Es 
kann eine Verfeinerung der direkten Demokratie bewirken 
und bringt ein dynamisches Element in die Volksrechte. Es 
erlaubt nicht nur, wie das Referendum, ein Gesetz ausser 
Kraft zu setzen und dann zu warten, bis etwas Besseres 
kommt, sondern mit dem konstruktiven Referendum kann ein 
Bestandteil einer Vorlage ausgewechselt werden, und die so 
abgeänderte Vorlage wird dann in Kürze in Kraft gesetzt. 
In der Verfassungskommission und in der Staatspolitischen 
Kommission haben wir uns mit diesem Modell eines neuen 
Volksrechtes eingehend auseinandergesetzt. Bei der nähe­
ren Betrachtung bin ich zum Schluss gekommen, dass wir 
das konstruktive Referendum auf Bundesebene nicht einfüh­
ren sollten. Ich kann mich im grossen und ganzen den Kon­
tra-Argumenten anschliessen, welche unsere Berichterstat­
terin, Frau Spoerry, vorgebracht hat, und möchte noch zwei 
Gründe hervorheben, die mir besonders wichtig erscheinen. 
1. Die Konsensfunktion unseres Parlamentes: Im heutigen 
schweizerischen demokratischen Ablauf hat das Parlament 
die wichtige Aufgabe, Gesetze zu erarbeitan, die mehrheits­
fähig sind, also über alle Grenzen hinweg einen Konsens zu 
finden. Dem Parlament kommt so eine Ausgleichsfunktion 
zu. Unser föderalistischer und von unterschiedlichsten Inter• 
essen und politischen Kräften geprägter Staat ist auf diese 
AÜsgleichsfunktion angewiesen. Im konstruktiven Referen­
dum liegt jedoch die Gefahr, dass dieses politische Instru­
ment zum politischen «Jekami» benützt wird, denn jede poli­
tische Gruppierung erhält die Möglichkeit, aus einer Vorlage_ 
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das herauszupflOcken, was ihr gefällt, und das abzulehnen, 
was sie als Belastung empfindet. 
2. Zur Frage der praktischen Umsetzung der Ideen des kon­
struktiven Referendums: Wenn ich mir die Muster der Stimm­
zettel ansehe, wie sie im Anhang zur Botschaft zu finden 
sind, ist das Problem offensichtlich. Das Abstimmungsver­
fahren wird noch komplizierter, denn es ist damit zu rechnen, 
dass dem Volk nebst der Vorlage aus dem Parlament gleich­
zeitig mehrere Gegenvorschläge zur gleichen Vorlage vorge­
legt werden müssen. Sobald aber zu einer Parlamentsvor­
lage gleichzeitig mehr als zwei Gegenvorschläge oder ein 
negierendes Referendum und ein Gegenvorschlag vorliegen, 
sind im Rahmen einer parallelen Abstimmung dermassen 
viele Hauptanträge, Subeventualanträge und Stichfragen zu 
stellen, dass das Ausfüllen der Stimmzettel zu einer höchst 
verwirrlichen Angelegenheit wird. Dies betont auch der Bun­
desrat in seiner Botschaft zu Recht. 
Ich glaube nicht, dass daraus eine Zunahme des Interesses 
der Stimmbürgerinnen und Stimmbürger an politischen Fra­
gen resultiert; eher ziehen sich die Stimmbürger zurück und 
interessieren sich noch weniger für politische Fragen. Damit 
ist aber unseren Volksrechten und unserer Demokratie nicht 
gedient. 
Noch ein Wort zum Antrag Plattner auf Rückweisung. Auf 
den ersten Blick möchte ich auch sagen: Warum sollten wir 
nicht noch einmal über die ganze Sache beraten? Denn die­
ses Modell des konstruktiven Referendums hat etwas für 
sich. Aber die Rückweisung an unsere Kommission bringt 
nichts. Einerseits haben wir uns in der Staatspolitischen 
Kommission ganz klar mit 11 zu 1 Stimmen entschieden, die 
Volksinitiative zur Ablehnung zu empfehlen. Andererseits 
steht die Einführung der allgemeinen Volksinitiative nach wie 
vor bei der Verfassungskommission zur Diskussion. Frau 
Spoerry hat es gesagt: Schon nächsten Dienstag werden wir 
uns damit befassen. Es macht daher keinen Sinn und wäre 
auch ineffizient, wenn die SPK sich parallel zur Verfassungs­
kommission mit dieser Materie auseinandersetzen würde. 
Ich nehme an, dass der zuständige Subkommissionspräsi­
dent, Herr Frick, uns darüber orientiert, wo wir in der Verfas­
sungskommission bezüglich der Beratung der Vorlage B 
(Volksrechte) eigentlich stehen. 
Ich stimme dem Entwurf des Bundesrates und dem Antrag 
der Kommissionsmehrheit zu. 

Aeby Pierre (S, FR): En acceptant la Constitution federale re­
formee, par une petite majorite c'est vrai, mais de maniere 
claire, le peuple a donne le signal qu'il partageait le point de 
vue du Conseil federal et du Parlament d'aller vers des refor­
mes assez fondamentales pour nos mecanismes democra­
tiques et institutionnels. 
Avec la nouvelle Constitution federale, nous avons ouvert la 
porte. Nous sommes sur le seuil d'une piece qu'il taut 
aujourd'hui meubler avant de pouvoir l'habiter. Nous savons 
que les reformes projetees par le Conseil federal sont fon­
dees sur trois a quatre volets: la reforme de la constitution qui 
est un exercice liquide, la reforme des droits populaires (pro­
jet B), la reforme de la justice (projet C), la reforme du Gou­
vernement qui s'ensuivra et peut-ätre aussi une reforme des 
mecanismes parlementaires avec une revision de la loi sur 
les rapports entre les Conseils que nous avons entreprise 
dans les commissions ad hoc. Nous devons absolument tenir 
campte de ce vent favorable aux reformes. 
Quelle est la situation aujourd'hui? Nous la connaissons et je 
suis etonne des propos de Mme la rapporteure et de M. 
Wicki. Nous savons quelle est la situation en ce qui conceme 
le projet B «Reforme des droits populaires». Nous savons 
que le projet B est quasiment mort-ne. Nous savons que 
nous n'allons pas pouvoir le mener a terme et qu'il ne se trou­
vera pas une majorite parlementaire pour le soutenir, et c'est 
normal. Je crois que, lorsqu'on veut reformer les droits popu­
laires, on ne peut pas prendre des droits au peuple, on ne 
peut que lui en donner plus. Pour avoir meconnu cette realite 
toute simple, le Conseil federal s'est trompe en nous presen­
tant un projet B qui prevoit l'augmentation du nombre de si­
gnatures pour le referendum et pour !'initiative populaire. 

L'initiative populaire generale ne compense en aucun cas 
l'augmentation du nombre de signatures. 
Aiors, nous sommes dans un courant de reformes et nous 
n'aurons sous peu absolument plus rien a proposer concer­
nant les droits populaires, car je ne crois pas, comme vous, 
Madame Spoerry, qu'il se trouve aujourd'hui au Parlament 
une majorite pour sauver !'initiative populaire generale. Je ne 
crois pas que nous arriverons a extraire !'initiative populaire 
generale du projet B et a la presenter un jour comme teile, en 
votatlon populaire. C'est donc un leurre qua de dire qua l'inl­
tiative populaire generale remplace !'initiative qua je defends 
aujourd'hui, c'est-a-dire !'initiative «pour un referendum cons­
tructif». 
Sauf erreur de ma part, la commission du Conseil national a 
deja rejete le projet B et, malgre les artifices que nous som­
mes actuellement en train de chercher au sein de la Commis• 
sion de la revision constitutionnelle, nous n'allons pas trouver 
de solution pour le sauver. A !'inverse de ce qu'a fait la com­
mission, nous devrions considerer le referendum constructif 
comme l'occasion unique de voir aboutlr une reforme des 
droits populaires ces toutes prochaines annees. Nous 
n'avons pas le droit d'ecarter cette possibilite en n'entrant 
simplement pas en matiere et en recommandant au peuple 
de rejeter cette initiative. 
De quoi s'agit-il en fait? De rien de tres complique. II s'aglt 
simplement de donner aux citoyennes et aux Citoyens la pos­
sibilite d'lntervenir de maniere positive sur un texte de loi, en 
proposant une alternative au non pur et simple du referen­
dum traditionnel auquel nous sommes habitues; ca non pur 
et simple qui souvent a le defaut de cumuler las opposants 
de divers bords et de freiner les ardeurs parlementaires ou 
gouvernementales en matiere de reformes. Le referendum 
traditionnel est un freln plus souvent qu'll n'est un accelera­
teur de reformes et de progres en toute matiere. 
Dans l'argumentation developpee, j'ai !'Impression qu'aussi 
bien le Conseil federal dans son message d'ailleurs que la 
majorite de la commlssion considerent le citoyen et la ci­
toyenne suisses comme des personnes incapables de dis­
cemer quels sont las enjeux d'une votation populaire. Je ne 
sais pas si vous avez deja fait des tests d'orientation profes­
sionnelle, si vous avez deja pris un magazine et fait un con­
cours pour gagner une voiture ou des vacances, mais c'est 
beaucoup plus complique que le bulletin de vote qui semble 
vous effrayer et auquel d'aiUeurs les cltoyens de Beme et de 
Nidwald sont habitues, puisque ces deux cantons connals­
sent un systeme tout a fait analogue a celui du referendum 
constructif propose par !'initiative en question. Je crois bien 
que c'est plutöt une forme de crainte du peuple qui s'exprime 
ici. C'est une tendance des gouvemants, des parlements 
aussi de croire qua le peuple ne comprend pas, des que c'est 
un peu complique, qu'il n'est pas a meme de juger des en­
jeux. Ca, c'est une vision que je ne peux personnellement 
pas accepter. Le peuple sait tres blen volr ce qul est lmpor­
tant, sait voter sans se tromper, et le peuple suisse a une tres 
longue experience et un grand savoir-falre en matiere d'ex­
pression des droits populaires. 
J'almerals tout de meme rappeler qu'un referendum cons­
tructif ne peut etre depose que sl le projet a ete formellement 
defendu au Parlament par un certain nombre de deputes, 
que ce soit au Conseil des Etats ou au Conseil national. On 
ne peut pas Inventar. Ce n'est pas un groupement de ci­
toyens, un parti politique qui peut inventer l'objet d'un refe­
rendum constructif. 
Un referendum constructlf doit avolr falt l'objet d'une proposl­
tlon formelle dans le debat parlementaire, soutenue au moins 
par trois conseillers aux Etats ou dix conseillers natlonaux. 
Ce n'est pas beaucoup, c'est vrai. On aurait peut-etre pu aug­
menter ce nombre dans un contre-projet; mais vous n'avez 
pas voulu entrer en matiere, la discussion est donc ctose. 
En tout cas, on ne peut pas dire qua ces referendurns pour­
raient se multiplier. Dans les debats parlementaires, les pro­
positiörfs qui aboutissent devant le Parlament ne sont pas le­
gion, et il ast tout de meme exträmement rare qu'on ait deux, 
trois ou quatre propositions de minorite par rapport a un ob­
jet. S'il n'y a pas eu de proposition de minorite ou de propo-
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sition individuelle largement soutenue, il n'est pas possible a 
mes yeux de deposer un referendum constructif. C'est en 
tout cas l'interpretation tres nette et sans equivoque que l'on 
doit donner au texte de !'initiative. 
Vous avez cite l'exemple de la 10e revision de l'AVS. Jene 
vois pas ou, dans la 1 Oe revision de l'AVS, si le referendum 
constructif avait permis de dire oui a la revision et non a l'aug­
mentation de l'äge de ia retraite des femmes, le resultat 
aurait manque de coherence. II avait des incidences financie­
res, vous l'avez dit, mais 9a n'a rien a voir avec la coherence 
legislative de notre ordre juridique. Je considere que le sys­
teme voulu par !'initiative ne met absolument pas en peril la 
coherence de notre ordre juridique. 
C'est pour ces raisons que, comme unique representant de 
la minorite, je vous demande de recommander au peuple et 
aux cantons d'approuver !'initiative. Je crois qu'elle s'inscrit, 
mais alors taut a fait, dans l'euphorie qui veut que nous 
soyons dans une periode de reformes. Et ne pas faire ce pas, 
c'est faire preuve d'une frilosite impardonnable a mes yeux. 
J'espere donc que vous pouvez partager man point de vue et 
soutenir la proposltion de minorite. 

Plattner Gian-Reto (S, BS): Herr Aeby hat die hauptsächli­
chen Gründe alle schon genannt, welche auch mich dazu be­
wegen, es nicht einfach dabei bewenden zu lassen, dass die­
ser Rat das konstruktive Referendum ablehnt und die Initia­
tive dem Volk vorlegt. Ich will sie nicht noch einmal wiederho­
len. Ich wähle vielleicht einen etwas anderen Ausweg aus 
dieser Situation, als Herr Aeby ihn vorschlägt, denn ich finde 
es wirklich schade, wenn diese grundsätzlich doch sehr posi­
tive Idee - das wurde ja auch von der Kommissionspräsiden­
tin und von Mitgliedern der Kommission gesagt - einfach so 
verworfen wird. 
Mir scheint, dass die Gründe, die auf der technischen Seite 
vorgebracht werden, alle ohne weiteres widerlegt werden 
könnten - eine entsprechende Anstrengung beim Nachden­
ken in den Kommissionen und in den Räten natürlich voraus­
gesetzt. Es steht ja nirgends geschrieben, dass man die Vor­
schläge des lnitiativkomitees nicht abändern dürfe, wenn 
man einen Gegenvorschlag macht. Man könnte ohne weite­
res relativ scharfe und klare Bedingungen setzen, damit et­
was überhaupt als konstruktives Referendum, als ein kon­
struktiver Gegenvorschlag möglich wäre: Man könnte das 
Quorum der Zahl der Ratsmitglieder erhöhen, die den Vor­
schlag schon bei den parlamentarischen Beratungen einbrin­
gen müssen; man könnte auch verlangen, dass schon in der 
Kommission entsprechende Minderheitsanträge gestellt wer­
den müssen usw., da sind der Phantasie keine Grenzenge­
setzt. Ich glaube, diese Probleme lassen sich durch geeignet 
hohe Hürden so regeln, dass am Schluss die Befürchtungen 
hinfällig würden, das ganze arte zu einem «Jekami» aus, und 
man hätte viel zu viele technische Probleme. 
Ich glaube aber umgekehrt auch, dass es heute eben Zeit da­
für ist, dass man versucht, dem Volk und auch den politi­
schen Akteuren eine etwas präzisere Einflussmöglichkeit auf 
die Gesetzgebung zur Verfügung zu stellen. Die Anlässe 
wurden genannt, die die Initianten dazu geführt haben, die­
ses konstruktive Referendum überhaupt vorzuschlagen: Es 
war der Mehrwertsteuerbeschluss, um den wir lange geran­
gelt haben - es ging um die Sätze von 6,2 und 6,5 Prozent, 
aufgeteilt in eines oder zwei Pakete -, und es war die 1 o. 
AHV-Revision. Beim Mehrwertsteuerbeschluss ging die Sa­
che ja noch gut, indem das Volk dann beide Vorlagen ange­
nommen hat; man kann sagen, das war schlussendlich rela­
tiv effizient. Bei der 10. AHV-Revision ging es ziemlich schief; 
auch wenn man nicht der Meinung ist, das Rücktrittsalter 
hätte heraufgesetzt werden müssen, muss man sagen, dass 
man sich mit diesem Husarenritt jetzt einfach drei Volksinitia­
tiven eingehandelt hat, die alle noch beraten und diskutiert 
und dem Volk - eine nach der anderen - vorgelegt werden 
müssen. Dies, weil sich viele Gruppierungen die Zwangslage 
nicht gefallen lassen wollten, einem Paket zuzustimmen, das 
gleichzeitig zwar etwas sehr Erwünschtes, aber auch etwas 
sehr Unerwünschtes enthielt. Dieses Beispiel zeigt, dass es 
sehr günstig gewesen wäre, man hätte dort mit einem kon-
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struktiven Referendum eingreifen und dem Volk schliesslich 
die Frage vorlegen können, ob es jetzt eine Finanzierung der 
AHV durch Erhöhung des Rentenalters für die Frauen wolle 
oder ob es nicht eine andere Finanzierung wünsche. Dieser 
Entscheid obliegt schliesslich dem Volk und sonst nieman­
dem in diesem lande, meine ich. 
Ich glaube also nicht, dass hier neben den technischen Pro­
blemen auch ein Kohärenzproblem entstehen würde - immer 
vorausgesetzt, dass man einen guten Gegenvorschlag 
macht. Ich bin enttäuscht von der Staatspolitischen Kommis­
sion. Sie hat sich die Sache meiner Meinung nach etwas zu 
einfach gemacht. 
Nun noch der letzte Grund: In seiner Botschaft schreibt der 
Bundesrat ja auch sehr ausführlich über einen indirekten Ge­
genvorschlag zum konstruktiven Referendum, nämlich über 
eine allgemeine Volksinitiative, die er im Paket B der Verfas­
sungsreform vorgeschlagen hat; Frau Kommissionspräsi­
dentin Spoerry hat darüber berichtet. Ich teile die Meinung 
von Herrn Kollege Aeby, dass dieses Paket von Volksrechten 
im Moment so gut wie tot ist. In der Kommission des Natio­
nalrates wurde es mit einer sehr grossen Mehrheit ad acta 
gelegt, und es nützt mir wenig, wenn die Verfassungskom­
mission des Ständerates noch daran herumarbeitet. Sie wird 
ein Paket wie dieses Paket B nicht durch den Nationalrat 
bringen, das scheint mir klar zu sein. Das Argument des Bun­
desrates, man habe ja nun statt des konstruktiven Referen­
dums diese allgemeine Volksinitiative lanciert, fällt also ei­
gentlich in sich zusammen. 
Mit dem zweiten Teil meines Rückweisungsantrages versu­
che ich, die allgemeine Volksinitiative wieder aufzugreifen. 
Es schiene mir das Mindeste, diese Gelegenheit nun, da wir 
diese Initiative in den Räten haben, zu ergreifen. Wenn wir 
aus den angeführten Gründen schon nicht das konstruktive 
Referendem einführen wollen, wie die Initianten es vorschla­
gen, und wir auch nicht bereit sind, lange über eine Verbes­
serung oder eine technische Vereinfachung nachzudenken, 
sollten wir wenigstens die Gelegenheit benutzen, dieses eine 
Stück aus der Vorlage B des Bundesrates zur Verfassungs­
reform herauszugreifen und dem Volk die allgemeine Volks­
initiative vorzuschlagen. 
Dass diese benötigt wird, ist ja wahrscheinlich weitherum un­
bestritten. Bei der alten Verfassung haben wir die Erfahrung 
gemacht, dass sehr viele Inhalte hineinkamen, die eigentlich 
auf die Gesetzesebene gehört hätten. Weil aber dem Volk 
und den politischen Funktionsträgern die Möglichkeiten fehl• 
ten, dies auf Gesetzesebene einzubringen, musste man es 
eben in die Verfassung hineinschreiben; am Schluss sah 
diese -wie Sie wissen - dann auch entsprechend aus. Jetzt 
haben wir wieder eine «frisch geputzte» neue Verfassung. 
Schon aus staatspolitischen Gründen fände ich es schade, 
wenn wir Jetzt nicht die Türe dazu öffnen würden, dass Dinge, 
die auf Gesetzesebene geregelt werden können und sollen, 
in Zukunft auch dort geregelt werden; dies auch in Fällen, in 
denen das Volk sie vorschlägt, in denen keine Vorlagen des 
Bundesrates oder des Parlamentes vorliegen. 
Die Gelegenheit scheint mir jetzt um so günstiger, als wir 
wohl sonst nicht dazu kommen werden. Wenn wir dieses 
eine Stück nicht aus dem Reformpaket herausnehmen und 
es dieser Volksinitiative gegenüberstellen, dann werden wir 
auf Jahre hinaus noch keine allgemeine Volksinitiative ha­
ben. 
Frau Spoerry sagte, dass man dies in der Verfassungskom­
mission erledigen könnte. Das stimmt natürlich. Es könnte 
auch eine Rückweisung an die Verfassungskommission er­
folgen - zusammen mit der Initiative über das konstruktive 
Referendum. Warum dies nicht in der Verfassungskommis­
sion behandeln statt In der Staatspolitischen Kommission? 
Das wäre mir egal. Es scheint mir aber, dass für ein Paket, 
das sich zwar «Verfassungsreform» nennt, von dem aber nur 
noch ein kleiner Teil übrigbllebe, der Weg über die Staatspo­
litische Kommission der bessere wäre. Es wäre besser, wenn 
wir -sie beauftragen würden, die Notlösung «allgemeine 
Volksinitiative» so aufzubereiten, dass sie dem Plenum vor­
gelegt und dem Volk zur Abstimmung unterbreitet werden 
könnte. 
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Dies sind die Gründe für meinen Rückweisungsantrag. Ich 
bitte Sie, ihm zuzustimmen. 
Die Möglichkeiten, die ich mit der Begründung der Rückwei­
sung offenlasse, sind so breit, dass eine vernünftige Lösung 
zumindest nicht verunmöglicht ist, sondern dass wir - allen­
falls durch dle Einführung der allgemeinen Volksinitiative - im 
Gegenteil staatspolitisch einen grossen Schritt vorwärts ma­
chen könnten. Im übrigen wird das Volk natürlich ohnehin 
über die Initiative für das konstruktive Referendum abstim­
men können. Ich habe den Eindruck, dass es recht schwierig 
sein wird, ihm zu erklären, dass es sich ein Recht nicht geben 
lassen soll, das es eigentlich haben könnte und das zu haben 
durchaus einleuchtend ist - aufgrund der Erfahrungen und 
auch der Begründungen, die wir ihm geben können. 

Frlck Bruno (C, SZ): Herr Plattner möchte zwei Dinge errei­
chen: Erstens möchte er einen materiellen Gegenvorschlag, 
eine verbesserte Auflage der Volksinitiative, an die er offen­
bar selber nicht mehr ganz glaubt. Die Berichterstatterin und 
Herr Wicki haben klar gesagt, dass die SPK keinen Gegen­
vorschlag, kein konstruktives Referendum in dieser oder ei­
ner ähnlichen Art anstrebt. Dazu äussere ich mich nicht wel• 
ter. Ich unterstütze diese Haltung, zusammen mit der prak­
tisch geschlossenen Kommission. 
Ich möchte mich aber als zuständiger Präsident der Subkom­
mission «Volksrechte» der Verfassungskommission zum 
zweiten Punkt äussem, den Sie, Herr Plattner, anführen, wo­
nach die SPK über die Einheits-Initiative befinden soll. Nun 
werden wir ja nächste Woche in der Verfassungskommission 
darüber entscheiden, wie wir weiter vorgehen. Wir haben bis­
her die Auffassung vertreten, dass die ganze Revision der 
Volksrechte gesamthaft behandelt werden soll; dabei soll es 
bleiben. Es 1st in der Tat nicht klug, wenn man nur ein Instru­
ment - die Einheits-Initiative - herausgreift und alle anderen 
Punkte, die ebenfalls wesentlich sind, ausser acht lässt. Es 
geht dabei nicht nur um die Unterschriftanzahl, es geht auch 
um das Finanzreferendum, um die Referenden gegen Ver­
waltungsakte usw.; das sind ebenfalls wesentliche Punkte, 
die gesamthaft betrachtet werden müssen. Das ist nicht klug, 
das ist keine gute Arbeit. Belassen wir alles bei der Verfas­
sungskommission, damit wir dort weitersehen können. 
Ein weiterer Punkt, der mir von Bedeutung scheint: Die 
Volksinitiative will das konstruktive Referendum einführen. 
Nun wollen Sie, Herr Plattner, einen Gegenvorschlag erar­
beiten lassen, der die Einheits-Initiative betrifft. Im gleichen 
Erlass wollen Sie also das konstruktive Referendum und die 
Einheits-Initiative regeln. Das geht nicht, wie ich meine. Da­
mit verletzen Sie den Grundsatz der Einheit der Materie. 
Ober eine Regelung des Initiativrechtes und eine Regelung 
des Referendumsrechtes darf nicht gemeinsam entschieden 
werden, sonst verletzt man den Grundsatz der Einheit der 
Materie. Das geht nur - so, wie es bei der Reform der Volks­
rechte vorgesehen ist- als «kleine Totalrevision» der Verfas­
sung. Das Vorgehen ist rechtlich gar nicht zulässig, zumin­
dest aber sehr bedenklich. 
Auch aus diesen Gründen bitte ich Sie, dem Rückweisungs­
antrag Plattner nicht zu folgen, sondern die beschlossene Ar­
beitsweise beizubehalten, die Revision der Volksrechte der 
Verfassungskommission zu überlassen und dieses Geschäft, 
die Volksinitiative «Mehr Rechte für das Volk dank dem Re­
ferendum mit Gegenvorschlag», separat zu behandeln, so 
wie es sich gehört. Es wäre in der Tat nicht klug, wenn wir auf 
eine einzelne Volksinitiative mit einer Totalrevision der Volks­
rechte antworten würden. Das entspricht auch nicht dem 
Stellenwert, den eine einzelne Volksinitiative verdient. 
Aus diesen Gründen bitte ich Sie, dem Antrag zu folgen, wie 
ihn Frau Spoerry für die Kommission formuliert hat. 

Büttlker Rolf (R, SO): Zu den Voten von Herrn Aeby und 
Herrn Plattner muss man doch noch etwas sagen. Vor allem 
die Argumentation von Herrn Aeby ist derart falsch, dass 
nicht einmal das Gegenteil davon richtig ist. Herr Aeby, es 
gibt doch noch einige Punkte, die man klarstellen muss, und 
diese Fragen werden auch nicht mit dem Rückweisungsan­
trag Plattner beantwortet. 

1. Man muss klar festhalten - Frau Spoerry hat das auch an­
getönt-, dass die ganze Frage des Ständemehrs im Zusam­
menhang mit dem konstruktiven Referendum nicht gelöst ist. 
Diese Frage wird auch in der Botschaft etwas stiefmütterlich 
behandelt. Aber als Ständerat haben wir grundsätzlich die 
Aufgabe, uns zu überlegen, welchen Einfluss die Einführung 
des konstruktiven Referendums auf das Ständemehr hat. Als 
überzeugte Föderalisten und Vertreter der Kantone dürfen 
wir eine Schwächung des Ständemehrs nicht einfach hinneh­
men. Es ist unbestritten, dass das konstruktive Referendum 
das Ständemehr zum Teil aushebeln würde. 
2. Folgendes hat Frau Spoerry ebenfalls angesprochen, und 
ich möchte es noch verstärken: Die Stellung des Parlamentes 
wird geschwächt. Im Gesetzgebungsprozess hat das Paria• 
ment zu Recht eine herausragende Stellung. Es ist gewollt, 
dass das Parlament auch in Zukunft am Drücker bleibt. Wir 
wollen keine Gesetzgebung «von der Strasse». Wir wollen 
eine kohärente Gesetzgebung, die mit der Einführung des. 
konstruktiven Referendums arg gefährdet würde. Deshalb 
hat das Referendum in der Schweiz mit gutem Grund immer 
Vetocharakter in bezug auf das ganze Gesetzeswerk, das ist 
das Entscheidende. Das Volk muss die Möglichkeit haben, zu 
einer ganzen Gesetzesvorlage des Parlamentes nein zu sa­
gen. Wenn es nein sagt - das ist auch schon passiert-, dann 
ist das Parlament wieder gefragt. Dann ist das Parlament wie­
der am Drücker. Es soll sich erneut zusammenraufen und ei­
nen neuen, besseren Vorschlag ausarbeiten. 
3. Zum Reformpaket Volksrechte hat man sich bereits geäus­
sert, ich möchte das nicht wiederholen. Für mich ist eben das 
Vorlagen von. Alternativen, wie sie nun das Reformpaket 
Volksrechte vorschlägt, eine gängige Altemative zu diesem 
konstruktiven Referendum. Es besteht aber ein wesentlicher 
Unterschied, und zwar der, dass auch bei jenen Alternativen 
das Parlament am Drücker bleibt. Das Parlament hat die Ent­
scheidungsbefugnisse, das Parlament kann die Zügel in den 
eigenen Händen behalten. 
4. Ich bin überzeugt - dieser Punkt wurde noch nicht er­
wähnt-, dass das konstruktive Referendum eine Bremsfunk­
tion im Gesetzgebungsprozess haben wird. Viele Leute fin­
den heute schon, dass in der Schweiz alles zu langsam geht 
und zu lange dauert. Mit der Einführung des konstruktiven 
Referendums droht eine weitere, entscheidende Verlangsa­
mung des Gesetzgebungsverfahrens. Der wichtigste Grund 
hierfür dürfte die Gültigkeitsprüfung sein. Die Initianten ha­
ben sich nie klar dazu geäussert, wie sie sich das mit der Gül­
tigkeitsprüfung vorstellen. Ich bin klar der Meinung - Frau 
Bundesrätin Metzler hat sich in der Kommission auch in die­
ser Richtung ausgesprochen -, dass auch für Gegenvor­
schläge eine Gültigkeitsprüfung zwingend vorgeschrieben 
werden muss. 
Ein Quorum von fünf Prozent der Mitglieder eines Rates ist 
keine ausreichende Garantie für die Verfassungsmässigkeit 
von Gegenentwürfen. Herr Plattner, auch wenn Sie das Quo­
rum noch etwas erhöhen, ersetzt das eine Gültigkeitsprüfung 
niemals. Das Verfassungsrecht und das zwingende Völker­
recht bilden das elementare Rechtsgut der Schweiz, das auf 
keinen Fall durch Gesetzesrecht ausgehebelt werden darf. Es 
darf nicht angehen, dass Volksinitiativen diesbezüglichen 
Vorgaben genügen müssen, dass das konstruktive Referen­
dum diese Hürden aber nicht überspringen muss. Das kann 
nicht angehen, das kann auch nicht der Sinn der Initiative 
sein. Die eingereichten Entwürfe müssen unbedingt geprüft 
werden. Das benötigt Aufwand und Zeit, das ist unbestritten, 
aber diesen Aufwand und vor allem diese Zeit haben wir ei­
gentlich nicht. 
5. Noch ein letzter Punkt: Es gäbe mehr und kompliziertere 
Abstimmungen. Mit Einführung des konstruktiven Referen­
dums, das dürfte auch klar sein, würde die Zahl der Abstim­
mungsvorlagen nochmals ansteigen. Die Beanspruchung 
der Stimmbürgerinnen und Stimmbürger würde weiter anstei­
gen, die politischen Gruppierungen, die Bundeskanzlei und 
die Abstimmenden selber hätten zunehmend Mühe, die 
Übersicht im Abstimmungsdickicht zu wahren. Wenn meh­
rere Gegenentwürfe vorliegen, kombiniert mit dem negativen 
Referendum, würde die ganze Sache auf dem Abstimmungs-
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zettel derart kompliziert und unübersichtlich, dass wir statt 
von einem AbstiJTlmungszettel von einem Lottoschein spre­
chen müssten. Uber das Resultat der Abstimmung würden 
weniger der Wille der Umengänger als vielmehr Glück und 
Zufall entscheiden. Schauen Sie sich einmal auf den Seiten 
48 und 49 der Botschaft einen solchen Stimmzettel an, der 
auf zwei Gegenentwürfen und einem negierenden Referen­
dum basiert. Es könnte ja durchaus sein, dass dann noch 
mehr Gegenentwürfe eingereicht würden. Ich muss Ihnen sa­
gen, Herr Plattner: Mit diesem Beispiel kann man dem Volk 
dann auf einfache Weise erklären, warum man dem kon­
struktiven Referendum im Sinne der Initiative auf keinen Fall 
zustimmen soll. Denn bei drei Hauptfragen, Subeventualfra­
gen mit Buchstaben a, b und c und dann noch drei Stichfra­
gen zum gleichen Thema erübrigt sich jeder Kommentar. 
Das führt zur Überforderung nicht nur der Stimmbürgerinnen 
und Stimmbürger wenn Ich so hinschaue, wie jeweils die 
Abstimmungsbüros Mühe haben, die Mehrheiten und die 
richtigen Resultate zu ermitteln -, sondern ich kann mir auch 
vorstellen, dass die Miliz-Wahlbüropräsidenten in unseren 
Städten und Gemeinden dann auch noch ihre Schwierigkei­
ten hätten, bei solchen Abstimmungen die Mehrheiten aus­
zuloten und den tatsächlichen Willen der Umengänger fest­
zustellen. 
Aus all diesen Gründen bitte ich Sie, der Kommission bzw. 
der Mehrheit zu folgen und dem Antrag der Minderheit Aeby 
und dem Rückweisungsantrag Plattner nicht stattzugeben. 

Delalay Edouard (C, VS): Le Conseil federal releve dans son 
message relatif a !'initiative populaire «Referendum construc­
tif» que celui-ci entrainera des complicatlons extraordinalres 
pour les citoyens appeles a voter et qu'il n'ameliorera que de 
f~n tres superflcielle les mecanlsmes actuels. Je souligne 
aussi que le referendum constructif enleverait au Parlament 
sa credibilite. II se trouverait plus expose qu'aujourd'hui a l'ln­
fluence des groupes de pression et menace dans sa mission 
d'arbltrage. 
Je partage totalement ce point de vue du Conseil federal, 
comme les doutes qui ont ete emis taut a !'heure par M. Büt­
tiker concemant les complications lors du vote. II suffit effec­
tivement de voir les exemple donnes a la fin du message du 
Conseil federal pour s'en convaincre. II est evident qu'en cas 
d'accumulation de contre-propositions relatives au meme 
projet ou en cas de comblnaison de plusieurs contre-propo­
sitions avec le referendum suppressif que nous connaissons 
aujourd'hui, nous nous trouverions devant la necessite d'or­
ganiser plusieurs votations consecutives sur le meme objet. 
Or, les citoyens qui se plaignent aujourd'hui deja d'etre sou­
vent appeles a se prononcer sur des objets federaux, qui ont 
de la peine a se faire une opln!on lors de consultations multi­
ples le mäme jour de votation seralent sans doute encore 
plus desorientes de devoir se prononcer a plusieurs reprises 
successives sur un objet de mäme nature. Une teile formule 
n'est sans doute pas favorable a une amelioration de la par­
ticipation populalre lors des votations federales. A force 
d'etre appele a s'exprimer sur des sujets secondaires, le peu­
ple en arrivera a refuser de donner son avis lors de consulta­
tions plus importantes. 
Le referendum constructif donne en effet a n'importe quel 
groupement d'opposants la possibillte d'isoler un element du 
projet adopte par le Parlament, a la condition que 1 o pour 
cent des membres d'un des Conseils l'ait approuve. Ainsi, on 
l'a deja dlt, trois conseillers aux Etats qul voient une de leur 
proposltion ecartee au Conseil peuvent la voir reprise par un 
groupe d'opposants, qui auraient cent jours pour preparer 
une contre-proposltlon constructive en vue de corriger le 
texte issu des Chambres. C'est en cela aussi que le referen­
dum constructif Oterait au Parlament sa credibilita. Si une mi­
norite de trois conseillers aux Etats peut ouvrir la voie a des 
proposltions populaires multiples, meme si elles sont cons­
tructives, c'est a coup s0r la destruction du röle du Parlament, 
ou en taut cas son affaiblissement. 
Or, je suis pour le maintien d'un Parlament qui joue son röle 
par sa representativite et qui presente au peuple, apres des 
debats complets et nourris, une alternative claire. 
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L'ouverture, a la suite des decisions des Chambres federa­
les, d'une serie de possibilites differentes pour les citoyens 
ne ferait que compliquer notre vie politique et desorienter la 
population qui devrait se prononcer en demier ressort. Le 
Parlament se doit de presenter des projets qui forment un 
taut, avec des avantages et des inconvenients. La vie pollti• 
que est ainsl falte qu'il est illusoire de !aisser penser qu'on 
peut avoir le beurre et l'argent du beurre, qu'il suffit d'accep­
ter les services publics et d'autre part refuser d'en payer le 
prix. C'est sous ce demier aspect aussi que cette initiative est 
critiquable, car eile ouvre la porte a une sorte de demagogie 
qui permet de faire croire que des prestations de l'Etat peu­
vent etre obtenues, sans qu'il sott necessaire de mettre a sa 
disposition les moyens indispensables. En cela, le referen­
dum constructif est un jeu de dupes et, a mon avis, il est tout 
a fait inopportun de tromper les citoyens de la sorte et du 
meme coup d'affaiblir notre assemblae. 
Ces raisons m'amenent a rejeter !'initiative populaire. en 
question, et a suivre de la sorte le Conseil federal. 
S'agissant du renvoi a la commission pour etudier des varian­
tes. L'idee peut en effet se defendre. Toutefois, jene suis pas 
convaincu que ce serait une banne chose, alors qua nous sa­
vons fort bien que le chapltre de la constitution sur les droits 
populalres doit encore ätre etudie et debattu. En conse­
quence, Je ne vois pas l'interet de reprendre sectoriellement 
ce sujet en commission, alors que nous pouvons le faire 
d'une far,,on globale et, a mon avis, beaucoup plus efficace a 
l'occaslon de la revision des droits populaires dans la consti­
tution. 
C'est pour cette raison que, comme membre de la commis• 
sion, je ne suis pas favorable au fait de raexaminer sapare­
ment un contre-projet a cette initiative populaire. 

Brunner Christiane (S, GE): Actuellement, les citoyens et les 
citoyennes ont uniquement a disposltion !'initiative populaire 
pour concretiser leur force de proposition. Le Conseil federal, 
puis le Parlament, peut alors soit opposer un contre-projet di· 
rect ou indirect a !'initiative populaire, soit egalement faire 
usage de son droit de proposition, et le peuple peut ainsi ätre 
appele a se prononcer de maniere constructive. 
Le raferendum, au contraire, est l'expresslon d'un elan d'op­
position, et les cltoyennes et les citoyens appeles aux umes 
sont contraints de se determiner entre deux points de vue, et 
ce, 'Souvent dans une amblance de tres grande polarisation. 
II existe une voie entre le taut suppressif et l'acceptation sans 
reserve des projets legislatifs: c'est celle du referendum 
constructif. Pourquoi ne pas permettre a la population, a l'ins­
tar des parlementaires, de tirer profit des dabats et d'en reti­
rer eventuellement un enseignement constructif? J'ai tou­
jours ete etonnee, a !'inverse de certains collegues, de cons­
tater a quel polnt le peuple sulsse est a mäme de se pronon­
cer de maniere tres differenciee sur des objets qui sont 
finalement tres complexes. 
Le referendum constructif comporte l'avantage d'eviter une 
polarisation apres les debats parlementaires, puisque des 
propositions peuvent alors deja etre soumises en discussion 
au Parlament. Pouvoir s'exprimer sur une variante est pro­
pre, a mon avis, a revltaliser la democratie directe et, par voie 
de consequence, a aooroitre l'intarät de la population a la 
chose publique et a la politique dans son ensemble, puisque 
c'est lui donner voix au chapitre, la considerer comme une in­
terlocutrice a part entiere, plutöt que comme un arbltre entre 
deux positions tout a fait opposaes. En lieu et place d'annuler 
les resultats d'un compromis en raison d'une opposltion a 
une partie seulement de ce demier, le referendum constructif 
permet d'aller de l'avant et de ne pas freiner le processus le­
gislatif. 
J'aimerais prendre un autre exemple que ceux qui ont ete in­
voques. Le referendum contre la revision partielle de la loi sur 
l'assurance-invalidita a ete lance parce qu'elle prevoit la sup­
pression du quart de rente. Las autres modifications propo­
sees n'etaient pratiquement pas contestees. Et en cas de re­
fus de cet objet le 13 juin 1999, le processus legislatif devra 
reprendre ab initio, alors que le referendum constructif auralt 
permis de mettre en vigueur rapidement cette revision par-
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tielle, amputee de l'unique dispositlon contestee. Avec le re­
ferendum suppressif, nous nous retrouvons maintenant a la 
case depart, et il est probable qua la revision de la lol sur ras­
surance-invalidite se poursuive dans une ambiance plus con­
flictuelle. 
De surcroit, a la difference du referendum traditionnel, le re­
ferendum avec contre-projet exclut des alliances contre na­
ture entre des groupes qui s'opposent politiquement. 
Le Conseil federal oppose au referendum constructif !'initia­
tive populaire generale. Je ne suis pas opposee a l'introduc­
tlon d'une teile initiative, car alle n'est pas du taut incompati­
ble avec l'introduction du referendum constructif. Ce demier 
permet a la population d'agir dans l'immediatete, taut de suite 
apres la votation finale, alors que !'initiative populaire gene­
rale, eile, presenterait le desavantage d'entrainer un lang 
processus parlementaire avant d'etre soumise a la votation 
populaire. Le referendum constructif n'enleve strictement 
rien a la competence des cantons, ceci a l'attention de 
M. Büttiker, puisqu'il se place dans le cadre du referendum 
et, blen sür, non pas dans ie cadre d'une initiative populaire. 
Ce sont la las raisons pour lesquelles je vous invite a soutenir 
la proposition de minorite Aeby. 

Bloetzer Peter (C, VS): Wenn ich mich hier zu dieser Vorlage 
äussere, dann deshalb, weil ich Mitglied der Verfassungs­
kommission bin. Aus der Sicht der Verfassungskommission 
ist es unbestritten, dass die Volksrechte reforrnbedürftig sind. 
In diese Richtung geht auch diese Volksinitiative. Es ist rich­
tig, wenn Herr Aeby und auch Herr Plattner einen Konnex zu 
diesem Reformpaket Volksrechte machen. Wir sind uns einig 
darüber, dass unsere geltenden Volksrechte dazu führen, 
dass wir zu oft über unwichtige Belange abstimmen und dem 
Volk oft keine Gelegenheit geben, sich zu wichtigen Fragen 
zu äussem, wie dies der frühere Departementsvorsteher, 
Bundesrat Koller, der Kommission und dem Plenum wieder­
holt dargelegt hat. 
Herr Kollege Aeby, der offensichtlich ein überzeugter Befür­
worter dieser Volksinitiative ist, begründet diese, indem er 
sagt, die Reform der Volksrechte sei tot und man könne nicht 
damit rechnen, dass sie in den Räten durchkomme. Dies ist 
für jemand, der Mitglied der Verfassungskommission und 
Präsident einer Subkommission der Verfassungskommis­
sion ist, doch eine kleinmütige Haltung. Hier im Ständerat 
sollten wir uns zutrauen, diese Vorlage so zu bearbeiten, 
dass sie sowohl im Nationalrat als auch vor dem Volk eine 
Chance hat, gerade weil der Reformbedarf ganz klar vorhan­
den ist. In keiner Weise, so glaube Ich, sind Zweifel am Er­
folg des Reformpaketes ein stichhaltiges Argument, um die­
ser Volksinitiative mit ihren offensichtlichen Mängeln zuzu­
stimmen. 
Was Herr Kollege Plattner beantragt, nämlich Rückweisung 
dieses Geschäftes, ist vom Ansatz der Effizienz der parla­
mentarischen Tätigkeit her betrachtet falsch. Denn wir haben 
ja eine Verfassungskommission, die sich just mit diesen Fra­
gen bereits beschäftigt und den Willen hat, diese weiter zu 
bearbeiten. Wenn schon zurückweisen, dann nicht jetzt in 
diesem Rat; dies kann allenfalls der Zweitrat tun, unter Be­
rücksichtigung dessen, was unsere Verfassungskommission 
und der Ständerat in bezug auf die Volksrechte erarbeitet ha­
ben. 
Aus diesen Gründen beantrage ich Ihnen, sowohl den Antrag 
der Minderheit Aeby wie auch den Rückweisungsantrag 
Plattner abzulehnen. 

Aeby Pierre (S, FR): Tres brievement, J'aimerais rectifier 
deux erreurs de fait, a man avis, dans l'argumentation, d'une 
part, de M. Büttiker et, d'autre part, de M. Bioetzer. 
1. La serie de reproches adresses au referendum constructif 
par M. Büttiker, on peut les faire aujourd'hui au referendum 
suppressif que nous connaissons. Le referendum suppressif 
ne tient pas non plus campte de la volonte des cantons, il est 
uniquement l'expression d'une volonte de la majorite du peu­
ple qui dit oui ou qui dit non, a un moment donne. C'est cela 
qui fait partie des qualificatifs d'un referendum, et ce n'est 
pas propre au referendum constructif. 

2. Monsieur Bloetzer, si nous avons ces demieres annees 
souvent vote sur des elements peu importants - «Kleinig­
keiten», comme vous avez dit --, ce n'est pas a cause du re­
ferendum ou de l'inltiatlve, c'est a cause de l'ancienne COns­
titution federale et c'est souvent pour supprimer des interdic­
tions d'absinthe, pour supprimer des articles sur la fabrication 
des uniformes militaires, etc. C'est la qu'on a dit: «Oui, le 
peuple suisse vote trop souvent et II est appele a se pronon­
cer vralment sur des details», mais ce n'etait jamais a cause 
d'un referendum. Au contraire, les referendums se concen­
trent en general sur des choses importantes. II n'y a qu'a pen­
ser ä la votation populalre que nous aurons le 13 juin. II n'y a, 
dans cette votation et dans celles qui font l'objet de referen­
dums, absolument aucune «Kleinigkeit». Et il ne s'agissait, 
dans les demiers referendums de cette legislature, que ce 
soit la loi sur le travail, que ce soit l'arrete federal sur le finan­
cement de l'assurance-chömage, nullement de details, mais 
bien de choses importantes. II taut donc faire attention. 
lorsqu'on argumente dans cette matiere, et ne pas travestir 
certains faits qui doivent s'imposer a notre reflexion. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Auf den ersten Blick ist das kon­
struktive Referendum auch für den Bundesrat eine durchaus 
bestechende Idee. Der Bundesrat kommt aber nach vertiefter 
Prüfung und nach Abwägung der positiven und negativen 
Elemente der vorliegenden Volksinitiative zum Schluss, dem 
Volk sei deren Ablehnung zu beantragen. Die Einführung des 
konstruktiven Referendums wäre nämlich mit einer Reihe 
von Problemen verbunden, die von den lnitiantinnen und In­
itianten zuwenig bedacht wurden. 
Ich werde zuerst ein ganz wichtiges Problem, die Vereinbar­
keit von Gegenentwürfen mit höherstufigem Recht, beleuch­
ten und anschliessend ganz kurz im einzelnen die Gründe für 
die ablehnende Stellungnahme des Bundesrates darlegen. 
Die lnitiantlnnen und Initianten gehen implizit davon aus, 
dass das Quorum von 5 Prozent der Mitglieder eines Rates 
ausreichende Garantie für die Verfassungsmässigkeit von 
Gegenentwürfen ist. Der Bundesrat ist hier anderer Meinung. 
Das Verfassungsrecht und das zwingende Völkerrecht bilden 
das elementare Rechtsgut der Schweiz, das auf keinen Fall 
durch Gesetzesrecht gebeugt werden darf. Es darf nicht an­
gehen, dass zwar Verfassungsinitiativen gewissen Voraus­
setzungen wie der Einheit der Form und der Materie sowie 
der Vereinbarkeit mit dem zwingenden Völkerrecht genügen 
müssen, beim konstruktiven Referendum aber die Vereinbar­
keit mit Verfassungs- und Völkerrecht nicht sichergestellt 
wird. Der Bundesrat gelangt aus diesem Grund zum Schluss, 
dass für Gegenentwürfe eine Gültigkeitsprüfung angebracht 
ist. Eine solche Prüfung ist mit dem Text des Volksbegehrens 
nicht unvereinbar. Sie hat aber ihren Preis. Sie benötigt Auf­
wand und Zeit. 
Für den Bundesrat stehen vor allem vier Nachteile im Vorder­
grund, auf Grund derer er Ihnen beantragt, die Volksinitiative 
zur Ablehnung zu empfehlen. 
Der Bundesrat ist erstens der Meinung, dass die im Rahmen 
des Reformpaketes Volksrechte vorgeschlagenen neuen 
Möglichkeiten, namentlich die allgemeine Volksinitiative und 
die Vorlage von Alternativtexten, die besseren Instrumente 
sind. Die allgemeine Volksinitiative hat gegenüber dem kon­
struktiven Referendum zwei grundlegende Vorteile. Einer­
seits kann sie die Konsistenz der Rechtsordnung besser 
wahren, indem sie der Bundesversammlung die Entschei­
dung überlässt, ob ein Anliegen auf Verfassungs- oder Ge­
setzesebene verwirklicht werden soll oder muss. Anderseits 
hat die allgemeine Volksinitiative auch den Vorteil, dass die 
Suche nach geeigneten Lösungen nicht U!',lter dem Damo­
klesschwert von lnkrafttretensfrlsten steht. Anderungen kön­
nen auch nach Ablauf der Referendumsfrlst vorgenommen, 
und allfällige negative Erfahrungen mit dem Gesetz können 
ausreichend berücksichtigt werden. 
Der zweite Nachteil Ist eine weitere Verlangsamung des Ge­
setzgäoungsverfahrens. Der wichtigste Grund liegt dabei in 
der Gültigkeitsprüfung von Gegenvorschlägen. Diese kann in 
einzelnen Fällen einen erheblichen Zeitaufwand verursa­
chen. Voraussichtlich wird man die Gültigkeitsprüfung durch-
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führen, sobald im Parlament ein Gegenvorschlag eingereicht 
wird. längst nicht alle Gegenvorschläge werden indessen 
zustande kommen. Die Prüfung aller angekündigten kon­
struktiven Referenden dürfte deshalb zu erheblichem Leer­
lauf führen. Wie jedes Instrument würde auch das konstruk­
tive Referendum Vor-, Neben- und Nachwirkungen zeitigen. 
Es ist abzusehen, dass im Parlament vermehrt Minderheits­
anträge bzw. Gegenvorschläge eingereicht würden, damit 
die Chancen für die Lancierung eines konstruktiven Referen­
dums gewahrt blieben. Dadurch würde der Gesetzgebungs• 
prozess zusätzlich verlangsamt. 
Der dritte Nachteil ist die Gefährdung der Konsensfunktion 
des Parlamentes. Das Parlament hat ja die Aufgabe, unter 
den divergierenden Kräften einen Ausgleich zu finden, der es 
ertaubt, die Referendumshürden zu nehmen. Mit dem kon­
struktiven Referendum wird es möglich sein, irgend einen Be• 
standteil des geschnürten Paketes herauszubrechen und zur 
Abstimmung zu bringen. Das neue Instrument dürfte zum Ro­
sinen picken verleiten. Die Rolle des Parlamentes, mehrheits­
fähige Gesetze zu schaffen, würde in Frage gestellt werden. 
Der vierte Nachteil ist die mögliche Überbeanspruchung der 
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger. Es käme wohl häufiger 
zu Abstimmungen, und es gäbe kompliziertere Abstim­
mungsverfahren. Darüber wurden heute in Ihrem Rat ja be­
reits verschiedene Ausführungen gemacht. 
Dies sind aus Sicht des Bundesrates die wesentlichen 
Gründe, weshalb er Ihnen beantragt, diese Volksinitiative 
Volk und Ständen mit der Empfehlung auf Ablehnung zur Ab­
stimmung zu unterbreiten sowie den Minderheitsantrag Aeby 
und den Rückweisungsantrag Plattner abzulehnen. 
Eine Zustimmung zur vorliegenden Volksinitiative oder deren 
Rückweisung an die Kommission hätte ungünstige Konse­
quenzen für die Reform der Volksrechte. Der Nationalrat wird 
morgen über dieses Geschäft beraten und darüber entschei­
den müssen, ob er dem Antrag der Verfassungskommission 
auf Nichteintreten folgen wird. Der Bundesrat ist weiterhin 
der Auffassung, dass die Reform der Volksrechte aus einer 
Gesamtschau heraus erfolgen sollte. Nur im Rahmen eines 
Reformpaketes ist es möglich, die notwendige Ausgewogen­
heit sicherzustellen und zu vermeiden, dass die Volksrechte 
einseitig eingeschränkt oder ausgeweitet werden. 
Die Verfassungskommission Ihres Rates wird sich bereits 
wieder am 15. Juni 1999 mit dem Reformpaket befassen. An 
ihr wird es liegen, einen gangbaren Ausweg aus der gegen­
wärtigen Pattsituation zu suchen. Der Nationalrat wird bei der 
Beratung der vorliegenden Initiative die Arbeiten der Verfas­
sungskommission Ihres Rates aufmerksam verfolgen und, 
falls entgegen unseren Hoffnungen kein befriedigendes Er­
gebnis erzielt wird, auf eine Lösung im Sinne des Antrages 
Plattner zurückkommen können. Mit der Ablehnung des An· 
trages Plattner kann vermieden werden, dass die Behand­
lung der vorliegenden Volksinitiative blockiert wird, bis Klar­
heit über den für die Reform der Volksrechte einzuschlagen­
den Weg besteht. 
Auch aus diesem Grund empfiehlt Ihnen der Bundesrat, dem 
Antrag der Kommissionsmehrheit vollumfänglich zuzustim­
men. 

Eintreten ist obligatorisch 
L'entree en matiere est acqulse de pleln drolt 

Präsident: Wir stimmen über den Antrag Plattner auf Rück­
weisung der Vorlage an die Kommission ab. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag Plattner 
Dagegen 
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5 Stimmen 
35 Stimmen 

Bundesbeschluss über die Volkslnltlatlve «Mehr Rech­
te für das Volk dank dem Referendum mit Gegenvor­
schlag (Konstruktives Referendum)» 
Arrtte federal concernant l'lnHlatlve populalre «pour 
davantage de drolts au peuple grice au referendum 
avec contre-proposltlon (Referendum constructlf)» 

Detailberatung - Examen de detai/ 

Tltel und Ingress, Art. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Tltre et preambule, art. 1 
Proposition de /a commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art.2 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Aeby} 
.... die Initiative anzunehmen. 

Art. 2 
Proposition de /a commission 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 
Minorite 
(Aeby) 
.••. aux cantons d'approuver !'Initiative. 

Abstimmung- Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Gesamtabstimmung - Vote sur l'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes 
Dagegen 

An den Nationalrat - Au Conseil national 

35 Stimmen 
5 Stimmen 

36 Stimmen 
5 Stimmen 
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Vallendar Dorle (R, AR), für die Kommission: Die Volksini­
tiative «Mehr Rechte tar das Volk dank dem Referendum mit 
Gegenvorschlag» will die Palette der Volksrechte um das so 
genannte konstruktive Referendum ergänzen. Das Ziel der 
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1 nltianten ist es, dass neben dem fakultativen Gesetzesrefe­
rendum auch das so genannte konstruktive Referendum von 
50 000 stimmberechtigten Bürgerinnen und Bürgern oder 
von acht Kantonen innert der ordentlichen Referendumsfrlst, 
d. h. nach Erlass eines Bundesgesetzes durch das Parla­
ment, benutzt werden kann. 
Der Tltel der Initiative ist zugleich auch Ihr Ziel. Das neu vor­
geschlagene Instrument soll es den Stimmberechtigten er­
möglichen, vom Parlament verabschiedetes Recht abzuän­
dern und mit einem Gegenvorschlag einzelne Bestimmun­
gen einer Vorlage In ihrem Sinne zu verbessern, ohne dass 
das fakultative Referendum gegen das ganze Gesetz ergrif­
fen werden masste. Dabei müssen diese Gegenvorschläge 
im Parlament bereits von mindestens fünf Prozent der Mit­
glieder eines Rates befürwortet sein. 
Der Volksvorschlag im Sinne des konstruktiven Referen­
dums ersetzt aber nicht das normale, negierende, fakultative 
Referendum. Dies bedeutet, dass diejenigen Stimmberech­
tigten, die den Status quo beibehalten möchten, das fakulta­
tive Referendum benutzen müssen. 
Die Initiative ist mit 123 205 gültigen Unterschriften zustande 
gekommen und Im März 1997 eingereicht worden. Sie wird 
unter anderem unterstützt vom Schweizerischen Gewerk­
schaftsbund, von der Sozialdemokratischen Partei der 
Schweiz, der Granen Partei der Schweiz und der Evangeli­
schen Volkspartei der Schweiz, ebenso vom Verein Alpenin­
itiative, vom Verkehrs-Club der Schweiz, vom WWF Schweiz 
und von anderen Organisationen. 
Ihre Kommission hat an zwei Sitzungen sowohl einen Vertre­
ter der Initianten angehört als auch diese Initiative diskutiert. 
Die Mehrtieit der Kommission kommt zum gleichen Ergebnis 
wie schon Bundesrat und Ständerat und beantragt, die Initia­
tive dem Volk zur Ablehnung zu empfehlen. Die Kommissi­
onsmehrheit hat sich dabei im Einzelnen von den folgenden 
Überlegungen leiten lassen: 
1. Das konstruktive Referendum Ist eine Mischung von Initia­
tive und Referendum und soll nach dem Willen der Initianten 
die Volksrechte verfeinern. Dies Ist allerdings fraglich. Viel 
eher Ist davon auszugehen, dass die Möglichkeit von einem 
oder mehreren Volksvorschlägen dazu führt, dass das von 
der Parlamentsmehrheit geschnürte Gesetzespaket aufge­
brochen und beliebig zerpflückt wird. Die Zerstörung des im 
Parlament gefundenen Konsenses durch einzelne Minder­
heiten Ist damit vorprogrammiert. Dieser wahrscheinlich här­
teste Einwand birgt aus der Sicht der Kommissionsmehrheit 
die Gefahr in sich, dass die Gesetzgebung Inkohärent wird. 
Auch wenn die Volksvorschläge auf Ihre Verfassungs- und 
Völkerrechtstauglichkeit hin überprQft würden, kann die Ge­
fahr des so genannten Roslnenpickens durch einzelne BOr­
gergruppen nicht gebannt werden. 
Die Aufgabe des Parlamentes, Kompromisse zu ermög­
lichen, die die verschiedenen Sichtweisen unserer pluralis­
tischen Gesellschaft berOcksichtlgen, wird damit noch 
schwieriger, wenn nicht sogar verunmöglicht. 
2. Die Idee, dass das Volk mit eigenen Gesetzesvorschlägen 
positiv, also konstruktiv, In den Gesetzgebungsprozess ein­
greifen kann, ist zunächst bestechend. Es ergibt sich bei nä­
herer PrOfung aber, dass von diesem Vorgehen einzig die 
gegenüber dem Entscheid der Parlamentsmehrheit unterle­
genen Bürgergruppen profitieren warden. Ein Blick auf die 
Gesetzgebung in dieser Session verdeutlicht dies. 
Im Zusammenhang mit dem Hellmlttelgesetz könnte die 
Gruppe der Drogisten gegen die Gruppe der Apotheker ei­
gene Vorschläge einbringen, ebenso der Versandhandel ge­
gen die Apotheker, und die Pharmaindustrie könnte eigene 
Volksvorschläge tar Parallellmporte einbringen. 
Im Zusammenhang mit dem Elektrizitätsmarktgesetz warde 
die Gruppe der AKW-Betreiber In der Entschädigungsfrage 
gegen die Gebirgskantone antreten, die Gruppe der Ver­
fechter einer nationalen privaten Netzgesellschaft gegen die 
Verfechter einer staatlichen, und beide warden gegen die 
Gruppe derjenigen antreten, die mehrere Netzgesellschaf-

. ten favorisieren. Auf der Gegenseite wäre das Stlmmvolk, 
das Im Abstimmungskampf diese verschiedenen Volksvor­
schläge analysieren und gewichten mOsste. 
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Ein Blick auf in der Botschaft enthaltene Beispiele für solche 
Abstimmungsvortagen mit Haupt- und Eventualfragen sowie 
mit Stichfragen, ergänzt durch ein zusätzliches fakultatives 
Referendum, macht deutlich, dass das konstruktive Referen­
dum die direkte Demokratie überfordert. Eine Gesetzesvor­
lage gleicht schon bei zwei Gegenvorschlägen mit zusätzli­
chem fakultativem Referendum eher einem Puzzle, ohne 
dass die unterschledllchen rechtllchen und finanziellen Fol­
gen dieses Zusammensetzspiels f0r den Einzelnen 0ber­
bllckbar wären. 
Zu befürchten Ist, dass das konstruktive Referendum das zu 
beobachtende Desinteresse an politischen Fragen noch ver­
stärken WOrde. Dies ist Im Interesse der Erhaltung der direk­
ten Demokratle abzuwenden. 
3. Damit kommen wir zu einem weiteren Einwand der Kom­
missionsmehrheit. Im heutigen System amtet das Volk dank 
seines Vetorechtes bei Gesetzesvorlagen als «Rekurs­
Instanz». Bel Einführung des konstruktiven Referendums 
WOrde dagegen das Parlament den Stimmberechtigten ei­
nen Tell seiner Gesetzgebungsgewalt abtreten. Dies ist 
darum abzulehnen, weil damit einzelne Minderheiten Organ­
qualität beanspruchen worden, die heute einzig den beiden 
Kammern des Parlamentes zukommt. Diese Schwächung 
des Parlamentes, Indem zehn Nationalräte und National­
rätinnen mittels Zustimmung zu einem Einzelantrag den 
Antrag der Parlamentsmehrheit aushebeln könnten, ist ab­
zulehnen. 
4. Es gibt noch weitere Einwände. Unser Gesetzgebungs­
prozess gilt als langsam. Die Elntohrung des konstruktiven 
Referendums w0rde diesen Trend noch verstärken, müssten 
doch die im Parlament unterlegenen Minderheitsanträge, 
nachdem sie auf Ihre Verfassungs- und Völkerrechtskonfor­
mität 0berprOH worden wären, ebenfalls veröffentlicht wer­
den, damit Parteien und Bürgergruppierungen daraus 
Volksvorschläge erstellen und zur Abstimmung bringen 
könnten. 
5. Die Kommission hat auch diskutiert, wie weit das Schei­
tern des Paketes Volksrechte im Rahmen der Verfassungs­
revision und das Problem der direkten Demokratie bei einem 
allfälligen Beitritt der Schweiz zur EU einen Einfluss auf die 
Haltung gegenüber der Initiative haben. 
Die Mehrheit Ist der Meinung, dass sich die Reform Im Sinne 
der Europataugllchkelt unserer Volksrechte derzeit nicht auf­
drängt. Probleme sind dann zu lösen, wenn sie sich stellen, 
nicht auf Vorrat und schon gar nicht in vorauseilendem Ge­
horsam. Derzeit diskutieren wir die bilateralen Verträge mit 
der EU, die keine Auswirkungen auf unsere Volksrechte ha­
ben. Dagegen Ist die Kommission der Meinung, dass die Re­
form der Volksrechte nach dem Scheitern in der letzten 
Legislatur generell erneut diskutiert werden sollte. Sie hat 
eine Subkommission beauftragt, In Abstimmung mit der Sub­
kommission der ständerätlichen Kommission entsprechende 
Vorschläge zu entwickeln. Diese Bereitschaft der Kommis­
sion zeigt, dass es keineswegs darum geht, jegliche Verän­
derung der Volksrechte abzublocken. Wenn sie aber die 
vorliegende Initiative mit 15 zus Stimmen ablehnt, dann tut 
sie dies Im Bewusstsein, dass das konstruktive Referendum 
keine Verbesserung des politischen Diskurses bringt, son­
dern eine Aufwertung der Vertreter von Einzelinteressen 
darstellt. Die Gesamtverantwortung fOr eine ausgewogene 
und folgerichtige Gesetzgebungsarbeit kann letztlich nur das 
Parlament Obernehmen. 
Ich bitte Sie namens der Mehrheit, die Volksinitiative zur Ab­
lehnung zu empfehlen. 

Beck Serge (L, VD), pour la commlsslon: l..'.inltlatlve popu­
laire dont nous debattons a ete deposee en mars 1997, avec 
quelque 123 000 slgnatures valables. Elle repond aux exl­
gences constltutlonnelles dans les domalnes d'unlte de 
forme et de matlere. Elle est soutenue par l'Unlon syndlcale 
sulsse, le Partl soclallste sulsse, le Part! ecologlste sutsse, 
ainsl que diverses associatlons cltees a la page 4 du mes­
sage du Conseil federal. 
Le texte de l'lnltlatlve vlse a lntroduire un artlcle 89ter pre­
voyant, en complement du referendum ordlnaire, lnscrit aux 

artlcles 89 et 89bls de l'anclenne constltutlon, procedure 
permettant de s'opposer integralement a un projet leglslatlf, 
un referendum constructlf pour contester partlellement un 
acte leglslatlf du Parlament en lul opposant un contre-projet 
base sur une des proposltlons soutenues dans le debat par 
au molns 5 pour cent des membres d'une des Chambres. 
Un tel referendum pourralt Atre lnltle par 50 ooo cltoyens ou 
huit cantons. 
Les partlsans de l'lnltlative vous expllqueront tout a l'heure 
dans le detail les avantages de leur proposltlon que je me 
permets de resumer, conformement a ce que vous trouvez 
aux pages 7 et s du message, aux avantages supposes sul­
vants. Tout d'abord a un galn de temps par rapport aux pro­
cedures actuelles. A la posslbillte d'echapper a la globallte 
du choix d'accepter ou de refuser l'lntegrallte d'un texte le­
gislatlf. A un rentorcement des drolts populalres. A un rentor­
cement de la cohesion de la gauche et des Verts, ainsi qu'a 
une ldentiflcatlon plus facile des polnts contestes d'un projet 
leglslatlf. Cette demarche rejolnt la tendance actuelle qul volt 
se multlpller les volontes de recours au peuple pour l'ame­
ner a trancher dans des clrconstances qul le privent des crl­
teres objectlts d'appreclatlon et de jugement. 
l..'.exerclce de la democratle ou souveralnete du peuple pos­
tule que solent developpes des Instruments adaptes a la dl­
menslon du cercle de cltoyens dans lequel eile dolt 
s'exercer. C'est ce princlpe de base qul a vu se developper 
dans notre pays, au nlveau federal, un systeme de democra­
tle seml-dlrecte avec de larges delegatlons de competence 
au Parlament. MAme s'll est a la mode de parler du vlllage 
global planetalre, le plus grand ldeallsme ne sauralt nous 
faire reunir sur la Place federale !'Assemblee du peuple 
suisse pour decider avec tous les cltoyens, alnsi que cela se 
falt dans les vlllages de 300 ou 400 habltants, des detalls de 
la leglslatlon federale. C'est pourtant dans ce sens que sou­
haitent nous faire evoluer les initlants qui, par leur pro­
posltlon, tendent a court-clrculter les competences du 
Parlament. 
Ces competences, nous ne les sacrallsons pas, consclents 
que les membres de notre assemblee ne detlennent pas la 
sclence Infuse, mals le debat parlementaire democratlque 
que nous pratlquons presque quotldlennement amene par la 
confrontatlon des ldees, des appreclatlons et des Visions po­
lltlques a des solutlons dont l'equlllbre consensuel est gene­
ralem8flt dans l'lnterAt de la majorlte de la populatlon. Les 
projets leglslatlfs qui sont lssus des Chambres federales 
constituent ainsi au minlmum le plus petlt commun denoml­
nateur d'une majorlte des parlementalres, et donc des com­
posantes d'lnterAts du pays, qul scellent leur consensus par 
les votes d'ensemble et final d'un arrAte. Que restera-t-11 de 
cette positlon d'equllibre sl, par la sulte, l'une ou l'autre des 
mlnorltes vtent, par le referendum constructlf et apres un de­
bat partlel devant le peuple, modlfler l'arbltrage etabll par le 
Parlement? Quelle sera la legltlmlte d'un texte corrtge sou­
mls au peuple, alors mAme que les correctlons apportees 
auralent empiche qu'II solt adopte par le Parlament? 
Abordons aussl les dlfficultes d'appllcatlon du reterendum 
constructlf. Faudra-t-11 que les forces polltlques mlnent le ter­
raln du debat parlementalre en multlpllant les proposltlons 
de mlnorlte pour creer un equlllbre dans les potentlalltes de 
referendum constructlf des uns et des autres? Comrnent se 
deroulera la votatlon sl l'on est confronte a plusieurs referen­
dums constructlfs sur le mAme objet? Le bulletin de vote res­
semblera-t-11 a un questlonnalre a cholx multiples? Comment 
expllquera-t-on au peuple les consequences des scenartos 
decoulants des diverses posslbllites de cholx? Les electeurs 
ne risquent-lls pas, flnalement, d'Atre dlssuades d'aller voter 
dans de tels cas? 
Toutes ces questlons pratlques et reallstes n'ont pas re9u de 
reponses convalncantes de la part des inltlants. Dans les 
cantons a Landsgemeinde, le referendum constructlf exlste 
depuis toujours, par la nature mAme de la structure legisla­
tive. te canton de Berne a introduit le reterendum construc­
tif, vraisemblablement en premlere mondlale, en 1993. 
Celul-cl a ete utllise a trols reprises. La procedure bemolse 
se distlngue cependant par deux aspects de la propositlon 
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dont nous debattons: d'une part, son depöt n'est pas lle a 
une propositlon parlementalre et, d'autre part, II est lle au re­
ferendum suppresslf qul permet alnsi de malntenlr le droit en 
vigueur avant la votatlon. 
Ces experlences sont lnsufflsantes pour permettre de dega­
ger une evaluatlon fondee. D'autres cantons, comme Bäle­
Campagne ou Appenzell Rhodes-Exterieures, y ont renonce 
apres examen. D'autres ecuells compliqueralent l'appllcation 
du referendum constructlf, comme celul de definlr les crite­
res de valldlte permettant la reprise d'une mlnorite par un re­
ferendum, soft toute propositlon recueillant dans le cadre du 
debat le quota fixe ou seulement celles proposees comme 
telles apres l'ellmlnatlon das dlvergences. De mtlme, les inl­
tlants n'ont pas prevu de contröle de la valldite des contre­
propositlons avant le scrutln, au risque d'entrainer de graves 
lncoherences du drolt. 
Une minorite de la commlsslon souhaitalt entendre des ex­
perts. La majorite y a renonce, estlmant que las enjeux, et 
partlcullerement ies lnconvenlents polltlques, etalent suf­
fisamment dalrs pour etayer sa declsion. Elle a par contre 
declde de constltuer une sous-commission chargee, en con­
certatlon avec la Commlsslon des lnstltutions politlques du 
Conseil des Etats, d'examlner l'ensemble de la problematl­
que des drolts populalres, estlmant qu'une telle demarche 
etalt plus approprlee que l'examen d'un contre-proJet. Alnsi 
l'lnltlative populalre generale pourralt-elle peut-tltre offrir une 
mellleure solutlon pour la suppression ou la modlficatlon de 
dlsposltlons legales deja en vlgueur. 
Flnalement, la commlssion rejolnt l'appreclatlon du Conseil 
federal et estlme que le referendum constructlf menace la 
fonction fondamentale du Parlament qul conslste en la con­
clliatlon des lntertlts dlvergents dans l'elaboratlon de la pro­
cedure legislative. 
Par 16 voix contre 7, la commlssion vous lnvlte a adopter 
l'arröte federal tel que presente par le Gouvernement, soit 
de presenter au peuple l'lnltiatlve populaire sans contre-pro­
jet, posltlon qui est d'allleurs celle du Conseil das Etats. 

BQhlmann Ceclle (G, LU): Ich möchte begründen, warum 
der Antrag der Minderheit, die Ich anführe und die von den 
sozialdemokratischen Mitgliedern der SPK und von Herrn 
Zwygart unterstOtzt wird, Ihnen nahe legt, die Initiative zur 
Annahme zu empfehlen. 
Ich möchte begründen, warum ich diesen Antrag gestellt 
habe. Er entspricht der Tradition grüner Politik, uns für die 
Volksrechte stark zu machen. FOr uns Ist die Einführung des 
konstruktiven Referendums eine wichtige Sache, die der po­
lltlschen Tradition unserer Bewegung absolut entspricht Wir 
sind als jüngste der hier anwesenden Parteien aus basisde­
mokratischen Bewegungen entstanden, und deshalb sind für 
uns demokratische Rechte nicht Gegenstand von schönen 
SOnntagsreden, sondern sie gehören essenziell zum Selbst­
verständnis unserer Polltik. Unter Polltik verstehen wir nichts 
anderes als das Regeln des Zusammenlebens aller Men­
schen in einem Staat und das Ausgleichen und Austragen 
der verschiedenen Interessen der Betelllgten. Deshalb hat 
Politik dann ihre grösste Legitimation, wenn sie unter grösst­
mögllcher Beteiligung aller von den polltlschen Entscheiden 
Betroffenen ausgehandelt und entschieden wird. Deshalb 
sind die Volksrechte für uns von so grundlegender Bedeu­
tung, und deshalb lasst sich das Engagement zugunsten der 
Volksrechte wie ein roter Faden durch unsere Geschichte 
verfolgen. 
Wir sind seit unserer Entstehung Immer wieder dadurch auf­
gefallen, dass wir uns für einen sorgfältigen Umgang mit den 
Volksrechten stark gemacht haben. Sorgfältig helsst für uns, 
dass wir uns gegen den erschwerten ZUgang zu den Volks­
rechten, also gegen Ihren Abbau, wehren; sorgfältig helsst 
für uns, dass wir uns gegen die Manipulation mit den Volks­
rechten wehren; sorgfältig helsst für uns, dass wir uns dort 
fOr eine Verfeinerung und einen Ausbau der Volksrechte 
stark machen, wo veränderte Umfelder wie zum Beispiel die 
Integration In Europa dies erfordern. Gemäss dieser Logik 
haben wir uns vehement gegen die Erhöhung der Unter­
schrittenzahl bei Referenden und Initiativen gewehrt Des-
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halb haben wir uns am letzten Abstimmungssonntag auch 
gegen die Beschleunigungs-Initiative eingesetzt Deshalb 
fordern wir seit langem auch die Mitsprache der eingewan­
derten Bevölkerung, und ebenso logisch Ist es, dass wir uns 
jetzt für das neueste Instrument In der Reihe der Volksrechte 
einsetzen, fOr das konstruktive Referendum, welches heute 
mit der Volkslnltlatlve «Mehr Rechte für das Volk dank dem 
Referendum mit Gegenvorschlag» zur Debatte steht. Wir ha­
ben uns auch an der Unterschrittensammlung betelllgt und 
diese Initiative von Anfang an mitgetragen. 
Was sind die häufigsten Kritikpunkte am konstruktiven Refe­
rendum? Es sei zu anspruchsvoll, und es verzögere die Ge­
setzgebung. Das sind zwei der am häufigsten genannten 
Vorwürfe. Es Ist tatsächlich ein anspruchsvolles Instrument; 
das Ist uns bewusst. Aber es Ist ein notwendiges Instrument, 
um auf die Immer komplexer gewordene Gesetzgebung an­
gemessen reagieren zu können. Man sollte auch die Urteils­
fähigkeit der Stimmberechtigten nicht unterschätzen. Bel .der 
1 o. AHV-Revlslon haben die Leute sehr wohl gemerkt, In 
welche Bredouille das Parlament sie mit der Verknüpfung 
der beiden Elemente Erhöhung des Frauenrentenalters und 
Einführung des Spllttlngs gebracht hat. Die Stimmberechtig­
ten haben sich angesichts dieses DIiemmas auch von uns, 
vom Parlament, verschaukelt gefühlt. Ein so unWOrdlges 
Schauspiel sollte sich nicht mehr wiederholen. 
Das herkömmliche Referendum Ist also oft eine zu grob­
schlächtige Methode, um falsch geschnürte Gesetzespakete 
oder nicht mehrheitsfähige Teilaspekte zu korrigieren. Da 
bleibt nur ein Ja oder ein Nein zum Ganzen Obrlg, und das 
Ist oft schade um die unbestrmenen Teile, die sonst ohne 
Verzögerung In Kraft gesetzt werden könnten. Der Vorwurf, 
die gesetzgeberische Tätigkeit werde mit dem konstruktiven 
Referendum verzögert, Ist nicht nur falsch, das Gegentell Ist 
wahr. 
Das konstruktive Referendum sei nur ein bllllger Ausweg, 
damit die Unke In diesem lande nicht zugeben mosse, dass 
mit der europäischen Integration die Schweizer Volksrechte 
abgebaut würden. Zugegeben: Die Demokratiefrage Ist ge­
rade wegen der eingangs erklärten Bedeutung der Volks­
rechte für uns - die Grünen - eine der schwierigsten Fragen 
auf dem Weg In die EU. Aber das konstruktive Referendum 
Ist nicht ein billiger Ausweg, sondern ein Intelligenter Ver­
such - In einer Situation, In der Rechte von der einen, der 
nationalen Ebene, auf die andere, die Internationale Ebene, 
abgegeben werden müssen -, den übrig bleibenden Spiel­
raum optimal zu nutzen. Denn wenn EU-Richtlinien In na­
tionales Recht umgesetzt werden mOssen, bleibt ein 
Ermessensspielraum Obrig; dasselbe gilt bei der Anpassung 
von Gesetzen Im Rahmen flankierender Massnahmen. 
Es sollten also alle EU-beltrittswilligen Kreise in diesem 
Lande an einem konstruktiven Referendum ein Interesse ha­
ben, statt, wie es der Bundesrat macht, das Ganze ohne 
Altematlve abzulehnen. Das könnte bei einer späteren Aus­
einandersetzung Ober den EU-Beitritt teuer zu stehen kom­
men. 
Ein anschauliches Beispiel dafür, wie es mit dem aktuellen 
Referendum unhelllge Allianzen gibt, steht uns beim MIiitär­
gesetz bevor: Während die Unterschriften der GSoA und der 
Auns unter dem aktuellen Referendumsrecht zusammenge­
zählt 50 000 betragen müssen, wären, hätten wir bereits das 
konstruktive Referendum, sowohl von der GSoA wie von der 
Auns je 50 000 Unterschriften nötig, da die beiden das Refe­
rendum aus völlig unterschiedlichen Gründen und auf an­
dere Teile des Gesetzes bezogen ergreifen würden. 
Ich bitte Sie, den Antrag der Minderheit zu unterstotzen und 
die Volksinitiative zur Annahme zu empfehlen. 

Engelberger Eduard (R, NW): Um es vorwegzunehmen: Die 
FDP-Fraktion beantragt wie die Kommissionsmehrheit, der 
Bundesrat und der Ständerat, diese Initiative zur Ablehnung 
zu empfehlen, obwohl das konstruktive Referendum auf den 
ersten Bllck etwas Bestechendes an sich haben kann. Wir 
haben uns mit diesem Modell eines neuen Volksrechtes ein­
gehend auseinander gesetzt, wie dies damals Im Rahmen 
der Vorlage zur Revision der Bundesverfassung schon die 
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Staatspolitischen Kommissionen und die Vertassungskom• 
misslonen beider Räte getan haben; das war vor knapp 
einem Jahr. 
Wir haben einerseits festgestellt, dass seit diesem Zeltpunkt 
keine neuen Argumente aufgetaucht sind. Andererseits 
konnten wir nach Anhören von Vertretern des initlatlvkomi­
tees in der Kommission auch den Argumenten der Initianten 
nicht folgen. Die Vortage hat zu viele Schwachstellen, ist zu 
wenig ausgegoren, so dass die Nachteile, wie der Bundesrat 
sie In seiner überzeugenden Botschaft aufzeigt, die Vorteile 
bei weitem überwiegen. Nach unserer Auffassung wäre es 
zum jetzigen Zeltpunkt völllg falsch, hier ein einzelnes Instru­
ment herauszugreifen - vor allem, nachdem man auch 
weiss, dass beide SPK Je eine Subkommission gebildet ha­
ben, um die Reform der Volksrechte als Gesamtpaket an die 
Hand zu nehmen und voranzutreiben. 
Ich will In fünf Punkten aufzeigen, wo wir diese Mängel unter 
anderem - dies betone Ich - sehen: 
1. Die Kohärenz unserer Rechtsordnung steht Im Mittel­
punkt. Darin besteht für uns wohl der grösste Nachteil des 
konstruktiven Referendums. Das Parlament muss sich im 
Widerstreit der Interessen zu einem Beschluss zusammen­
raufen, der am Ende In sich kohärent Ist und die Bundesver­
fassung und auch das zwingende Völkerrecht respektiert. 
Die Bundesversammlung muss bei Ihrer Gesetzgebungsar­
beit Immer den Gesamtzusammenhang eines Gesetzes im 
Auge behalten und unter dieser Optik einen mehrheitsfähi­
gen Erlass erarbeiten. Mit dem konstruktiven Referendum 
dagegen wird die Kohärenz der Gesetzgebung In diesem 
Sinne gefährdet 
2. Das konstruktive Referendum führt zu einer Schwächung 
der Stellung des Parlamentes In dessen Konsensfunktlon, 
was wir mit Bestimmtheit nicht wollen. Im heutigen demokra­
tischen Ablauf hat das Parlament die wichtige Aufgabe, Ge­
setze zu erarbeiten, die mehrheitsfähig sind, also einen 
Konsens zu finden. Dem Parlament kommt so eine Aus­
gleichsfunktion zu. Unser föderalistischer und von unter­
schiedlichsten Interessen und politischen Kräften geprägter 
Staat Ist auf diese Ausgleichsfunktion angewiesen. Im kon­
struktiven Referendum llegt Jedoch die Gefahr, dass dieses 
politische Instrument zum politischen Jekami benützt wird, 
denn jede politische Gruppierung erhält die Mögllchkelt, aus 
einer Vorlage das herauszupflücken, was Ihr gefällt, und das 
abzulehnen, was sie als Belastung empfindet 
3. Die Frage der praktischen Umsetzung der Ideen des kon­
struktiven Referendums darf nicht unterschätzt werden. 
Wenn ich mir die Muster der stlmmzettel ansehe, wie sie im 
Anhang der Botschaft zu finden sind, ist das Problem offen­
sichtlich. Das Abstimmungsverfahren wird noch komplizier­
ter, denn es Ist damit zu rechnen, dass dem Volk nebst der 
Vorlage aus dem Parlament gleichzeitig mehrere Gegenvor­
schläge zur parallelen Abstimmung - dermassen viele 
Hauptanträge, Subeventualanträge und Stichfragen - vorzu­
legen sind, dass das Ausfüllen der Stimmzettel zu einer 
höchst verwirrllchen Angelegenheit wird. Dies betont auch 
der Bundesrat In seiner Botschaft 
Auch der Vergleich mit den Kantonen Bern und Nldwalden 
kann die Unbedenklichkeit des Vorschlages auf eidgenössi­
scher Ebene nicht belegen. Der Grund dafür llegt sicher Im 
Zweikammersystem, welches das föderalistische Element 
gerade auch Im Gesetzgebungsprozess berücksichtigt; die­
ses würde mit dem konstruktiven Referendum ausgeschal• 
tet. Auch d mit Nidwalden und dessen Erfahrun-
gen hinkt; rlgen wurde das konstruktive Referendum 
als Kompensation für das Einzelvorschlagsrecht an der 
Landsgemeinde eingeführt und blieb ohne grosse Bedeu­
tung. Im Moment wird eine Motion zur Abschaffung des kon­
struktiven Referendums diskutiert. 
4. Das konstruktive Referendum führt unweigerlich zu einer 
weiteren Verlangsamung des Gesetzgebungsverfahrens, 
was - auch nach der letzten Volksabstimmung - sicher nicht 
unsere Absicht Ist. Denn auch die GOltigkeltsprüfung von 
Gegenvorschlägen wird einen erheblichen Zeltaufwand ver­
ursachen, und gerade diese Gültlgkeltsprüfung wird In der 
Vorlage zu wenig gründllch aufgearbeitet. Das Problem 

wurde zwar nicht vötllg ignoriert, aber es wurde dafür eine 
untaugliche Lösung vorgesehen. Dieser Ansicht ist auch der 
Bundesrat, und Frau Bundesrätin Metzler wird sicher darauf 
eingehen. 
5. Es Ist festzuhalten, dass die ganze Frage des Stände­
mehrs im Zusammenhang mit dem konstruktiven Referen­
dum nicht gelöst ist. Diese Frage wird auch in der Botschaft 
etwas stiefmütterlich behandelt Wir müssen uns überlegen, 
welchen Einfluss die Einführung des konstruktiven Referen­
dums auf das Ständemehr hat oder haben könnte. Es ist un­
bestritten, dass es das Ständemehr teilweise aushöhlen 
würde oder könnte. Auf diese Frage erwarte Ich von Ihnen, 
Frau Bundesrätin Metzler, eine Antwort. 
Die FDP-Fraktion ist für eine Revision der Volksrechte, und 
zwar Im Sinne des eingeschlagenen Weges der SPK beider 
Räte, die je eine Subkommission dafür eingesetzt haben. 
Diese sollen auch die Einführung einer allgemeinen Volksin­
itiative im Rahmen eines Gesamtpaketes nochmals überprü­
fen. 
Im Namen der FDP-Fraktion beantrage Ich Ihnen, die Initia­
tive zur Ablehnung zu empfehlen und dementsprechend den 
Antrag der Minderheit Bühlmann abzulehnen. 

Baader Caspar (V, BL): Die Volksinitiative «Mehr Rechte für 
das Volk dank dem Referendum mit Gegenvorschlag» oder 
kurz «Konstruktives Referendum» will ein neues Volksrecht 
In der Bundesverfassung verankern. Mit diesem Volksrecht 
sollen bekanntlich auf Verlangen von 50 000 stimmberech­
tigten oder acht Kantonen einzelne Kritikpunkte einer Vor­
lage, die Im Parlament unterlegen sind, dem Volk In Form 
eines Gegenvorschlages oder in Form von Gegenvorschlä­
gen zur Abstimmung unterbreitet werden können, ohne dass 
damit die ganze Vorlage zu Fall gebracht werden muss. Dle 
einzige Bedingung ist, dass diese Kritikpunkte bereits im 
Parlament als Anträge eingebracht wurden und dort die Zu­
stimmung von 5 Prozent der Mitglieder eines Rates erhalten 
haben, und zwar nur eines Rates. Dieses Quorum bedeutet 
Im Klartext - wie es Frau Vallendar schon ausgeführt hat -. 
dass einem solchen Antrag Im Parlament entweder nur Ins­
gesamt zehn Nationalrätinnen und Nationalräte oder insge­
samt gar nur drei Ständerätlnnen und Ständeräte zustimmen 
müssen. 
Das neue Referendum Ist nach der Meinung der SVP-Frak­
tlon bel genauer Betrachtung alles andere als konstruktiv, 
um nicht zu sagen destruktiv. Es Ist aus folgenden vier Grün­
den kein tauglicher Ansatz für eine Volksrechtsreform: 
1. Die Konkordanz ist gefährdet. Das konstruktive Referen­
dum leistet der Rosinenplckerel Vorschub. Dieses angebli­
che Volksrecht Ist Im Wesentlichen ein Instrument für Jene, 
die mit ihren Anträgen Im demokratischen, parlamentari­
schen Meinungsbildungsprozess keine Mehrheit erreicht ha­
ben und mit Ihren Anliegen nicht durchgedrungen sind. Es 
erstaunt mich schon, dass sich gerade die Ratsllnke - die 
der SVP Immer wieder fehlende Konkordanzfählgkeit vor­
wirft - für dieses konstruktive Referendum stark macht, wel­
ches gegen die Konkordanz gerichtet Ist. In der Konkordanz­
demokratie wird In der Regel Im Parlament ein Vorlagepaket 
geschnürt, das mehrheitsfähig ist, bei welchem alle Gruppie­
rungen etwas Haare lassen müssen und bei welchem selten 
eine Partei ihre Maximalforderungen durchbringt. Dass die­
ses Referendum gegen die Konkordanz gerichtet Ist, ergibt 
sich auch aus dem vorgeschlagenen enorm tiefen Quorum. 
Es genügt für die Ergreifung eines Referendums, dass dem 
Anliegen Insgesamt zehn Nationalrätinnen und Nationalräte 
beziehungsweise Insgesamt drei Ständerätinnen und Stän­
deräte zugestimmt haben. Wo bleibt da das Demokratiever­
ständnis der Initianten? 
2. Die Kohärenz der Rechtsordnung Ist gefährdet In aller 
Regel weist ein vom Parlament beschlossenes Gesetz in­
haltlich, aber auch formell eine gewisse Einheitlichkeit auf. 
Wenn es gemäss dem WIiien der lnltlantlnnen und Initianten 
mögHch werden soll, Minderheitsanträge aus dem Rat einer 
Volksabstimmung zu unterwerfen, besteht die Gefahr, dass 
bei Annahme derselben sowohl die Inhaltliche Einheit einer 
Vorlage als auch die Völkerrechtskonformltät und die Verfas-
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sungsmässlgkeit derselben plötzlich Infrage gestellt werden. 
Das Parlament hält nämlich aufgrund meiner bisherigen Er­
fahrungen die Verfassungsmässigkeit hoch. 
DlesbezQgllch besteht auch ein Unterschied zu den Kanto­
nen Bern und Nldwalden, welche das konstruktive Referen­
dum kennen. Bel diesen kann nämlich die Verfassungs­
mässlgkelt eines Gesetzes nach dessen Erlass durch das 
Bundesgericht überprüft werden. 
3. Aushöhlung des Zweikammersystems: Gemäss dem Vor­
schlag der lnltlantinnen und Initianten kann ein im Parlament 
abgelehnter Minderheitsantrag schon dann dem Referen­
dum unterstellt werden, wenn der Antrag von nur 5 Prozent 
der Mltglleder eines Rates unterstützt worden Ist. Mit dieser 
Art des Quorums wird der andere Rat praktisch ausgeschal­
tet. Wenn schon, müsste ein solches Quorum, welches si­
cher mehr als 5 Prozent betragen müsste, kumulativ in 
beiden Räten erfüllt sein. 
Im Zweikammersystem liegt auch ein wesentlicher Unter­
schied zu den Kantonen. Dazu kommt, dass beim Berner 
Modell Im Gegensatz zum vorliegenden Vorschlag bei Er­
greifung eines konstruktiven Referendums Immer auch auto­
matisch die grundsätzliche Frage des ordentlichen Referen­
dums gestellt wird. Das helsst, dass die Gesetzesvorlage bei 
Ergreifung des konstruktiven Referendums Immer auch als 
Ganzes abgelehnt werden kann. 
4. Kompliziertheit des Abstimmungsverfahrens: Diese ent­
steht, wenn gleichzeitig eine Abstimmung Ober mehrere Ge­
genvorschläge verlangt wird. Die Beispiele, die Im Anhang 
zur Botschaft aufgeführt sind, zeigen dies mit aller Deutlich• 
kelt Ich denke an das Beispiel mit Haupt-, Subeventual- und 
Stichfragen. 
Auch die Kommunikation Im Abstimmungskampf wird In sol­
chen Fällen erschwert, Ja sogar verunmöglicht 
Aus all diesen Gründen bitte Ich Sie namens der einstimmi­
gen SVP-Fraktlon, Volk und Ständen die Volksinitiative 
••Mehr Rechte für das Volk dank dem Referendum mit Ge­
genvorschlag» zur Ablehnung zu empfehlen und den Antrag 
der Minderheit Bühlmann abzulehnen. 

Clna Jean-Michel (C, VS): Die Volkslnltlatlve für ein «kon­
struktives Referendum» erwähnt in Ihrem ehrgeizigen Titel 
zwar «Mehr Rechte für das Volk». Ich frage mich aber - et­
was provokativ gewiss-. ob dieses Instrument nicht mit dem 
lltel «Mehr Rechte für Interessenverbände, Parteien, Frak­
tionen und Unterschriften sammelnde Detallhandelsunter­
nehmer» überschrieben werden könnte. 
Warum? Eine wesentliche Folge der Einführung des kon­
struktiven Referendums würde darin liegen, dass gerade In­
teressenverbände und andere mltgllederrelche Organisatio­
nen mit lediglich 50 ooo Unterschriften direkt und unmit­
telbar Einfluss auf das Gesetzgebungsverfahren nehmen 
könnten. 
Selbstverständlich würde damit gleichzeitig der Druck auf 
die Parlamentarier erhöht, denn ein Gegenvorschlag könnte 
dem Volk nur vorgelegt werden, wenn 5 Prozent der Mltglle­
der des Rates diesen unterstatzen würden. Die Wahrneh­
mung des Volksrechtes würde somit von einem parlamenta­
rischen Entscheid abhängig gemacht, wobei zu erwähnen 
Ist, dass die Hürde mit 5 Prozent - zehn Vertreter des Natio­
nalrates oder drei des Ständerates - wohl bewusst nicht ge­
rade hoch angesetzt wurde. 
Es Ist In diesem ZUsammenhang auch nicht von der Hand zu 
weisen, dass die Im Parlament unterlegenen Gruppierungen 
mit dem Instrument des konstruktiven Referendums ein zu­
sätzliches Mittel erhalten, Ihre Anliegen geltend zu machen. 
In der Botschaft des Bundesrates wird auf diese spezielle 
Folge der Einführung des konstruktiven Referendums aus­
führlich hingewiesen (Zlff. 436). 
Es gibt aber noch andere Gründe, weshalb die CVP-Fraktlon 
diese Volkslnltlative Volk und Ständen zur Ablehnung emp­
fiehlt: 
1. Verlangsamung des Gesetzgebungsprozesses: Wenn die 
Befürworter des konstruktiven Referendums auch hartnäckig 
versuchen, dieses Argument zu entkräften, so muss Ich doch 
sagen, dass dieser Versuch zwangsläufig misslingen muss. 
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Sofern nämlich das konstruktive Referendum ergriffen wird, 
kann dies bedeuten, dass zuerst die Frist für die Einreichung 
des konstruktiven Referendums abzuwarten ist, dass eine 
Gültigkeitsprüfung vorgenommen werden muss und die Vor­
lage erst dann zur Abstimmung unterbreitet werden kann. 
Gewiss kann die Frist verkürzt werden, wenn die Gültigkeits­
prüfung bereits Im Rahmen der parlamentarischen Beratun­
gen Ober den eigentlichen Gesetzestext erfolgt. Die Prüfung 
dar Gültigkeit eines Gegenvorschlages, der notabane erst 
spät Im Gesetzgebungsverfahren auftaucht, kann aber oh­
nehin einen erheblichen Zeitaufwand verursachen, Dazu 
kommt, dass eine erhebliche Zahl dar GOltlgkaltspratungen 
«l'art pour l'art» blieben, denn nur In einem gewissen Pro­
zentsatz der Fälle wOrde dann auch effektiv das konstruktive 
Referendum ergriffen. Dia Prüfung aller Im Parlament einge­
reichten Gegenentwürfe dürfte deshalb zu einem erhebll· 
chen Leerlauf führen. 
Von noch grösserem Leerlauf müsste bei der bürgergr:up­
penfreundllchen Variante des lnltlatlvrechtes gesprochen 
werden, wenn die Gültigkeitsprüfung erst nach Zustande­
kommen des Gegenvorschlages und damit des konstrukti­
ven Referendums erfolgen und sich dabei die Ungültigkeit 
herausstellen würde. Dann wären auch die Unterschrlften­
sammlungen sinnlos erfolgt. 
2. Kohärenz der Rechtsordnung: Dies Ist mithin wohl das 
wichtigste Argument, welches für die Ablehnung der Volksln• 
itiatlve spricht. Ein in sich kohärentes Recht verlangt, dass 
es keine Inneren Widersprüche geben darf. Insbesondere ist 
es unerwünscht, dass das Gesetzesrecht dem Verfassungs­
recht und dem zwingenden Völkerrecht zuwiderläuft. Zwar 
kann mit dem Hinweis auf die GOltlgkeltsprüfung dieses Ar­
gument teilweise entkräftet werden. Sie alle wissen aber so 
gut wie Ich, dass auch Im Rahmen einer Gültigkeitsprüfung 
die Meinungen, vor allem diejenigen meines Berufsstandes, 
weit auseinander gehen können. So könnte sich denn 
schllesslich die von den lnltlanten mehr oder weniger akzep­
tierte Gültlgkeltsprüfung als Rohrkrepierer erweisen, und 
zwar dann, wenn der Gegenvorschlag oder die von mehr als 
5 Prozent der Mitglieder unterstützten Minderheitsanträge 
schlussendllch von der Mehrheit des Parlamentes für ungül­
tig erklärt warden. Wenn die Gültlgkeltsprüfung von einer 
Behörde und schllesslich, was vlellelcht einmal Realität wer­
den könnte, vom Bundesgericht vorgenommen würde, er­
gäbe dies eine weitere zeitliche Verzögerung. Grundsätzlich 
darf an dieser Stelle ergänzt werden, dass die allgemeine 
Volkslnltlatlve den Anliegen der Initianten besser Rechnung 
trägt. Aus diesem Grunde bagrüsst die CVP-Fraktlon den 
Entscheid der SPK, die Arbeiten zur Modernisierung der 
Volksrechte zügig an die Hand zu nehmen. 
3. Es handelt sich um eine kaum nachvollziehbare Multlple­
Choice-Demokratla: Es können allerlei denkbare Alternatl­
ven und Gegenvorschläge Gegenstand eines konstruktiven 
Referendums bllden. Dies kann unweigerlich dazu führen, 
dass sich der Bürger Im Rahmen einer Abstimmung den ver­
schiedensten rechtsetzenden Gebilden gegenübersehen 
wird. Der politische Diskurs wird Immer kompllzlerter und für 
den Bürger kaum mehr nachvollziehbar. Im Anhang zur Bot­
schaft sind nicht von vornherein auszuschllessende Szena­
rien aufgelistet, auf die Ich an dieser Stelle nicht mehr näher 
eingehen will. 
4. Zum möglichen Bedeutungsverlust des Parlamentes: Mit 
der Einführung des konstruktiven Referendums geht unwei­
gerlich die Gefahr einer Herabsetzung der Ausgleichsfunk­
tion des Parlamentes einher. Derzeit Ist das Parlament 
gezwungen, bei der Gesetzesberatung die verschiedensten 
Interessen zu berücksichtigen und für eine ausgewogene 
Vorlage zu sorgen. Politische Gruppierungen könnten sich 
mit dem Hinweis auf die Ergreifung des konstruktiven Refe­
rendums aus diesem Verfahren der Kompromisssuche von 
vornherein verabschieden. Mit der Möglichkeit des konstruk­
tiven Referendums erhielte Jede politische Gruppierung 
überdies die Möglichkeit, Irgendeinen Bestandteil des Kom• 
promlsspaketes anzufechten. Das bei der Kompromisssu­
che alles beherrschende Prinzip von Geben und Nehmen 
könnte später mit der Ergreifung des konstruktiven Referen-
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dums aus den Angeln gehoben werden und verlöre damit 
seine eigentliche Grundlage. 
Aus all diesen GrOnden empfiehlt Ihnen die CVP-Fraktlon, 
die Ablehnung der Volkslnltlatlve «Mehr Rechtetor das Volk 
dank dem Referendum mit Gegenvorschlag» zu beantragen 
und den Minderheitsantrag abzulehnen. 

Wldmer Hans (S, LU): Herr Clna, Sie haben meines Erach­
tens etwas despektierlich über die «Multlple-Choice-Demo­
kratle» gesprochen. Finden Sie, dass im Kanton Bern oder 
in der Stadt Luzern, welche das konstruktive Referendum 
kennen, einfach relativ simple Gemüter am Werk waren, die 
eine «Multlple-Cholce-Demokratie» eingeführt haben, ohne 
sich dabei etwas zu überlegen? 

Clna Jean-Michel (C, VS): Ich war bewusst etwas provoka­
tiv. Ich bin der Meinung, dass die Vielzahl von Mögllchkelten, 
wie sie In der Botschaft aufgezeigt werden, dazu führen 
wird, dass der Bürger verunsichert und nicht mehr in der 
Lage sein wird, sich In dieser Vielzahl von möglichen Szena­
rien, die ja nicht von vornherein ausgeschlossen werden 
können, zurechtzufinden. 

Lustenberger Ruedl (C, LU): In meinen Ausführungen 
widme Ich mich ausschllessllch der Frage, ob das konstruk­
tive Referendum konkordanztauglich sei oder nicht. 
Bekanntlich sind In der Schweiz die vier grössten Parteien in 
die Regierungsverantwortung eingebunden, und wenn wir 
rOckbllckend die letzten Jahre unserer Konkordanzdemokra­
tle betrachten, komme ich zu folgenden Feststellungen: Die 
vier erwähnten Parteien repräsentieren Ober 80 Prozent des 
politischen Spektrums. Somit Ist von den Regierungspar­
teien ein sehr hohes Mass an Konsensfflhlgkeit gefordert. 
Der Wille zum Konsens Ist aber nicht bei allen vier Parteien 
im gleichen Masse vorhanden; die aktuelle Situation In der 
Schweiz lässt grOssenl 
Während sich die Parteien der Mitte bemühen, sich um das 
Gesamtwohl zu kümmern, vertreten die beiden FIOgelpar­
teien vielfach Partlkularlnteressen. Mit der Einführung des 
konstruktiven Referendums worden für die Letztgenannten, 
die sowohl Regierung als auch Opposition In sich vereinen, 
Tür und Tor geöffnet, ihre Interessen auf Kosten der Kon­
senspolltlk anzumelden. Das hätte wiederum zur Folge, 
dass vermehrt kleine Teilbereiche im Volk zur Diskussion ge­
stellt würden. Es fände sozusagen eine Detaildiskussion Im 
Volke statt. 
Somit komme Ich zur Erkenntnis, dass das konstruktive Re­
ferendum in einer Demokratie zwar ein durchaus diskutables 
Instrument sein kann; es Ist aber nicht konkordanztaugllch. 
Es Ist vermutlich kein Zufall, dass der Minderheitsantrag 
heute durch Frau BOhlmann vertreten wird. Frau Bühlmann 
ist In diesem Parlament die eigentliche Oppositionsführerin. 
Sie, Frau Bühlmann, sind legltlmlert, das konstruktive Refe­
rendum zu fordern. Ihnen kaufe Ich diese Argumentation ab; 
Sie sind nicht In das Konkordanzsystem eingebunden. Die 
SP als Bundesratspartei kann dagegen die gleichen Argu­
mente bedeutend weniger gut verkaufen. Diesbezügllch Ist 
die SVP, welche ja vielfach auch aus dieser Konkordanz aus­
zuscheren versucht. mindestens konsequent; sie lehnt das 
konstruktive Referendum ab. 
Fazit: Solange wir In unserer Regierung Ober 80 Prozent des 
politischen Spektrums vertreten wissen, wirkt das konstruk­
tive Referendum für die Konkordanz destruktiv und Ist somit 
abzulehnen. 

Gross Andreas (S, ZH): Die SP-Fraktlon hat den Eindruck, 
dass wir hier eine grosse Chance verpassen. Wir haben die 
Vergröberung der direkten Demokratie am letzten Abstim­
mungssonntag verhindern können; jetzt hätten wir die 
Chance, eine echte Verfeinerung der direkten Demokratie zu 
erreichen. Doch die grossen bürgerlichen Parteien verken­
nen diese Chance. Die Voten vonseiten der CVP-. der FDP­
und der SVP-Fraktlon und leider auch die bundesrätllche 
Botschaft lassen eine Tradition erkennen, die sich In diesem 
Parlament durch das ganze letzte Jahrhundert zog: Dieses 

Parlament war nie der Motor der direkten Demokratie In der 
Schweiz. In diesem Parlament wurden Im 20. Jahrhundert 
bereits die Einführung und In der Folge jede Erweiterung der 
direkten Demokratie bekämpft. 
Das Wesen der direkten Demokratie ist eine feinere Vertei­
lung der Macht, und es ist eine Aufteilung der Souveränität 
zwischen Parlament und Bürgerschaft. Jede feinere Vertei­
lung dieser Souveränität wurde In diesem Parlament mit vier 
grossen Argumentationslinien bekämpft. Es hless, es sei zu 
anspruchsvoll; es daure etwas länger; das Parlament ver­
liere an Privilegien; die Minderheiten hätten mehr Chancen. 
Genauso wurde auch jetzt wieder argumentiert. Genauso 
wurde z. B. auch vor dreizehn Jahren gegen die Einführung 
des doppelten Ja bei Volkslnltlativen und Gegenvorschlägen 
argumentiert. Schon damals wurde gesagt. so etwas über­
fordere die Bürgerinnen und BOrger, Herr Clna. Schon da­
mals wurde gesagt, das sei zu kompliziert. Aber das hat 
seither und bis heute niemand mehr gedacht. Politikerinnen 
und Politiker gehen fehl, wenn sie meinen, die Bürgerinnen 
und Bürger seien nicht ebenso klug wie sie selbst. Das ist 
eine gefährliche Unterschätzung des Souveräns. Sie ver­
kennen, dass die Art, wie das konstruktive Referendum hier 
vorgeschlagen wird, genau den Argumenten, die Sie hier 
vorbringen, Rechnung trägt. 
Wenn Sie immer wieder Volkslnltlativen provozieren, weil Sie 
in der Konsensflndung des Parlamentes wichtige Interessen 
ausschllessen, dann belasten Sie den Gesetzgebungspro­
zess weit stärker, als wenn Sie eine Alternative In Form 
eines konstruktiven Referendums In einer einzelnen Abstim­
mung zulassen. Erinnern Sie sich daran, wie viele zusätzli­
che, neue Volkslnitlatlven die AHV-Revislon ausgelöst hat; 
fünf Volksinitiativen wurden lanciert, weil Sie wesentliche 
Telle der Bevölkerung frustriert und empört haben mit der 
Art, wie Sie dieses Paket schnürten! 
Genau das belastet. Wenn Sie diese Alternativen sozusa­
gen bereits In die Gesetzgebung einbauen und der Bevölke­
rung die Möglichkeit geben, zwischen verschiedenen 
Varianten auszuwählen, dann belasten Sie nicht nur die Ge­
setzgebung nicht - auch In zeitlicher Hinsicht-. sondern Sie 
entiasten sie. 
Sie sagen, das Quorum von 5 Prozent sei zu niedrig. In den 
Kantonen Bam und Nldwalden braucht es gar keine Voraus­
setzung Im Parlament. Die Klausel, wonach nur Parlaments­
anträge in der Form des konstruktiven Referendums zur 
Diskussion gestellt werden, geht genau auf Ihr Argument 
ein, nämlich, dass es verfassungsgerecht sein muss. Sie un­
terstellen In Ihrer Argumentation permanent, dass wir am 
Rande der Verfassungsmässlgkelt, am Rande der Legalität, 
agieren. Das Ist erfahrungsgemäss falsch. 
Diese 5-Prozent-Limlte soll verhindern, dass wiederum nur 
die PrMleglerten. die Grossen, die Mächtigen dieses Instru­
ment brauchen, weil die direkte Demokratie genau dazu ge­
dacht Ist, dass sich auch diejenigen, die keine Macht haben, 
In der Politik Gehör verschaffen können. 
Wenn ausgerechnet die SVP-Fraktlon diesem Anliegen Kon­
kordanzwldrlgkeit vorwirft. Ist das eine leichte Parverslon. 
Herr Lustenberger hat In der Kommission noch gesagt. man 
könne die Sache auch ganz anders sehen. Er hat In der 
Kommission zum Ausdruck gebracht, man könne sogar die 
Ansicht vertreten, das konstruktive Referendum sei sehr 
konkordanztaugllch, weil es das Parlament zwinge, die ver­
schiedenen Minderheiten viel ernster zu nehmen, und zwar 
im Wissen darum, dass diese sich mit HIife des konstrukti­
ven Referendums wehren würden, wenn sie nicht ernst ge­
nommen warden. 
Denken Sie, Herr Lustenberger, an die Flügel: Kein Flug­
zeug kann ohne Flügel fliegen. Endlich haben Sie einmal zu­
gegeben, dass die CVP auf die SP angewiesen ist, wenn sie 
fliegen will! Sie sollten aber die SP auch vorsichtiger beurtei­
len und Ihr nicht Konkordanzwldrigkelt vorwerfen. 
Sie verkennen sozusagen die Nachteile des simplen Refe­
rendtlms. Sie wissen ganz genau, dass die Leute Immer 
wieder vor die Wahl gestellt werden, Ja oder Nein zu sagen, 
alles oder nichts anzunehmen. Das konstruktive Referen­
dum ermöglicht eine grossere Differenzierung. 
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Sie wissen ausserdem ganz genau, dass es oft nicht klar ist, 
was die Ablehnung eines Gesetzes bedeutet, weil verschie­
dene Interessengruppen aus ganz unterschiedlichen Grün• 
den Nein gesagt haben. Diese Unklarheit wird beseitigt, weil 
durch das konstruktive Referendum klarer wird, wann ein 
Gesetz aus welchen Gründen abgelehnt wird. Das erleich­
tert dann wiederum die parlamentarlsche Tätigkeit. Man 
welss dann, weshalb ein Gesetz abgelehnt worden ist, und 
man weiss so eher, wie man es besser machen könnte. 
Sie wissen auch ganz genau, dass wir hier manchmal Pa­
kete schnOren, die die Entscheidungsfreiheit der BOrgerln-
nen und BQrger beschränken, die vielen - bei Finan ke-
ten zum Beispiel, wenn sieben verschiedene n 
zusammenkommen - nicht erlauben, ihrer Position Aus­
druck zu geben. Das konstruktive Referendum erhöht in die­
sem Sinne die Entscheidungsfreiheit, weil es eine grössere 
DHferenzlerung ermöglicht. 
Der Bundesrat hat noch vor hundert Jahren die Gesetzesin­
itiative, welche sozusagen die Schwester des konstruktiven 
Referendums wäre, als Krönung der direkten Demokratie 
bezeichnet. Der Bundesrat war sich damals noch bewusst, 
dass auch das kein Privileg des Parlamentes sein sollte. 
Denn die direkte Demokratie baut darauf, diese Privilegien 
zu teilen, damit niemand - auch keine Institution - ein Prlvl· 
leg hat. Das konstruktive Referendum wäre sozusagen die 
Schwester dieses Instrumentes und deshalb In der richtigen 
Tradition. Aber dieser damalige Bundesrat war Sekretär der 
ZOrcher Verfassungskommission, die das liberale Regime im 
dlrektdemokratlschen Sinn verändert hat. 
Ich denke, dass der heutige Bundesrat diese radikaldemo­
kratlschen Traditionen, die vor hundert Jahren in der Exeku­
tive noch spOrbar waren, verkennt. 
Es Ist auffällig, dass ein ganz wichtiges Argument für das 
konstruktive Referendum bisher von keiner Seite zur Spra­
che gekommen Ist: Das konstruktive Referendum erlaubt 
uns nämlich, zu verhindern, dass die europäische Integra­
tion der Demokratie entgegengestellt wird. Die «Europäerin­
nen„ und «Europäer» In diesem Saal mQssen sich bewusst 
sein, dass das Ja zu Europa In den nächsten zehn Jahren In 
der Schweiz nicht realisiert werden kann, wenn die Men­
schen den Eindruck haben, dass das Ja zu Europa einen 
Verlust an Demokratie bedeutet. Dieses Instrument Ist ein 
Element, das es uns gestattet, diese falsche Fragestallung 
nicht aufkommen zu lassen. Wir, die Demokraten und die 
«Europäer", mQssen auf der gleichen Seite der Barrikade 
kämpfen, wenn wir gewinnen wollen. 
Sie wissen ganz genau, dass die Europäische Union In Ihrer 
Gesetzgebung, in Ihrer Rechtsetzung, oft mit Richtlinien ar­
beitet. Richtlinien geben dem Staat Spielraum, und dieser 
kann unterschiedlich genutzt werden. Wenn ein Referendum 
gegen eine bestimmte Form der Umsetzung lanciert wird, 
dann werden die Europagegner dieses Referendum immer 
untersrutzen, und dieses Referendum wird Immer den An­
schein der Europagegnerschaft haben. Das konstruktive Re­
ferendum erlaubt es zu zeigen, dass man nicht gegen die 
Umsetzung an sich Ist, sondern diesen Spielraum anders 
nutzen will. Es Ist also sachlich richtiger, weil es wiederum 
ein differenziertes, klares Referendum erlaubt Es ist poli­
tisch ganz entscheidend, dass wir vor der europäischen Inte­
gration - sozusagen vertrauensblldend - diejenigen Instru­
mente schaffen, welche den Menschen zeigen, dass das Ja 
zur europäischen Integration keinen Abbau oder keine Ein­
schränkung der Demokratie bedeutet, ganz Im Gegenteil. 
Ich kann mir eigentlich nicht vorstellen, dass nur die sozlal­
demokratlschen und grünen Europaanhänger In diesem 
Saal dieser Argumentation folgen können. Ich WOrde des­
halb den «Europäern» In der FDP-Fraktion und der CVP­
Fraktlon zu bedenken geben, dass hier etwas getan werden 
könnte, das vertrauensbildend wirkt. Dies erleichtert es uns, 
die Europadiskussion so zu führen, wie sie geführt werden 
muss, nämlich indem wir zeigen, dass das Ja zu Europa 
auch ein Ja zu mehr Demokratie bedeutet - und nicht umge­
kehrt. Denn In diesem Land können Sie kein Ja zu Europa 
gegen die Demokratie erzielen. Das mOssen Sie bei solchen 
Vorschlägen rechtzeitig bedenken, welche Ihnen diese Mög-
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l!chkelt, dieses Instrument, In die Hand geben, die falsche 
Debatte zu verhindern. Das hat mit «vorauseilendem Gehor­
sam», wie Frau Vallendar gesagt hat, nichts zu tun, sondern 
mit rechtzeitiger Vertrauensblldung, damit die Diskussion auf 
der Höhe der Problematik und nicht unter Ihrem Niveau er­
folgen kann. 

Clna Jean-Michel (C, VS}: Herr Gross, mich WOrde Folgen­
des Interessieren: Zu welchem Zeitpunkt des Verfahrens und 
auf welche Welse stellen Sie sich die GOltlgkeltsprüfung der 
entsprechenden Vorlage vor? . 

Gross Andreas (S, ZH}: Herr Clna, Professor Hännl als Ver­
treter der Initianten hat Ihnen diese Frage beantwortet Bel 
den meisten Anträgen stellt sich diese Problematik gar nicht, 
weil wir, wie erwähnt, nicht die Tradition haben, am Rande 
der Verfassung zu leglferleren. Meistens Ist die Verfassungs­
konformität völlig Ober jeden Zweifel erhaben. Wenn diese 
Frage strlfflg sein könnte, wissen kOnftlge lnltlanten eines 
konstruktiven Referendums, dass es in ihrem Interesse Ist, 
vor der Ausarbeitung des Antrages die Verfassungskonfor­
mität zu klären. Man kann also von den Nationalräten erwar­
ten, dass sie diese Frage - falls sie ein konstruktives 
Referendum ergreifen wollen - schon rechtzeitig vor der 
Ausarbeitung des Antrages abklären. Das Ist dann nämlich 
auch für diesen Antrag ein gutes Argument. Es WOrde also 
nicht die von Ihnen behauptete Verzögerung eintreten; Pro­
fessor Hänni von der Universität Freiburg hat Ihnen das In 
der Kommission schon erläutert. 

Genner Ruth (G, ZH}: Das Dossier, Ober das wir heute de­
battieren - eine Volksinitiative für ein konstruktives Referen­
dum -, stellt einen konstruktiven Beitrag zum Ausbau der 
bereits bestehenden Volksrechte unseres Landes dar. Wir 
Grünen unterstQtzen dieses Anliegen selbstverständlich. 
Warum die Idee, das Instrument des heute bestehenden Re­
ferendums zu erweitern? 
Sehr oft hören wir In Debatten, gerade in diesem Saal, dass 
das Fuder nicht Oberladen werden dOrfe. Dieser gleiche Satz 
wird zumeist von beiden Selten des Rates formuliert - oder 
sagen wir es anders -, von den In der Sache am weitesten 
voneinander entfernten Lagern. Aus oft völUg verschiedenen 
Motiven kommen völlig verschiedene Gruppen oder lnteres­
senvertreterlnnen und -vertreter dann zum gleichen Schluss, 
nämlich zur Ablehnung einer Gesetzesvorlage. Macht das 
Sinn? Wie könnte man die Inhaltlich differenzierten Positio­
nen sichtbar machen? 
Das konstruktive Referendum ist ein politisches Instrument. 
Bereits In der Kommissionsdebatte habe Ich zur Kenntnis 
genommen, dass das von vielen nicht verstanden wird: Ein 
Instrument Ist parteipolitisch neutral. Das Instrument gibt al­
len politischen Gruppierungen, Parteien oder schlicht grös­
seren Interessenverbänden, seien sie von der Wirtschaft 
oder seien es Umweltverbände, die Möglichkeit, sich In ei­
nen - wie der Name sagt - konstruktiven Prozess einzu­
schalten und wichtige Fragen detallllerter zu klären. Für uns 
Ist es wichtig, dass dieser Prozess konstruktiv verläuft, In­
dem nämlich genau bezeichnet werden muss, was man an­
ders wlil und wie. 
Ich erinnere an das Rentenalter der Frauen. Wir wollten das 
Rentenalter der Frauen unverändert belassen. Die Haupt­
stossrlchtung der 10. AHV-Revision haben wir mitgetragen, 
nicht aber den fQr uns wesentllchen Teilaspekt des Frauen­
rentenalters. Wie wären wir Frauen - ich bin Qberzeugt, die 
Mehrheit der Frauen - um ein Instrument wie das konstruk­
tive Referendum froh gewesen! Sicher hätten wir dieses Mit­
tel eingesetzt und die 10. AHV-Revislon In diesem konkreten 
Punkt verändert. Es wäre der Ausweg aus dem grossen DI­
iemma gewesen. Sie wissen es Ja: Nachher sind fünf Volks­
initiativen wegen dieses einen Punktes eingereicht worden. 
Noch ein anderes Beispiel: Oft erleben wir, dass diejenigen, 
welche ein Projekt grundsätzlich ablehnen, und diejenigen, 
die einen Teilaspekt bekämpfen, schilesslich gemeinsam ein 
Nein beschllessen. Das Projekt wird abgelehnt, es entsteht 
ein politischer Scherbenhaufen. DHferenzlerte Abstlmmun-
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gen mit dem konstruktiven Referendum könnten die Brem­
ser - die prinzipiellen Neinsager - von den konstruktiven 
Politikerinnen und Polltlkem abgrenzen. Die Perspektive tor 
sinnvolle politische Arbeit wäre mit dem konstruktiven Refe­
rendum gegeben. 
Ich möchte Sie daran erinnern, dass in absehbarer Zelt we­
gen des Militärgesetzes Unterschriften tor ein Referendum 
gesammelt werden, und rNar von der Auns und der GSoA 
gemeinsam, aber - das ist klar - aus ganz verschiedenen 
Motiven. Zusammen werden die beiden Gruppierungen nur 
50 ooo Unterschriften sammeln mOssen. Heute wird am 
Schluss an der Urne keine differenzierte Melnungsäusse­
rung möglich sein. Das empfinden wir als Nachteil; so wis­
sen wir im Nachhinein nicht, warum eine Vorlage abgelehnt 
wurde: ob aus prinzipiellen Gründen oder wegen eines Teil­
aspekts. Diese Korrektur wollen wir mit dem konstruktiven 
Referendum vornehmen. 
Es wird Immer wieder angeführt, dieses neue Verfahren 
würde die politischen Abstimmungen so komplizieren, dass 
die StlmmbOrgerinnen und StlmmbOrger Qberfordert wären. 
Ich bin davon Qberzeugt, dass diese zu einem grossen Tell 
rNar mit den Steuerformularen, nicht aber mit den Abstim­
mungen Qberfordert sind, Im Gegenteil: Der Vorteil tor die 
StlmmbOrgerlnnen und StlmmbQrger Ist der, dass die oft un­
schön geschnQrten Abstimmungspakete, wo Vor- und Nach­
teile zusammen geschluckt werden sollten - Beispiel AHV­
Revlslon -, nun aufgeschnart werden können und der Sou­
verän seiner Meinung differenziert Ausdruck geben kann. 
Das Ist Im Hinblick auf die Abstimmungsbeteiligung nicht zu 
unterschätzen, und wir als Parlament machen uns ja da­
rüber Sorgen. 
Eine Bemerkung zur Haltung des Bundesrates: Wir sehen 
nicht ein, warum dieses neue Instrument erst Im Rahmen 
der Reform der Volksrechte aufgegriffen werden soll, da 
diese Reform ihre Grundlage verloren hat und auch keinen 
Termin kennt Zudem Ist das vom Bundesrat hochgespielte 
«Problem» der GOltlgkeltserklärung Im Alltag kaum ein Pro­
blem. Immerhin wird ein Entscheid für die Ergreifung eines 
Referendums nicht über Nacht gefällt. In der Kommission 
hatten wir manchmal den Eindruck, einige Leute meinten, es 
würde dann zu jedem Im Rat abgelehnten Antrag ein Refe­
rendum ergriffen. Ich muss Sie an die politische Realität er­
innern: Unterschriften tor ein Referendum zu sammeln ist 
kein Sonntagsspaziergang, auch wenn man dabei lange auf 
der Strasse wellt 
Die ablehnenden Argumentarien der bOrgerlichen Sprecher 
geben uns zu denken. Wir haben das Gefühl, sie wollten vor 
allem ohne das Volk Politik machen. Das Bekenntnis zur 
Konkordanz ist aus unserer Sicht kein Argument gegen das 
konstruktive Referendum. Ich darf Ihnen sagen, dass auch 
die Grünen In der Rolle der Opposltlonsführenden durchaus 
für das Gemeinwohl des Staates einstehen. 
FOr uns Grüne Ist es klar, dass Sie hier ablenken wollen, um 
wieder die Konkordanz zu beschwören, weil Sie diese Kräfte 
schon ohne konstruktives Referendum schlecht beisammen­
halten. 
Die grüne Fraktion bittet Sie im Sinne der erweiterten Mitwir­
kungsrechte für die Stimmbargerinnen und Stimmbürger, die 
Minderheit BOhlmann zu unterstatzen und damit Annahme 
der vorliegenden Volksinitiative zu empfehlen. 

Eggly Jacques-Simon (L, GE): Nous, les Sulsses, nous plal­
sons a dlre que la democratle sulsse est la plus accomplle 
du monde. C'est un falt que, depuls 1891, nous avons verlte­
blement les deux Instruments de la democratle directe, a 
savolr le referendum qul est le freln, la contestatlon d'un pro­
jet vote par le Parlament; et l'lnltlatlve qul est le drolt de pro­
posltlon. La questlon est de savolr sl, comme le dlt M. Gross 
Andreas par exemple, II faut aller plus loln dans l'accomplis­
sement de notre democratle, s'II taut affiner encore ses Ins­
truments. 
Le groupe liberal ne pense pas que ce solt aujourd'hul la 
questlon cruclale qul se pose a notre pays. Le groupe liberal 
pense qu'en reallte II s'aglt plutOt de savoir comment notre 
democratle peut mleux fonctlonner, comment le peuple peut 

lltre davantage Interesse au debat polltique, et qu'il ne s'aglt 
pas de compliquer les choses dans le sens d'une mecani­
que toujours plus afflnee, mals qu'il s'aglt de motlver les 
gens. D'autre part, II y a une questlon d'equllibre: entre le 
Gouvernement, le Parlement et le peuple. Cet equlllbre est 
chose precleuse. SI l'on commence a donner plus d'lmpor­
tance a l'un des elements de notre democratle, on affalbllt 
l'autre. SI on va dans le sens de la proposition contenue 
dans l'lnitlatlve, on affaibllt le polds du Parlament. et on com­
plique aussl son fonctlonnement. 
D'autre part, le groupe liberal est attache a l'ldee de la clarte 
dans le debat politlque. II y aurait quelque hypocrisie dans 
nos debats a ce que l'on ait des gens qui dlsent: «Oul, nous 
acceptons cette propositlon generale, mais nous ne som­
mes pas d'accord avec ce point. Donc a la fln des debats 
nous votons oul. Nous votons oui par exemple a la 108 revi­
sion e l'AVS, parce que nous sommes d'accord avec l'ame­
lioratlon des prestetions pour les femmes. Nous ne sommes 
pas d'accord avec le spllttlng, mals nous votons oui quand 
mAme.» Et puis apres, allez, la peau de bananel lls lancent 
un referendum constructlf pour dlre: ccNous supprlmons cet 
article qui ne nous plalsalt pas et nous gardons le raste. En 
somme, nous voulons blen l'augmentatlon des prestatlons 
de l'AVS parce que ya nous platt, mals en ce qui concerne 
l'augmentatlon de l'äge de la retralte des femmes, ou bien 
encore teile autre disposltlon, ya ne nous plaTt pas, alors 
nous n'en voulons pas.» C'est tout l'equillbre du debat polltl­
que au Parlament, de l'equillbre qul arrlve a un compromls 
que la drolte et la gauche flnalement acceptent en dlsant: 
«Bon, nous avons chacun falt des sacriflces, mals nous 
avons chacun trouve des avantages.» C'est tout cet equlll­
bre qul est remis en questlon. Les minorltes voudraient tou­
jours avoir ralson Jusqu'au bout et n'accepteralent Jamals 
qu'II y alt a un moment donne une solutlon equllibree, un 
compromls dans le meilleur sens du terme. 
Nous ne croyons pas que cela amelloreralt le fonctlonne­
ment de la democratle. Nous ne croyons pas que cela ame­
lloreralt les debats au Parlament et la visiblllte devant le 
peuple. Nous croyons que le peuple a besoln non pas d'Atre 
mis au pled du mur, mals mls en face de ses responsabllltes. 
S'II s'aglt de l' AVS, par exemple, il dolt savolr qu'II y a un pa­
quet dans lequel il y a des elements qul vont dans un senset 
des elements qul vont dans l'autre. On ne dolt pas touJours 
pouvolr dlre: «Nous acceptons ceci, mals nous refusons 
cela.» II y a un moment ou II faut prendre l'entler de sa res­
ponsablllte politlque. 
C'est la raison pour laquelle, parce que nous sommes atta­
ches a l'equllibre des pouvolrs, parce que nous sommes at­
taches a l'equlllbre des debats au sein du Parlament. parce 
que nous sommes attaches a la fonctlon du Parlament, qul 
est dlrectrlce ou lndlcatlve vis-ä-vis du peuple par rapport a 
un proJet qul forme un tout, parce que nous sommes atta­
ches a Ja prlse de responsabillte entlere du peuple dans le 
processus democratlque, nous ne voulons pas du referen­
dum constructlf, qul ne construit rlen du tout pour notre de­
mocratle, mals au contralre seralt propre a dlluer encore un 
peu plus la democratle. Ce n'est pas de dllutlon dont la de­
mocratle sulsse a besoln, mals de clarte. 

Berberat Dldler (S, NE): Vous dltes que ce n'est pas Je mo­
ment d'afflner la democratle dlrecte. Quand est-ce que cela 
sera vralment le moment de !'affiner, cette democratle dl­
recte? 

Eggly Jacques-Simon (L, GE): Je n'al pas ete tout a falt 
clalr. Je ne pense pas qu'un but solt d'afflner encore les Ins­
truments de la democratie dlrecte. Je trouve que le referen­
dum et l'lnltlatlve, tels qu'lls sont, sont sufflsants et que vous 
et mol, ce que nous devrlons faire, c'est d'lnteresser davan­
tage le peuple aux grands enjeux politlques, et non pas de 
lul dlre qu'II peuttoujours commencer par dlre: «Oul», et en­
sulte:- «Je n'etals pas d'accord avec ya et je vais corriger.» 

Zwygart Otto (E, BE): Es wird Sie nicht überraschen, wenn 
Ich Ihnen sage, dass die evangelische und unabhängige 
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Fraktion diese Volksinltlatlve zur Annahme empfehlen wird. 
«Mehr Rechte für das Volk dank dem Referendum mit Ge­
genvorschlag»: Für einmal Ist das kein lltel, der hinters Licht 
führt, sondern er sagt klar aus, was diese Initiative will. 
Der Ausbau der Volksrechte ist ein Thema Das Paket Volks­
rechte, das wir Im Zusammenhang mit der Revision der Bun­
desverfassung vorgelegt bekommen hatten, griff es auch 
auf. Darin enthalten war die allgemeine Volksinltlatlve, und 
diese war an sich unbestritten. Leider landete die Vorlage 
aber im parlamentarischen Tiefkühlschrank, und wann sie 
effektiv wieder aufgetaut und aufgetischt wird, ist noch nicht 
klar absehbar. 
Ein Referendum ist In den allermeisten Fällen nicht positiv, 
sondern negierend. Die Volkslnitlatlve ufür ein konstruktives 
Referendum» sagt aber schon Im Titel aus, was sie will: kon­
struktiv sein. Der lltel Ist zutreffend, auch wenn jetzt herun­
tergespielt wird, was effektiv Ihr Ziel Ist. Die Gegnerschaft 
hat offensichtlich Angst vor erneuernden Elementen im 
schweizerischen Regierungssystem. 
Eine qualitative Verbesserung ist das Zlel dieser Initiative. 
Die Möglichkeit einer differenzierten Stellungnahme für 
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger wurde auch schon bei 
uns angewendet Es gibt praktische Beispiele. Bei der Mehr­
wertsteuer durfte der Souverän bezüglich der Abgabenhöhe 
wählen. Wenn es die Mehrheit hier Im Parlament will, wenn 
es ihr passt, dann gibt es diese Wahlmöglichkeit. Warum soll 
das nicht grundsätzlich möglich sein? Die erhöhte Entschei­
dungsfreiheit kann unbefriedigende «Ablehnungs-Scherben­
haufen» oder - wie hier dargestellt wurde - eine Flut von 
Volksinitiativen verhindern. 
Wenn wir es dem Souverän In der Volksabstlmmung grund­
sätzlich ermöglichen, auch Ober Varianten abzustimmen, so 
wird der Souverän urteilen. Es stlmmtdaher nicht, dass die 
Stimmzettel zu kompliziert würden. Das Ist eine billlge Aus­
rede. Es stimmt daher auch nicht. dass das konstruktive Re­
ferendum eine praktikable Möglichkeit Ist, die sich aber Ins 
Gegentell verkehrt. Das demonstriert der Kanton Bern. Als 
Berner habe ich da direkte Erfahrungen: Im Kanton Bern 
helsst das konstruktive Referendum Volksvorschlag. Bisher 
gab es seit dessen Einführung drei Volksvorschläge. 1997 
scheiterten die Dividendenbesteuerung und die Spltalorga­
nlsatlon, angenommen wurde aber später ein Renaturle­
rungsfonds. Diese drei Abstimmungen zeigen auf, dass das 
Verfahren Im Kanton Bern den Stimmbürger keineswegs 
überfordert. 
Bel komplexen Vorlagen wird es bestimmt nur dann möglich 
sein, Erfolg zu haben, wenn das Referendum wirklich kon­
struktiv ist. Nur konstruktive Alternativen werden die Refe­
rendumshOrde - und erst recht die Abstimmungshürde -
nehmen. Wenn man In Betracht zieht, welche Kosten ein 
Referendum verursacht, bis es erfolgrelch abgeschlossen 
Ist, dann Ist auch abschätzbar, dass es keine Referendums­
flut geben wird. Im Übrigen Ist es Interessant zu bemerken, 
dass Im Kanton Bern nicht etwa die Oppositionellen das 
konstruktive Referendum zuerst benutzt haben - nein, es 
waren die Regierungsparteien. 
Das konstruktive Referendum ist eine Chance, um vom heu­
tigen «Neinsager-Referendum» wegzukommen: Man muss 
zu einer ganzen Vorlage Nein sagen. Die differenzierte Stel­
lungnahme vergrössert den Spielraum nicht nur für den 
Stimmberechtigten, sondern letztlich auch fürs Parlament. 
Man muss nur lernen, mit diesem Instrument umzugehen. 
Aber alles Neue schreckt offenbar ab. Daher Ist diese Vor­
lage eine Herausforderung. Die Einwände, welche zu hören 
sind, lassen sich mit gutem Willen aus der Welt schaffen, vor 
allem lassen sich auch die Fragen beantworten, die Ir­
gendwo in der Administration geregelt werden sollen. 
Die evangelische und unabhängige Fraktion Ist daher der 
Meinung, dass wir die demokratischen Spielregeln verbes­
sern müssen. Der Widerstand auf Parlamentsebene Ist tell­
welse verständlich: Man fürchtet Einschränkungen der 
bisherigen Regeln der Machtausübung. Aber letztlich hat 
doch das Volk die Macht, also geben wir Ihm diese Macht 
auch In angemessener Form. Das konstruktive Referendum 
will die Form der Gesetzgebung nicht umkehren, sondern 
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nur die Gewichte und Möglichkeiten verlagern. Zeigen wir 
doch Mut, und geben wir dem Souverän dieses neue Volks­
recht. 
Unterstützen wir die Minderheit Bühlmann, und sagen wir Ja 
zur Initiative. 

Janlak Claude (S, BL): Wer in den vergangenen Jahren die 
Diskussion um die Reform der Volksrechte von ausserhalb 
dieses Rates verfolgt hat - das trifft Immerhin auf einen Drit­
tel dieses Rates zu -, musste ernüchtert feststellen, dass 
die Politik in dieser Frage versagt hat. Alle sind sich zwar 
darober einig - oder geben es zumindest vor-, dass bei den 
Volksrechten Reformbedarf besteht. Wenn für einmal ein in­
novativer Vorschlag zur Debatte staht, erweist sich die Re­
formbereitschaft dann allerdings als nicht gerade Obermäs• 
sig gross. Überraschend Ist das gerade beim Instrument des 
konstruktiven Referendums, denn dieses hat bereits Ein­
gang in kantonale Gesetzgebungen gefunden und dort erste 
Bewährungsproben bestanden. Revolutionen sind keine 
ausgebrochen! 
Es ist an der Zeit, dem Volk und auch den politischen Akteu­
ren auf Bundesebene präzisere Möglichkeiten des Einflus­
ses auf die Gesetzgebung zur Verfügung zu stellen. Dieser 
Zeitpunkt darf nicht immer wieder auf eine unbestimmte Zeit 
verschoben werden. Wer sich, wie z. B. Herr Eggly, mit dem 
Status quo zufrieden gibt, nimmt es auch in Kauf, dass die 
neue Bundesverfassung bald mit Bestimmungen angerei­
chert sein wird, die nicht In eine Verfassung gehören. 
Der Bundesrat hat In seiner Botschaft auf gewisse Schwä­
chen hingewiesen, welche die Initiative seiner Meinung nach 
hat. Er hat auch ausführlich Ober einen Indirekten Gegenvor­
schlag - Ober die allgemeine Volksinitiative - berichtet. Zwar 
könnten die Grande, die der Bundesrat gegen die Initiative 
vorgebracht hat, ohne weiteres widerlegt werden, aber wenn 
es dem Bundesrat mit der Reform der Volksrechte ernst 
wäre, hätte er den von Ihm ausgemachten Schwächen eine 
bessere Lösung In Form eines Gegenvorschlages gegen­
überstellen können; dies zu einem Zeitpunkt, als das Desas­
ter bei der Reform der Volksrechte Im Zusammenhang mit 
der Verfassungsrevision bereits absehbar war. Er hätte bei­
spielsweise das Quorum der Ratsmitglieder erhöhen kön­
nen, die den Vorschlag schon bei den parlamentarischen 
Beratungen einbringen müssten. Aber der entsprechende 
politische Wille hat offensichtlich gefehlt. 
Ich habe In der Kommissionsberatung den Antrag gestellt, 
das Geschäft sei zurückzuweisen und es sei ein Gegenvor­
schlag zur Volksinitiative vorzulegen, welcher entweder die 
Einführung der allgemeinen Volksinitiative vorsehe oder aber 
die Einführung des konstruktiven Referendums bei gleichzei­
tiger Ausmerzung der angeblichen Schwächen, die der Bun­
desrat bei der vorliegenden Initiative ausgemacht hat. 
Der Bundesrat hat sich diesem Antrag mit dem Argument wi­
dersetzt, In der Frage der Volksrechte sei der Ball jetzt beim 
Parlament bzw. bei den Staatspolitischen Kommissionen 
von National- und Ständerat, und Ist damit In der Kommis­
sion durchgedrungen. Ich stalle fest, dass der Ball weiterhin 
von der einen Instanz der anderen zugespielt wird. Ich muss 
auch feststellen, dass In der Kommission erst gar keine 
grundlegende Diskussion darQber stattgefunden hat, wie es 
bei der Reform der Volksrechte weitergehen soll. Dies Ist be­
dauerlich und nährt die Befürchtung, dass wir In dieser 
Frage auch in der nahen Zukunft keinen Schritt weiter kom­
men. Wenn Sie es mit der Reform der Volksrechte, vor allem 
mit der Ermöglichung präziserer Einflussnahme auf die Ge­
setzgebung, ernst meinen, dann sollte Sie nichts daran hin­
dern, dem Volksbegehren positiv gegenüberzustehen. Sie 
vergeben sich damit nichts, Sie präjudizieren damit auch 
nichts - etwa was die Zahl der erforderlichen Unterschriften 
betrifft -, Sie tun Oberhaupt nichts Revolutionäres. Aber Sie 
geben ein Zeichen, dass eine konstruktive Mitwirkung des 
Volkes am Gesetzgebungsprozess erwünscht Ist. 
!eh-empfehle Ihnen deshalb, dem Antrag der Minderheit zu­
zustimmen. Das sollte allen, die in dieser Diskussion noch 
unbelastet sind, also einem Drittel dieses Rates, nicht 
schwer fallen. 
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Hubmann Vreni (S, ZH): Viele Bewohnerinnen und Bewoh­
ner unseres Landes - vor allem junge Leute - sind Immer 
wieder erstaunt, Wie lange es geht, bis bei uns eine von allen 
als notwendig erachtete Neuerung realisiert werden kann. 
Schuld an der Schwerfälligkeit unseres politischen Systems 
ist unter anderem das Referendum, das z:war ein Wichti­
ges Volksrecht Ist, aber eine ausschllesslich bremsende Wir­
kung hat, meist schon Im Vorfeld von Vernehmlassungen. 
Mit dem konstruktiven Referendum wird diese ausschllessll­
che BremsWlrkung aufgehoben. Die StlmmbOrgerinnen und 
Stimmbürger können nicht nur sagen, ob sie etwas wollen 
oder nicht, sie haben die Möglichkeit - wenn sie mit einer 
Vorlage nicht einverstanden sind -, Stellung zu nehmen und 
aufzuzeigen, welche Lösung sie als die bessere erachten. 
Das Ist einer der zahlreichen unbestreitbaren Vorteile des 
konstruktiven Referendums. 
Die Bedenken des Bundesrates, mit diesem Instrument wor­
den die StimmbOrgerlnnen und Stimmbürger überfordert, 
teile Ich nicht. Die gleichen Bedenken wurden geäussert, als 
es darum ging, das doppelte Ja elnzufOhren; Herr Gross An­
dreas hat das bereits dargelegt. Diese Bedenken erwiesen 
sich als vOlllg unbegründet. Die StimmbOrgerinnen und 
Stimmbürger sind viel Intelligenter, als manche glauben. 
Das konstruktive Referendum verhindert Scherbenhaufen, 
Wie wir sie In vergangenen Abstimmungen wiederholt erlebt 
haben. Es erlaubt eine differenzierte stellungnahme. Die 
StlmmbOrgerinnen und Stimmbürger können ihren Wlllen 
klarer äussern. Die Laute werden ernst genommen; ihre 
Meinung erhält mehr Gewicht. Dieser Umstand wird sich 
auch auf die Motivation der Stimmberechtigten ausWlrken. 
Die Möglichkeit einer differenzierteren Stellungnahme 
könnte auch auf die Abstimmungspropaganda Auswirkun­
gen haben. Grobe Schwarzwelssdarstellungen müssten dif­
ferenzierten Stellungnahmen weichen. Das hätte auch 
positive Auswirkungen auf die politische Kultur. 
Aus all diesen Gründen bitte Ich Sie, der Einführung eines 
konstruktiven Referendums zuzustimmen und den Antrag 
der Minderheit BOhlmann zu unterstützen. 

Lallve d'Eplnay Maya (R, SZ): Die vorliegende Initiative will 
als neues Volksrecht das so genannte konstruktive Referen­
dum einführen. Es soll die Vorzüge der bestehenden Volks­
rechte, Volkslnltiatlve und Referendum, miteinander kombi­
nieren. Die Vor- und Nachtelle dieses neuen Instrumentes -
belsplelswelse betreffend die Kohärenz der Rechtsordnung, 
die reduzierte Bedeutung von Parlament und Konsensfln­
dung, die Komplexität bei der praktischen Umsetzung, die 
Verlangsamung des Gesetzgebungsverfahrens oder die 
Problematik des Ständemehrs - sind von meinen Vorredne­
rinnen und Vorrednern bereits ausreichend dargelegt wor­
den. Wie Oberau - das haben Sie auch gehört - lassen sich 
dazu befürwortende und ablehnende Argumente finden. Ich 
will dazu deshalb auch gar nicht weiter Stellung nehmen. 
Wenn ich die Initiative zur Ablehnung empfehle, dann geht 
es mir um etwas ganz anderes. Mir geht es um die Reform 
der Volksrechte Oberhaupt. Es Ist meines Erachtens unbe­
stritten, dass aus verschiedensten Gründen eine Revision 
respektive Reform unserer Volksrechte notwendig Ist und 
eine grundsätzliche Diskussion Ober die Gesamtproblematik 
der Volksrechte richtig Ist. Dieser Einsicht verschllesst sich 
praktisch niemand, zumindest nicht In den SPK. Wesentlich 
ist jedoch, dass diese Diskussion nicht Im Rahmen der Ein­
führung eines einzelnen, neuen und dazu noch relativ uner­
probten Rechtes erfolgt, sondern eben Im Rahmen einer 
Grundsatzdiskussion Ober die Ausgestaltung der Volks­
rechte im Hinblick auf die Erfordernisse der Zukunft 
schlechthin. Kurz und gut: Elne Reform der Volksrechte, die 
diesen Namen verdient, hat In einem Gesamtpaket zu erfol­
gen und kann nicht anhand eines einzelnen und zudem neu 
einzufOhrenden Instrumentes diskutiert werden. 
Auch mir ist bekannt, dass der Ausbau der Volksrechte im 
Rahmen der Verfassungsreform nicht durchgekommen Ist. 
Dies Ist aber noch lange kein Grund, das Anliegen nicht wei­
terzuverfolgen oder auf die lange Bank zu schieben. Ent­
sprechend hat auch die SPK des Ständerates eine Subkom-

misslon damit beauftragt, die Reform der Volksrechte 
voranzutreiben und zu prüfen. Die SPK des Nationalrates 
unterstützt diese Arbeiten denn auch und hat deshalb eben­
falls beschlossen, eine analoge Subkommission einzuset­
zen, welche die Reform der Volksrechte als Gesamtpaket 
angehen soll. Dabei sollen verschiedene hängige Aspekte, 
unter anderem auch die europarechtllche Ausgestaltung der 
dlrektdemokratlschen Institutionen, diskutiert und einer Lö­
sung zugefOhrt werden. Mit einem solchen Vorgehen wird 
das eigentliche Problem «an der Wurzel„ gepackt: Wie wol­
len wir die dlrektdemokratlschen Grundrechte In unserem 
lande ausgestalten, um auch In einer Immer komplexeren 
und vernetzteren Umwelt die Errungenschaften unserer di­
rekten Demokratie erfolgreich zum Tragen zu bringen? 
In diesem Sinne hat die Initiative durchaus eine positive Ka­
talysatorfunktlon, nicht mehr, aber auch nicht weniger. Ob­
wohl Im Rahmen der Verfassungsrevision gescheitert, kann 
die Reformfrage nicht in der Schublade der unliebsamen 
Geschäfte versenkt und der Ball nicht einfach weitergereicht 
werden, denn Frau Bundesrätin Metzler hat auch klar signa­
lisiert, dass sie dieses Geschäft wieder aufnehmen Wird, so­
fern wir dies wollen. Aber eine Annahme der Initiative -
darüber mOssen Wir uns Im Klaren sein - hätte vermutlich 
zur Folge, dass diese Grundsatzdiskussion eben gerade 
nicht stattfinden würde und wieder auf Jahre hinausgescho­
ben werden könnte. 
Ich empfehle Ihnen deshalb, dem Bundesrat und der Mehr­
heit der SPK zuzustimmen und die Initiative klar abzulehnen. 

Dormond Marlyse (S, VD): l.!lnltlatlve populaire qul vous est 
presentee propose en falt une extension des droits populal­
res. En effet, comme le Conseil federal le dlt lul-mAme dans 
son message, le referendum constructif constltUe sans 
aucun doute une posslblllte fasclnante dans un systeme qul 
ne connait que l'lnltlatlve constltutlonnelle. Le but des 
auteurs de l'lnlllatlve est de donner aux citoyens la posslbl­
llte de prendre positlon de maniere plus nuancee que ce 
n'est le cas actuellement. II vlse d'une manlere generale a. 
une amelloratlon qualitative des drolts populalres. Les cl­
toyens pourralent de cette maniere voter sur les elements 
contestes d'un projet, sans risquer de faire couler l'ensem­
ble, et dlsposer alnsl d'une plus grande liberte de declslon. 
Comme les votatlons sur la reforme du Parlament et sur la 
TVA l'ont montre, lls sont parfaltement capables de prendre 
posltlon de maniere nuancee sur des obJets de votatlon 
complexes et multiples. 
II convlent da reconnaltre que les objets completement flce­
les soumls au peuple ne sont souvent pas de vrals cholX. La 
10e revislon de l'AVS en est un exemple. Comment appre­
cler le cholX qul se resume a.: «Vous acceptez cette revlslon 
qul Integre le splittlng et le bonus pour täches educatlves et 
d'asslstance, mals vous devez ratlfler le relevement de l'äge 
AVS des femmes, sujet sensible entre tous; si vous n'Mes 
pas d'accord avec ce dernler polnt unlquement, tout est re­
fuse.» Un tel cholx est souvent ressentl par une partle du 
peuple comme une forme de chantage. 
Lors des travaux sur le tralte sur l'Espace economlque euro­
peen, le referendum constructif avalt fait l'objet d'une Initia­
tive de la Commission des lnstltutlons polltlques du Conseil 
national. SI le peuple avalt dlt oul le 6 decembre 1992, la 
Sulsse connaltralt le referendum constructlf depuis pres de 
sept ans. Alnsl, ce drolt pourralt compenser une eventuelle 
perte de drolts democratlques en cas de partlclpatlon renfor­
cee de la Sulsse a. !'Union europeenne. 
Les problemes technlques qua te Conseil federal trouve a. 
son appllcatlon - et cela a deja. ete dlt - ressemblent furleu­
sement aux argumants qul etalant developpes a l'epoqua 
pour refuser de donner la posslblllte de voter deux fols oul 
lorsqu'un contre-projet etalt oppose a. une Initiative. Le 
temps a donne tort aux opposants a. catte solutlon et demon­
tre qu'elle est parfaltement appllcable. De plus, II est releve 
dans-le message du Conseil federal que ces problemes sont 
tout ä fait surmontables. En falt, le referendum constructif n'a 
rien de revolutlonnalre puisque ce drolt existe dans plusleurs 
cantons. II a ete accepte dans la canton de Berne en 1993 
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dejä, et dans celul de Nidwald en 1994. On peut relever qu'il 
a dejä ete utilise ä trois reprises dans le canton de Berne sur 
des sujets aussl complexes que la lol sur les imp0ts, la reor­
ganisatlon des h0pltaux et la lol sur l'utlllsatlon des eaux. 
Les solutlons de rechange pr6sent6es par le Conseil f6deral 
n'en sont pas. En effet, on ne peut pas comparer, d'une part, 
le r6ferendum constructlf et, d'autre part, la necessite de re­
venlr sur un projet qui vlent d'Atre accepte en votatlon popu­
laire. Cette manllllre de proceder ne serait certalnement pas 
comprlse par les cltoyens. Et comment recommander au 
peuple d'accepter un projet et en contester une partle par la 
suite? De plus, dans les cas ou le projet est refuse, plus 
aucune solutlon n'est envisageable nl possible. 
t.:une des critlques du Conseil f6deral contre le r6ferendum 
constructlf concerne la capacite du Parlament ä trouver des 
solutlons de consensus. Or, sl dans le passe, la prise en 
consideratlon des asplratlons des mlnorit6s 6talt reelle, cela 
s'est fortement dllue avec Je temps. Force est de constater 
que depuls plusleurs annees, voire depuls plusieurs legisla­
tures, les projets soumls au peuple ne sont en fait que les 
d6clslons lmpos6es par la majorit6 du Parlament. 
SI, comme le declare le Conseil federal a la page 33 de son 
message: «Au cas ou la majorite parlementalre estlmerait 
relatlvement elevees les chances d'une contre-propositlon 
en votatlon, on pourrait s'attendre a ce que les d6sirs de la 
minorite solent mleux pris en conslderatlon», cela ne pour­
rait ä nos yeux que constltuer un polnt positlf pour la demo­
cratle et la politlque de consensus. On peut s'etonner que ce 
constat flgure dans le chapitre des inconvenlents posslbles 
pour le Parlementl En concluslon, l'lntroductlon du r6feren­
dum constructlf amellorerait les ragles du jeu democratlque. 
Les inconvenients sont tout ä fait secondalres et ne Justlflent 
pas de renoncer ä un drolt aussl fondamental. 
Je vous recommande donc d'accepter l'lnltlatlve populalre et 
de voter la proposltlon de mlnoritll. 

Garbanl Valerle (S, NE): Les opposants au r6ferendum 
constructlf soutlennent qu'un tel Instrument, dans une dllmo­
cratle semi-dlrecte, porteralt attelnte a la polltlque de con­
cordance, que cela remettralt en cause la lllgltlmlte du 
Parlament, que les pr6occupatlons ne seront plus celles de 
la dllfense de l'lnterAt genllral, mals celles de la defense 
d'une kyrlelle d'lnt6rits partlcullers, que c'est un pont d'or 
pour les lobbylstes, car un moyen de blocage, que le peuple 
dolt choislr les grandes orlentatlons de la polltlque, mals non 
pas les polnts de dlltall. Enfln, les opposants s'appuient en­
core sur le falt de dlre qu'un contre-projet ä !'Initiative n'a pas 
de ralson d'Atre, car II est certes n6cessalre de r6former les 
drolts populalres, mals dans le cadre d'un paquet global, et 
non par le moyen du «Roslnenplcken». Ce dernler argument 
est en fait le reflet de la volonte d'enterrer le r6ferendum 
constructlf, et Je vous demande de ne pas en ätre dupes. 
Pour ma part, je pense que c'est blen davantage l'lnexis­
tence du referendum constructlf qul met en danger, ä tout le 
molns qul affalbllt, 1e systeme de la concordance et qul enta­
che la crlldlblllte du Parlament L!unlque vole offerte du r616-
rendum suppresslf contralnt a des consensus mous au nl­
veau parlementelre pour trouver une majorite popuialre et, 
par lä mime, pour 6vlter le lancement de r6f6rendums. Or, 
ces consensus mous donnent de molns en molns satlsfac­
tlon, avant tout ä celles et ceux qul esperent volr se concr6tl­
ser de reels projets polltlques r6formateurs. lls donnent ega­
lement des munltlons a celles et ceux dont le fonds de 
commerce polltlque est de classer le Parlament et le Conseil 
federal sous la deflnltlon de "ciasse politlque». Ceux-la lns­
trumentallsent alors la democratle directe ä des flns totale­
ment etrangeres ä une dllmocratle partlclpatlve de la popu­
Iatlon. Je pense ä la «Beschleunigungs-lnitlatlve» et ä 
l'lnltlatlve populalre „Quand le peuple parle, les polltlciens 
dolvent se talrel" 
Le rett,rendum suppresslf permet de s'opposer ä un projet 
sans sortlr du bois, sans devolr dllvoller les motlfs de fond 
de son oppositlon. Or, d'autres Intentions peuvent se cacher 
derrlere le statu quo. En revanche, le r6f6rendum constructlf 
permettralt d'evlter les purs calculs stratllglques et les 
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«unhelllge Alllanzen». II contraindralt les opposants ä devoi­
ler leurs cartes en devant se prononcer sur une alternative 
proposlle ä un projet controverse. Las opposants devralent 
expllquer ä la populatlon quelles sont leurs vlslons polltl­
ques. Cette mellleure transparence permettrait de respecter 
davantage la populatlon et d'en faire un acteur ä part 
entiere, soit d'engendrer un regain d'lnterit pour la chose 
politlque. 
Le systeme du tout ou rien du r6ferendum suppresslf n'est 
en outre pas un contrepoids aux positlons politiques edulco­
rees dans un compromis. En cas de refus du projet, comme 
en cas d'acceptatlon, cela aboutlt davantage ä un blocage 
qu'ä l'emergence de proposltlons constructlves. La polarlsa­
tion des opposants et des pertlsans au projet durant la cam­
pagne r6ferendalre a souvent pour effet de malntenlr 
longtemps dans les tlroirs d'autres projets, ou obllge ä reve­
nlr avec le mllme thlllme plusieurs annees apres, ä l'exemple 
de la solutlon des delals pour l'avortement et de l'lnltlatlve 
populalre pour l'adh6slon de la Sulsse a l'ONU. La popula­
tlon est tout ä fait ä mäme de se prononcer sur ces ques­
tlons de dlltall, et les initiatives constltutlonnelles demandent 
par allleurs de plus en plus a la populatlon de se posltlonner, 
certes sur une r6orientatlon de fond, mais egalement, sou­
vent, sur les detalls de son appllcatlon legislative. Jusqu'ä ce 
Jour, la populatlon a et6 ä mime de se determlner et l'argu­
ment selon lequel eile ne sauralt plus ol'.I donner de la täte 
est donc totalement denue de pertlnence. 
Quant ä l'argument de la defense des interAts pertlcullers et 
du tremplln pour les lobbyistes, pour les dlctatures, entre 
gulllemets, des mlnorit6s, II est absolument Irrelevant. Le re­
ferendum suppressif est pr6cis6ment lancll par les mouve­
ments opposltlonnels qui se recrutent davantage dans la 
minorlte que dans la majorit6. Quant aux lobbylstes, II n'ont 
pas attendu le referendum constructlf pour exlster. 
Pour conclure, le r6ferendum constructlf est ä l'oppos6 de la 
«Beschleunigungs-Initiative» pour deux motlfs: premlere­
ment, II respecte le Parlament et la politlque de concordance 
pulsque les consensus constructlfs sont facilites par la pos­
sibllite de proposer des variantes sur les quelques polnts 
controvers6s; deuxlemement, ll slmpllfle les drolts populal­
res, les amellore, les affine, les dynamise, dans le respect 
de la democratie dlrecte et dans l'lntllrAt de l'ensemble de 
ses acteurs, ä savolr la populatlon, le Parlament et le Gou­
vemement. 
Je vous invite en consllquence ä soutenlr la propositlon de 
mlnorit6 et a recommander au peuple et aux cantons d'ac­
cepter cette Initiative populalre. 

Welgelt Peter (R, SG): Ich möchte einleitend meine Interes­
senbindungen offenlegen: Als Mitinhaber einer Kommunl• 
katlonsagentur bin Ich regelmässlg mitverantwortlich fOr 
eidgenössische und kantonale Wahl- und Abstimmungskam­
pagnen und Unterschrlftensammlungen. Angesichts dieser 
Ausgangslage müsste Ich eigentlich an diesem Pult fOr die 
Vorlage sprechen, denn das Anliegen des konstruktiven Re­
ferendums würde im Markt der politischen Kommunikation 
zweifellos ein attraktlves zusätzliches Auftragsvolumen ge­
nerieren. Man stelle sich vor, wie masslv der Kommunlkatl• 
onsbedarf steigt, wenn zu einem umstrittenen Gesetz - Ich 
nehme das Beispiel des Elektrlzltätsmarktgesetzes (EMG) -
plötzlich unterschiedlichste Referendumskomitees antreten. 
Das «Komitee der Ratsmehrheit» würde, um beim Beispiel 
des EMG zu bleiben, plötzlich mit einem «Referendumsko­
mitee» in Auseinandersetzung stehen, das sich gegen die 
Benachteiligung der KMU einsetzt, das für mehr Ökologie Im 
Strombereich agiert, das allenfalls die Liberalisierung Insge­
samt angreift oder sich als Schutzverband der Subventionen 
und Monopolrenten deklariert Abstimmungen zu einem Ge­
setz, bei welchem sich mehrere konstruktive Referenden ge­
genüberstanden, müssten schllesslich auch noch durch eine 
Stichfrage ergänzt werden - eine Stichfrage, die zusätzli­
chen Kommunikationsbedarf, letztendlich aber auch Verun­
sicherung beim Stimmvolk schafft. 
Aus dieser Optik muss nicht nur die Frage der Attraktivität 
des konstruktiven Referendums fQr Opponenten gegen eine 
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Bundesgesetzgebung gestellt werden, sondern es gilt auch, 
die Frage nach deren Prakllkabllltät Insgesamt zu stellen. 
Persönlich stehe Ich voll und ganz zu unseren Volksrechten, 
welche sich aus meiner Sicht primär am Massstab des mün­
digen BOrgers zu messen haben. Nimmt man diesen Mass­
stab als Maxime, so gilt es, Entwicklungen, die alt Bundesrat 
Koller als «Prlvlleglerung des Innovativen Potenzials der 
Volksrechte gegenüber der Vetofunk:tion des Referendums» 
bezeichnete, mit Skepsis gegenOberzutreten. Denn es Ist 
nicht ein möglichst breiter Wunschzettel von Lobbyisten und 
Interessengruppen gefragt, sondern die Gewährleistung der 
Kontrollfunktion des Souveräns. 
Schllessllch entspricht es auch dem Selbstverständnis eines 
Parlamentes, dass man gegen ein lnstrumentarlum antritt, 
welches den Druck auf die Konsensbildung verringert und 
das Ringen um ein Gesamtkonzept untergräbt 
Mit Bezug auf meine offen gelegten Interessen als Vertreter 
der Kommunikationsbranche stelle Ich fest, dass mit der Ein­
führung des konstruktiven Referendums kaum mehr Rechte 
für den Stimmbürger geschaffen werden. Dagegen könnte 
die politische PR- und Kommunikationsbranche mit einer 
markanten Umsatzsteigerung rechnen, da die Unübersicht­
lichkeit von mehreren konstruktiven Referenden zu ein- und 
derselben Vorlage, verbunden mit einer Stichfrage, genau 
jene Verunsicherung provoziert, die für mediale und werbli­
che Einflussnahme WOnschbar ist und diese attraktiv macht 
Für mich bleibt das Referendum das Korrektiv In der Hand 
des Stimmbürgers. Dieses Vetorecht muss so ausgestaltet 
sein, dass es rasch und konsequent angewendet werden 
kann. Das vorgeschlagene konstruktive Referendum trägt zu 
dieser Zielsetzung nichts bei, sondern verwässert dieses 
wichtige Vetorecht des Bürgers. 
Obwohl Ich vermutlich Proflteur der Einführung dieses In­
strumentes wäre, beantrage Ich Ihnen, die Volksinitiatlve zur 
Ablehnung zu empfehlen. 

Fehr Mario (S, ZH}: Im Gegensatz zu meinem Vorredner 
sehe Ich hier durchaus eine Entwicklung der Volksrechte. 
Herr Welgelt hat Ja gesagt, dass die Volksrechte sich ständig 
weiterentwickeln. Das konstruktive Referendum Ist eines die­
ser Volksrechte, die In Entwicklung sind. Wenn wir die jün­
gere Geschichte der Kantonsverfassungen in der Schweiz 
betrachten, sehen wir, dass das konstruktive Referendum vor 
kurzem in Bern und Nldwalden eingeführt worden Ist Es auf 
Bundesebene ernsthaft zu prüfen und dann allenfalls auch 
einzuführen liegt durchaus Im Trend der Zeit, der Demokrati­
sierung und der Welterentwlcklung der Volksrechte. 
Wenn man die bisherige Diskussion verfolgt, fällt auf, dass 
Sie die europäische Dimension dieser Volkslnltlative meines 
Erachtens nicht genügend In die Waagschale werfen. Ich 
welss nicht, ob Sie das nicht sehen wollen, können oder dOr­
fen. Wir glauben, dass das konstruktive Referendum sehr 
wohl mit der europäischen Integration vereinbar Ist; wir sind 
auch der Ansicht, dass wir - gerade vor der Abstimmung 
Ober die bilateralen Verträge - auch Ober die weitere Ent­
wicklung nach dem 21. Mal nachdenken und darüber spre­
chen können. Ich glaube, dass es für die weitere Entwick­
lung unseres Verhältnisses zu Europa ganz zentral Ist, dafür 
zu sorgen, dass die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger bei 
den Volksrechten Insgesamt keine Einbussen erleiden. 
Im Hinblick auf die Europäische Union gibt es zwei gute 
Gründe, das konstruktive Referendum heute zu befürworten: 
Zum einen hätte ein alHälllger EU-Beitritt einen Demokratie­
abbau In der Schweiz zur Folge, auch wenn es nur um einen 
relativ marginalen Bereich geht - man spricht von 6 bis 
12 Prozent der Initiativen und Referenden, die nicht EU­
tauglich gewesen wären -. aber immerhin. Nun kann man 
sagen, dieser allfällige Abbau der Volksrechte werde wieder 
kompensiert, Indem wir dafür auf europäischer Ebene ver­
mehrt mitsprechen und mltdlskutieren könnten. Wir müssen 
aber auch sicherstellen - auch In Bezug auf die interne 
Kommunikation, Herr Wefgelt; bei einem allfälligen EU­
Beitritt könnte hier unser Kommunikationsdefizit sein -, dass 
die Bevölkerung den Tell der Volksrechte, den sie bei einem 
EU-Beitritt variiert, wieder «hereinholen» kann. 

Deshalb schlägt die Sozialdemokratische Partei unter ande­
rem das konstruktive Referendum vor. Eine andere Möglich­
keit wäre eine Volksmotlon in europäischen Angelegenhei­
ten, wie wir sie auch vorgeschlagen haben. Die eine Seite Ist 
also die Kompensation eines allfälligen Demokratieverlustes. 
Die andere Seite ist, dass wir als Folge eines künftigen 
Beitrittes zur Europäischen Union eine ganze Reihe von Ge­
setzen EU-tauglich machen müssen. Wir werden uns Ober­
legen müssen, wie wir dieses Recht bei uns umsetzen 
wollen. Wenn wir kein konstruktives Referendum haben, 
bleibt hier bei Neuerungen, die die EU betreffen, oft nur. das 
simple Nein. Dies hätte aber im Zusammenhang mit der eu­
ropäischen Einigung zur Folge, dass wir als Antieuropäerin­
nen und -europäer dastehen worden; das wollen wir nicht 
Das konstruktive Referendum ermöglicht es eben gerade 
auch Proeuropäerlnnen und -europäern, einmal Nein zu ei­
ner Umsetzung des europäischen Rechtes zu sagen, gleich­
zeitig aber vorzuschlagen, wie man es denn besser machen 
könnte. 
Bevor wir die Diskussion Ober einen Beitritt zur EU intensi­
vieren - unsere Fraktion wird dies nach dem 21. Mal be­
stimmt tun; die ganze Partei wartet auf diesen Tag, damit wir 
dann die EU-Beitrittsdiskussion neu lancieren können -. 
scheint es mir ganz entscheidend, den Bürgerinnen und 
BQrgern sagen zu können, dass sie auch nach einem allfälli­
gen EU-Beitritt gleich viele demokratische Rechte haben 
werden. 
Ich glaube deshalb, dass die «Europäerinnen» und «Euro­
päer» in diesem Parlament nachgerade dazu aufgerufen 
sind, jetzt - oder allenfalls später, wenn sie es jetzt nicht 
Obers Herz bringen - einem konstruktiven Referendum zu­
zustimmen, denn es wird gerade den Prozess der Annähe­
rung an die EU konstruktiv begleiten. Es ist ein Zeichen der 
Konkordanz, dass man konstruktiv Ist. Wir versuchen, das 
hier aufzuzeigen, und hoffen, dass es sich einige «Europäe­
rinnen» und «Europäer» unter Ihnen nochmals überlegen 
und diesen Weg gemeinsam mit uns gehen. 

Rennwald Jean-Claude (S, JU}: Je crols tout d'abord qu'II 
taut noter avec un certain interAt qua ce debat lntervlent dlx 
Jours aproo le reJet massif de l'lnitlatlve populalre trompeuse­
ment appelee «pour une democratle dlrecte plus rapide». 
cette Initiative, qu'on auralt pu asslmller a une sorte d'lncen­
dle du.Reichstag a frold, vlsalt en effet a etouffer le systeme 
politlque et, par vole de consequence, a porter atteinte a la 
democratle directe. II en va tout autrement avec la presente 
initiative populalre en faveur du referendum constructlf, car 
celle-ci vise a conforter, a amellorer, a developper l'exercice 
des drolts populalres et de la democratle directe. 
II m'apparatt que cette initiative presente au moins deux 
grands merltes: en premler lleu, alle permet de repondre a 
un certaln nombre de lacunes dans l'exercice de nos drolts 
populalres, et notamment au falt que lorsqu'on est en pre­
sence d'une loi, on est obllge de l'accepter ou de la reJeter 
dans son ensemble, quelle que solt la part des elements po­
sitlfs et negatlfs que contlent un projet. L'.exemple le plus 
criant a cet egard, c'est celul de la 10e revlsion de l'AVS 
parce qu'a cette occaslon, des centalnes de milllers d'hom­
mes et de femmes ont ete dechlres entre le soutien ä une 
rente lndependante de l'etat clvll et le rejet de l'elevatlon de 
l'äge de la retraite des femmes. De telles procedures sont 
inadmisslbles parce qu'elles ont pour consequence d'agran­
dir le fosse entre le monde polltlque et les citoyens, et Je 
pense que t;;a, ce n'est pas sain pour une democratle. 
II est temps de mettre fin a ce systeme par trop ferme, et 
ceia d'autant plus que ces prochains mois et ces prochalnes 
annees, II se pourralt que le corps electoral de ce pays solt 
confronte aux mAmes dllemmes que dans le cas de la 10e 
revlslon de l'AVS. Je donne quelques exemples. Evldem­
ment, II s'aglt d'hypothooes, mais II m'apparait que dans plu­
sleurs cas ce dilemme, cette confrontatlon pourralt se 
reprodulre. Je pense ä la 11e revision de l'AVS, et pourquoi 
pas, a la lol sur le marche de l'electrtcite, a la future grande 
revlslon de la lol sur l'assurance-chömage, ou encore au pa­
quet flscal recemment presente par M. Vllllger, conseiller fe-
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deral. Dans tous ces cas, II Importe de mettre fln au systeme 
actuel et d'offrir au peuple la possibilite de se prononcer sur 
des solutions alternatives. 
Le deuxieme marlte de l'lnltlatlve, c'est dans le cadre du pro­
cessus d'lntegration europeenne qu'II faut le sltuer, dans la 
mesure ou l'on salt que !'Union europeenne offre a ses diffe­
rents Etats membres une certaine marge de manoeuvre 
quant a la transpositlon du drolt superieur. Cela leur permet 
aussl de proposer un certaln nombre de mesures d'accom­
pagnement Internes en cas de desavantages menac;:ants 
pour tel ou tel pays. Je pense, par exemple, en ce qul nous 
concerne, a la protectlon de l'envlronnement ou encore a 
certalns pans de la securite soclale. Or, Je pense que le pro­
cessus futur d'adhesion a l'Union europeenne ne pourra Atre 
couronne de succes que si l'on prend effectlvement et preci­
sement serieusement en compte les doutes et les cralntes 
de la population en matiere soclale, democratique et ecolo­
glque, et je pense preclsement que !'Instrument du referen­
dum constructlf tel que preconlse par !'Initiative permet 
d'aller a la rencontre de ces peurs et de ces cralntes et, si 
posslble, de leur apporter des solutlons alternatives, serieu­
ses et credlbles. 
Pour toutes ces raisons, je vous lnvlte a soutenlr la proposi­
tlon de minorite et a recommander au peuple et aux cantons 
d'accepter l'lnltlatlve populalre. · 

Jossen Peter (S, VS): Ich möchte die heute Vormittag vor­
getragenen Argumente hier nicht noch einmal aufrollen. 
Trotzdem haben wir ein paar Ungeheuerlichkeiten gehört, 
die so falsch und erheiternd sind, dass ich sie trotzdem noch 
kurz ansprechen möchte. Wir haben von zwei Rednern ge­
hört, dass das konstruktive Referendum etwas mit dem 
Ständemehr zu tun haben soll. Das lst-natOrllch völlig falsch. 
Wir haben ausgerechnet vom SVP-Fraktlonssprecher ge­
hört, dass das konstruktive Referendum die Konkordanz in 
Gefahr bringe. So viel zum Erheiternden. 
Wir haben von unseren Fraktionssprechern, aber auch von 
Herrn Gross Andreas und Frau Genner die wesentlichen Ar­
gumente für die Vorlage gehört. Ich möchte darauf zurück­
kommen, dass verschiedene Leute angetönt haben, sie 
wären dafür, wenn man das ein wenig anders gemacht 
hätte. Genau diese Diskussion haben wir schon damals 
beim doppelten Ja gehabt: Auch damals haben alle Immer 
gesagt, das sei zu kompliziert - wie wenn die Situation nicht 
auch schon so kompliziert gewesen wäre! -, das fahre zu 
Unklarheiten bei den Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern. 
Jetzt Ist das doppelte Ja eingeführt, und niemand hat das 
Gefühl, dass unsere Leute überfordert seien. Wenn man ein 
Instrument, das innovativ und demokratlefreundllch Ist, nicht 
will, dann findet man Immer Ausreden. 
Ein Argument möchte Ich In die Diskussion einbringen: Ich 
war zehn Jahre in einem kantonalen Parlament tätig und 
habe dort erfolglos - wie Ich feststellen muss - versucht, das 
konstruktive Referendum einzuführen. Das Hauptargument 
der Gegner war immer: Solange das auf Bundesebene nicht 
eingeführt Ist, wollen wir das nicht; wir müssen zuerst Erfah­
rungen auf Bundesebene vorweisen können. Nun können es 
alle Staatsrechtler bestätigen: Je tiefer die Ebene In der Poli­
tik Ist - Ich denke an die Kantons- und Gemeindeebene -, 
desto sinnvoller Ist die Einführung des konstruktiven Refe­
rendums. In jedem Kantonsparlament gibt es Erfahrungen, 
dass man jahrelang an einem Gesetz- z. SB. dem Schulge­
setz - gearbeitet hat und dass es schlussendlich an einem 
einzigen Artikel scheitert, weil man sich beispielsweise bei 
der Standortfrage nicht entscheiden kann oder eine Mehr­
heit des Parlamentes anderer Meinung Ist als später die Re­
ferendumsbefarworter. 
Solche Vorlagen finden Sie auch z. B. bei den Steuergeset­
zen. Wir hatten Im Kanton Bern eine Steuergesetzvorlage, 
über die man zwei Jahre lang diskutiert hat. Schliessllch 
sagte die Mehrheit, sie wolle eine Steuersenkung um 
20 Prozent, die Minderheit wollte 15 Prozent Die ganze Ar­
beit wäre für die Katze gewesen, wenn man diese Frage 
dem Stimmvolk nicht In Form des konstruktiven Referen­
dums hätte unterbreiten können. 
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Die Dinge sind also nicht so kompliziert, wie man sie darstel­
len will. Selbstverständlich könnte man In einem juristischen 
Seminar Tausende von Beispielen kreieren, die sich aber 
wahrscheinlich In der Realität nie abspielen werden. Ich 
möchte Sie bitten, diesem neuen Instrument eine Chance zu 
geben. Es Ist ein Instrument, das ja beispielsweise die FDP 
rm Kanton Bern eingeführt hat. Es hat Oberhaupt nichts mit 
dem Links-Rechts-Schema zu tun. In der Demokratie kann 
jedermann dieses neue Instrument lntelllgent einsetzen. 
Ich bitte Sie, In diesem Sinne etwas für die Innovation unse­
rer Demokratie zu tun und dfe Volksinitiative zur Annahme 
zu empfehlen. · 

Leutenegger Oberholzer Susanne (S, BL): Wenn Ich Sie 
heute hier fragen würde, ob Sie für eine Stärkung der Volks­
rechte eintreten, würden Sie das sicher alle bejahen. Nach­
dem Ich mir aber die Diskussion heute Morgen angehört 
habe, stelle Ich fest, dass wir uns im traditionellen Links­
Rechts-Schema bewegen. Au1selten der bürgerlichen Par-
teien ist keinerlei 13evi,e g festzustellen. Der Bundesrat 
bringt zwar mit der Bots eine differenzierte, gute Ausle-
geordnung zur Initiative - die es der Regierung erlaubt hätte, 
einen konstruktiven Schritt In Richtung einer Erneuerung der 
Volksrechte zu machen -, doch stattdessen werden wir auf 
eine Gesamtreform der Volksrechte vertröstet. 
Die SVP, die ständig die Fahne der Volksrechte hochhält -
aber immer Nein sagt, wenn es konkret darum geht, einen 
Fortschritt zu verwirklichen -, hat dasselbe auch heute wie­
der getan. Der Gipfel der Frechheit sind die Äusserungen 
von Herrn Baader Caspar, der sich auf die Konkordanz be­
ruft - ausgerechnet die SVP, die die Konkordanz ständig In­
frage stellt; Ich möchte Sie nur an die letzten Gesetzge­
bungsverfahren, z. B. die LSVA, erinnern. 
Die bürgerlichen Parteien der Mitte, die CVP und die FDP, 
sind -wenn man Ihre Deklamationen ernst nimmt- noch Im­
mer für die Integration In Europa. Wenn sie das ernst neh­
men, dann müssen sie heute Ja zum konstruktiven 
Referendum sagen, denn es Ist ein Instrument, mit dem die 
Bürgerinnen und Bürger auch bei einem Schritt In die EU 
mehr demokratische Rechte bekommen und konstruktiv an 
der Umsetzung europäischer Richtlinien teilhaben können; 
sie können bestimmen, wie sie europäisches Recht In 
Schweizer Recht umgesetzt haben wollen. Wenn Sie zum 
Integrationsprozess Ja sagen, dann müssen Sie konsequen­
terweise auch zur vorliegenden Initiative Ja sagen. Genau 
diese Überlegungen waren es ja auch, die 1992 die Staats­
politische Kommission des Nationalrates dazu veranlassten, 
eine Parlamentarische Initiative für das konstruktive Refe­
rendum einzureichen. 
Heute wurde die Initiative mit den fadenscheinigsten Argu­
menten bekämpft, obschon die Lücken des bestehenden 
Referendumsrechtes offenslchtllch sind: Das bestehende 
Referendurnsrecht Ist ein reines Vetorecht; die StimmbOrge­
rinnen und Stimmbürger haben keinerlei Möglichkeit, neue 
Ideen in den Gesetzgebungsprozess einzubringen. Erst das 
konstruktive Referendum ermöglicht es Ihnen, politische 
Präferenzen differenziert zum Ausdruck zu bringen. Das ist 
eine Bereicherung des politischen Prozesses. Jede Gruppe, 
die das konstruktive Referendum ergreifen will, nennt ganz 
klar die Änderungen, die sie durchsetzen will. Damit verhin­
dern wir den Zwang zu unhelllgen Allianzen, wie sie sich 
jetzt auch z. SB. bei der Revision des Militärgesetzes, der 
«Bewaffnungsvorlage», wieder abzeichnen. 
Das konstruktive Referendum verhindert auch, dass Bürge­
rinnen und Bürger mit unappetitlichen «Päckll», wie Sie sie 
bei der 10. AHV-Revlslon geschnOrt haben, zur Stellung­
nahme gezwungen werden. Sie haben damals mit der Ver­
bindung der Erhöhung des Rentenalters der Frauen, dem 
Splitting und den Betreuungsgutschriften die Bürgerinnen 
und Bürger In ein unerträgliches Dilemma gestürzt Das Ist 
undemokratisch. Und was war das Ergebnis? Sie haben all 
Jene, die die Erhöhung des Rentenalters nicht wollten, ge­
zwungen, drei neue AHV-Volkslnltlatlven einzureichen. 
Dann kam In der Diskussion noch das Argument, das kon­
struktive Referendum würde den Gesetzgebungsprozess 
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verlangsamen. Das Gegenteil Ist der Fall! Wenn Sie mit dem 
heutigen Referendum nur Ja oder Nein sagen können, ha­
ben Sie häufig ein Resultat, nämlich einen Scherbenhaufen. 
Jüngstes Beispiel war die 4. IVG-Revislon, die sich ganz klar 
gegen die Abschaffung der Viertelsrente richtete. Und was 
haben Sie jetzt? Die ganze Revision wurde beerdigt. 
Jetzt, wo Sie zu mehr Demokratie und damit zum konstrukti­
ven Referendum Ja sagen müssten, kommen hundertund­
eine Einwendung. Wenn Sie diese Einwendungen tatsäch­
lich ernst gemeint hätten, hätten Sie zur Ausarbeitung eines 
Gegenvorschlages Hand geboten. Aber darum ging es ja 
gar nicht! 
Das übelste Argument. das In der heutigen Diskussion gel­
tend gemacht wurde, Ist jenes, wonach die Stimmbürgerin­
nen und Stimmbürger mit dem konstruktiven Referendum 
überfordert seien. Das Gegenteil Ist der Fall! Ich bin über­
zeugt. dass die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger sehr 
genau wissen, was sie wollen. Wahr Ist aber vielmehr, dass 
Sie vor der Mitsprache des Volkes Angst haben. Sonst wür­
den Sie nicht Nein zu dieser Stärkung der Volksrechte sa­
gen, wie sie die Initiative tar das konstruktive Referendum 
bringt. 
Ich bitte Sie darum: Sagen Sie Ja zu dieser Initiative, sagen 
Sie Ja zum Antrag der Kommissionsminderheit und ermögli­
chen Sie damit - und zwar jetzt und nicht erst bei einer Ge­
samtreform der Volksrechte - die verstärkte Mitwirkung der 
Bevölkerung am Gesetzgebungsprozess. 

Wldmer Hans (S, LU): Ich muss Ihnen gestehen, dass mich 
die bisherige Debatte nicht ganz befriedigt hat. Mir scheint 
nämlich, dass so etwas wie Gesprächsverweigerung in der 
Luft Hegt - eine Gesprächsverweigerung nämlich gegenüber 
einer sehr ernst zu nehmenden Reformidee, einer Idee, de­
ren Bedeutung von vielen offenbar unterschätzt wird. Oder 
handelt es sich vleflelcht sogar um eine Mitdenkverweige­
rung? Sind Sie gedanklich derzeit vielleicht einfach zu sehr 
nur mit materiellen alltagspolltlschen Fragen befasst, so 
dass es für Sie kaum von Interesse Ist, sich mit einer elniger­
massen anspruchsvollen formellen Demokratiereform aus­
einander zu setzen? 
Der von der Initiative vorgeschlagenen Demokratiereform 
kommt aber gerade heute eine grosse Bedeutung zu. Be­
kanntlich kehren In den letzten Jahren leider Immer mehr 
Bürgerinnen und Bürger der Politik und dem Staat den Rü­
cken - und dies nicht selten deswegen, weit sie sich eine dif­
ferenziertere Demokratie wünschen, sozusagen eine Demo­
kratisierung der Demokratie. 
In einer Zelt, In der die Kinder schon In der Schule lernen, 
ausgefeilte Fragebogen auszutollen - Fragebogen, welche 
weit über das allzu einfache Schema von Ja und Nein hin­
ausgehen, nicht nur primitive Multlple-Cholce-Blätter -, 
würde es dem Staat sehr wohl anstehen, die Art und Welse 
seiner Volksbefragung zu verfeinern und aus dem Referen­
dum mehr zu machen als bloss die Negation, die Vernei­
nung eines parlamentarischen Beschlusses. 
Vor kurzem - nämlich bei der Ablehnung der Beschleuni­
gungs-Initiative - hat das Volk eindrücklich unter Beweis ge­
stellt, dass eine Vergröberung der direkten Demokratie - um 
einen Ausdruck meines Kollegen Gross Andreas zu gebrau­
chen - aut keinen Fall In Frage kommt. Wir dürfen uns aber 
nicht damit begnügen, bloss eine Vergröberung der direkten 
Demokratie zu verhindern, sondern wir sollten die durch die 
Initiative gebotene Chance packen - die Chance nämlich, 
die direkte Demokratie weiterzuentwickeln, sie zu verfeinern. 
Das konstruktive Referendum erlaubt es engagierten Bürge­
rinnen und Bürgern, nicht nur eine Vorlage abzulehnen, son­
dern Ihr eine positive Alternative gegenüberzustellen. Wir 
wissen heute aus der Gruppendynamik, aus der lnstltutlo­
nenkunde, aus der Systemlehre, dass positive Effekte wich­
tiger sind als Nein-Effekte. Die aktiven Stimmbürgerinnen 
und Stimmbürger haben nach diesem Modell eine zusätzli­
che Variante; Ich brauche das nicht weiter zu erläutern. 
Mit dem konstruktiven Referendum nehmen wir übrigens -
es Ist mir wichtig, das nochmals zu betonen - eine Idee auf, 
die auf helvetischem Boden gar nicht so neu Ist; der Kanton 

Bern und die Stadt Luzern sind bereits erwähnt worden. In­
teressant Ist - auch das wurde schon erwähnt -, dass Im 
Kanton Bern zum Teil genau jene, die die Idee zunächst be­
kämpft haben, von diesem Instrument auch profitiert haben. 
Es ist ein Angebot, das allen dient. nicht nur jenen, die ge­
rade an der Macht oder - Herr Lustenberger - in der Oppo­
sition sind. Es kann jeden treffen, es kann für jeden 
interessant werden. 
Und kommen Sie mir jetzt bitte nicht mit dem Einwand des 
Zweikammersystems als Argument, weshalb man das Mo­
dell nicht einführen könne! Das hat nämlich mit dem kon­
struktiven Referendum Oberhaupt nichts zu tun. Wer· den 
festen WIiien hat, die direkte Demokratie zu verfeinern und 
nicht nur das Wirtschaftssystem und die Methoden In die­
sem System zu verbessern, wer also den Willen hat, das po­
litische System up to date zu halten, Ist bereit, auf allen 
Stuten des Staatswesens dieses Modell früher oder später 
anzunehmen. 
Ich bitte Sie, die initiative zur Annahme zu empfehlen. 

Fehr Hans N, ZH}: Ich bitte Sie, die Initiative für ein so ge­
nannt konstruktives Referendum zur Ablehnung zu empfeh­
len. Das Element «konstruktiv» tönt sehr positiv, und Ich will 
den Urhebern auch keine böse Absicht unterstellen. Aber für 
mich Ist das trotzdem ein direktdemokratlscher SQndenfall. 
Warum? Wenn Sie, Herr Gross Andreas, und andere von ei­
nem konstruktiven Referendum sprechen, sagen Sie doch, 
dass das bestehende Referendum ein destruktives ist; das 
Ist die logische Folge. Ich meine, man muss sich klar sein, 
was die direkte Demokratie in Bezug aut diese beiden Volks­
rechte - Initiative und Referendum - bedeutet. 
Mit dem Referendum- das welss schon der «kleine Frltzll» -
kann man einen Schritt In eine falsche Richtung stoppen. 
Man kann eine Gesetzesvorlage verhindern, und zwar art­
reln, zu 1 oo Prozent. Ich will doch nicht jemanden in eine fal­
sche Richtung gehen lassen und dann 50 Prozent dieser 
falschen Richtung Ober das konstruktive Element wieder aut­
fangenl 
Lassen Sie doch die Klarheit der beiden zentralen Instru­
mente - Initiative und Referendum - so bestehen, wie sie 
sind. Das Ist unser ausgewogenes und Intelligentes System 
der dlrektdemokratlschen Volksrechte. Führen Sie keine Ver­
mischung herbei, sonst haben Sie am Schluss wirklich einen 
Mischmasch. 
Ich behaupte, das konstruktive Referendum fördere trotz des 
schönen Namens In der Tendenz eher schlechte, oberflächli­
che Vorlagen. Ich kann dann eine Gesetzesvorlage in Ir• 
gendelne fragwürdige Richtung bringen, und dank dem Aut­
fangbecken des konstruktiven Referendums werden nach­
her 50 Prozent hängen bleiben. 
Was Ist das Motiv der Initianten dieses konstruktiven Refe­
rendums? Was das Motiv ist. können Sie bei der entspre­
chenden Parlamentarischen Initiative aus dem Jahre 1992 
seitenweise nachlesen. Damals ging es um die rasche inte­
grationspolltlsche Umsetzung und Beschleunigung von 
schweizerischem Gesetz auf das EU/EWR-Niveau. Diese 
Beschleunigung will Ich nicht, auch nicht Ober Ihr so genannt 
konstruktives Referendum. 
Darum bitte Ich Sie, diese Initiative - mit einem sehr kon­
struktiven Nein - zu begraben! 

Leu Josef (C, LU): Persönlich kann ich dem konstruktiven 
Referendum wenig Positives abgewinnen. Ich möchte bei 
meinen Ausführungen vor allem auf die Argumentation von 
Kollege Gross Andreas eintreten. 
Volk und Stände haben sich am 12. März dieses Jahres ge­
gen eine «Vergröberung» der Demokratie - so die Kollegen 
Gross und Wldmer - entschieden. Das sei ein Indiz fQr den 
Wunsch nach einer Verfeinerung der Demokratie, nach einer 
feineren Vertellung der Macht. Ich kann diese Auttassung 
nicht tellen. Was ich als allgemeines Anliegen wahrnehme, 
ist nicht eine Verfeinerung, sondern eine Verwesentllchung 
der Demokratie. Unser Volk besteht schllessllch nicht aus 
hauptberuflichen Demokratlespezlallsten. Nicht zu allem und 
jedem und nicht bei jeder Gelegenheit an die Urne gehen zu 
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müssen, aber dafür bei wesentlichen Fragen und Welchen­
stellungen mitentschelden zu können: das Ist gefragt. Des­
halb haben wir die verfassungsmässlg geregelte Arbeitstei­
lung zwischen Exekutive auf der einen und Legislative bzw. 
Parlament und Volk auf der anderen Seite, und dies Ober 
alle Stufen hinweg. Nach meiner Auffassung Ist das kon­
struktive Referendum eine Möglichkeit, diese geregelte Auf­
gabenteilung nach Belieben zu korrigieren und Doppelspu­
rlgkeiten ccelnzulelten», wo sich ausserparlamentarlsch und 
professionell organisierte Minderheiten überproportional in 
Szene setzen können. 
Ich wehre mich dagegen, die vom Volk dem Parlament zuge­
ordneten Aufgaben als so genannte PrMlegien abzutun, die 
sich zuungunsten von Minderheiten auswirken können. Ich 
wehre mich dagegen, dass Volksrechte Immer nur daran ge­
messen werden, wie stark sie Minderheiten dienen, Ihre An­
liegen einer Mehrheit aufzubürden. 
Mit einer Komplizierung unserer direkten Demokratie hat 
das llnksgrüne Lager nach meiner Auffassung Im Bereich 
der europäischen Integration keine Thlmpfe, die stechen, vor 
allem wenn damit die Illusion geweckt werden sollte, wir 
könnten mit dem konstruktiven Referendum grundsätzlich 
eine FOnfer-und-Weggli-Polltlk betreiben, Rosinen picken 
oder mit Blick auf die europäische Integration glauben ma­
chen: Vorteile Ja, Nachteile Nein; Wettbewerb Ja, aber nicht 
Im Arbeitsmarkt oder Lohnbereich. 
Gerade Im Rahmen der Neuverteilung der Aufgabenberei­
che zwischen Kantonen und Gemeinden oder zwischen 
Bund und Kantonen haben wir Stimmbargerinnen und 
StlmmbOrger die Möglichkeit, vermehrt und endgültig in Be­
reichen mitzubestimmen, die wir wirklich Oberschauen kön­
nen. In diese Richtung muss unsere direkte Demokratie 
laufen, aber nicht mit dem Instrument des konstruktiven Re­
ferendums. 
Ich bitte Sie, mit der Mehrheit der vorberatenden Kommis­
sion zu stimmen und die Volksinitiative «Konstruktives Refe. 
rendum» zur Ablehnung zu empfehlen. 

Rechstelner Paul (S, SG): Nach dieser Debatte noch Be­
merkungen In zwei Richtungen: Zunächst zu den fast rüh• 
renden Voten seitens der Vertreter der SVP-Fraktlon. Wir 
haben ja zuerst als Fraktionssprecher Herrn Baader gehört, 
der das konstruktive Referendum mit Argumenten abgelehnt 
hat, mit denen Jedes Volksrecht bekämpft werden kann: Es 
störe die Konkordanz, dies ausgerechnet ein Argument von­
selten der SVP-Fraktlonl Das konstruktive Referendum sei 
viel zu kompliziert für die Leute - auch ein Argument, das 
unter dem Gesichtspunkt der Volksrechte doch fragwOrdlg 
Ist. 
Herr Hans Fehr als Bannerträger der Auns hat dann offenbar 
gemerkt, dass die geschliffene Argumentation des Juristen 
Baader für die SVP doch gewisse Probleme beinhaltet. Alle 
diese durch den Fraktionssprecher vorgebrachten Argu­
mente sprechen auch gegen die Volksrechte insgesamt, für 
die abschllessende Gesetzgebungsprärogatlve des Parla­
mentes. Es ist halt so In einer direkten Demokratie, dass bei 
gewissen Vorlagen auch das Volk noch etwas zu sagen hat; 
damit muss man sich abfinden. Das hat manchmal ange­
nehme, manchmal etwas unangenehmere Selten, Je nach 
politischem Standpunkt. 
Aber es ist so, dass man doch sagen muss - das Ist nun bei 
den Ausführungen von Herrn Fahr anzufügen -: Das, was 
mit dem konstruktiven Referendum vorgeschlagen wird, Ist 
eine Erweiterung der Volksrechte, nicht eine Einschränkung 
der Volksrechte. Das klassische Referendum, das negativ 
wirkt, mit dem man eine Vorlage zu Fall bringen kann, wird 
nicht abgeschafft, es bleibt erhalten. Aber zusätzlich zu die­
ser Variante - die Ja nach wie vor auch von links gewählt 
werden kann, auch vonseiten der Gewerkschaften beisplels­
welse -, die nach wie vor ein wichtiges Instrument Ist, gäbe 
es In Zukunft das feinere Instrument des konstruktiven Refe­
rendums, das es erlaubt, einen Entscheid direkter zu beein­
flussen. 
Es Ist Ja eine Form von Mischung von Volksinitiative und Re­
ferendum, und das erlaubt die Verfeinerung der Volksrechte. 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

Es ist eine Erweiterung der Spielregeln. Spielregeln sind 
parteipolitisch neutral. Sie können allen zugute kommen; es 
ist so, dass sie links, rechts und In der Mitte gebraucht wer­
den können. Man muss sehen: Die Schweiz Ist ein Land, 
das die direkte Demokratie entwickelt hat. Wir haben In Be­
zug auf die Demokratie im 20. Jahrhundert gewisse Pro­
bleme gehabt, nämlich indem wir es leider erst sehr spät 
geschafft haben, das Frauenstimmrecht einzufahren. Bel der 
direkten Demokratie haben wir es immerhin, nach x Anläu• 
fen, doch geschafft, das doppelte Ja einzuführen. Das kon­
struktive Referendum bedeutet eine sinnvolle, ausgereifte 
Erweiterung der Volksrechte. · 
An die Adresse des Bundesrates: Seine Haltung Ist eigent­
lich nicht ganz verständlich, denn er hat Ja selber den Re­
formbedarf Im Bereich der Volksrechte anerkannt. Jetzt 
muss er einsehen, dass das nicht Im negativen Sinn, durch 
die Heraufsetzung der Unterschriftenzahlen, geschehen 
kann - das sollte er inzwischen eingesehen haben -, son­
dern auf der Ebene der Verfeinerung der Instrumente. 
Wenn man jetzt eine Zwischenbilanz zieht, dann muss man 
doch sagen: Das konstruktive Referendum, welches diese 
Volksinitiative einführen will, Ist der am weitesten ausgereifte 
Vorschlag, der Oberhaupt schon je diskutiert worden ist. Die­
ser Vorschlag Ist auf der Höhe der Zeit, weist in die Zukunft. 
Mit Blick auf die Verfeinerung der Volksrechte Ist es der Vor­
schlag, den man positiv aufnehmen müsste, statt Ihn mit teil­
weise fadenscheinigen Argumenten oder im Vertrauen 
darauf abzulehnen, dass von selber etwas ändert, beispiels­
weise durch eine neue Vorlage des Bundesrates. 
Ich bin der Auffassung, dass das Parlament, die politischen 
Behörden, die staatstragenden Parteien - auch Jene In der 
Mitte - etwas verpassen, wenn sie Jetzt dieses neue Instru­
ment schlecht machen. Es Ist von den Kantonen her ge­
wachsen. Es gibt bereits zwei Kantone, die positive 
Erfahrungen damit gesammelt haben. Dort machen auch 
bOrgerllche Parteien davon praktischen Gebrauch, und die 
Stimmbürger zeigen sich vom Gebrauch dieser neuen Volks­
rechte durchaus nicht Qberfordert. 
Weiter zum Problem der Kompliziertheit und Überforderung: 
Lassen Sie das letzte Abstimmungswochenende bezüglich 
der Komplexität der dort zur Diskussion stehenden Fragen 
noch einmal Revue passieren: Wir hatten die Ver­
kehrshalblerungs-lnitlatlve, die Quoten-Initiative, die Initia­
tive. zur Fortpflanzungsmedizin und die Justizreform. Kann 
es denn für die Stimmbargerinnen und Stimmbürger noch 
komplizierter werden? Sie sind den Problemen, wie sie dort 
thematisiert wurden, durchaus gewachsen. Sie wären auch 
den Problemen gewachsen, die Ihnen In Form eines kon­
struktiven Referendums unterbreitet WOrden; dafür müssten 
zuerst noch die Unterschriften gesammelt werden. Wenn es 
so viele Leute gibt, die mittels eines solchen Referendums 
eine Volksabstimmung Ober eine solche Frage verlangen, 
dann kann man davon ausgehen, dass die Leute nachher 
durchaus wissen, worüber sie entscheiden. 
Es Ist von einem bedeutenden, auch In der Bundesverwal­
tung anerkannten Juristen einmal gesagt worden: Jeder 
Schweizer, Jede Schweizerin - In der Deutschschweiz so­
wieso - versteht die minimalen Regeln des Jassens. Jeder 
einfache Zug beim Jassen erfordert eine Vielzahl von kom­
plexen Überlegungen, die das bei weitem Obersehreiten, 
was hier an der Urne Im komplexesten aller Fälle je ent­
schieden werden mQsste. 
In diesem Sinne bitte Ich Sie, dieser Innovation zuzustim­
men und Ihr etwas sachlicher und problemlösungsorlentler­
ter zu begegnen, als das Im Laufe dieser Debatte tellwelse 
geschehen Ist 

Vallender Dorle (R, AR), fOr die Kommission: Alle Argu­
mente liegen Jetzt auf dem Tisch, wie es dem Ziel der parla­
mentarischen Auseinandersetzung entspricht. Das gilt auch 
für unsere Diskussionen bei der Bundesgesetzgebung. 
Wenn es Im Prozess der Bundesgesetzgebung in diesem 
Haus den Minderheiten - aus welcher Ecke sie auch Immer 
kommen - nicht gelingt zu Oberzeugen, dann hat der zwang­
lose zwang des besseren Argumentes versagt, und das 
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Konzept der Mehrheit hat gewonnen. Bel Bundesgesetzen 
zu Volksvorschlägen vonseiten der Minderheiten zu greifen 
tötet den auf einem Grundkonzept gefundenen Kompromiss. 
Herr Rechstelner, Ich nehme Ihr letztes Votum auf: Es Ist 
nicht richtig zu sagen, es sei nicht kompllzlert, wir hätten es 
bei der Quoten-Initiative und bei der Verkehrshalbierungs-ln­
itiatlve gesehen. Dabei musste das Volk einzig über Grund­
konzepte abstimmen. Die Ausführungsgesetzgebung wäre 
dann Sache des Parlamentes gewesen, und gerade diese 
wäre mit Bezug auf flnanzlelle Folgen und alles andere sehr 
schwierig. 
Nun versucht man - diesen Eindruck hat man In der Diskus­
sion gewonnen --, mit Blick auf die europäische Integration 
abzulenken. Man versucht zu suggerieren, man könne Im 
Falle eines EU-Beltritttes den Verlust eines Telis der Volks­
rechte mit dem konstruktiven Referendum wieder wettma­
chen. Es bleibt festzuhalten, dass wir heute keine Europa­
debatte führen. Wir müssen die Probleme dann lösen, wenn 
sie anstehen. Es muss aber anderseits mit Blick auf eine 
mögliche Integration auch gesagt werden, dass die EU grob 
formuliert zwei Bereiche kennt 
Im einen Bereich ist es der EU egal, wie Ihre Mitgliedstaaten 
das Recht umsetzen; da sind sie frei. Dann gibt es aber den 
anderen Tell, den Grosstell des Rechtes In der EU, wo die 
EU Richtlinien vorgibt, weil sie eben gerade das Recht In 
den EU-Staaten vereinheitlichen will. Das macht sie mittels 
Richtlinien, und diese lassen -- das Ist meistens der Fall -
überhaupt keinen Spielraum. Sie sind wie EU-Verordnungen 
und müssen von den Mltglledem der EU tel quel übernom­
men werden. 
Der andere, kleinere Tell lässt noch einen gewissen Ermes­
sensspielraum fOr die EU-Mitglieder. Dort spielten dann aber 
auch unsere Volksrechte nach wie vor. Das helsst, es 
braucht hier keine Anreicherung mit neuen Instrumenten. 
Wie Immer man zur Frage des EU-Beitrittes steht: Man kann 
nicht sagen, man verliere keine Volksrechte. Wir massen Im 
Falle eines EU-Beltritttes einen Tell unserer direkten Demo­
kratie aufgeben. Daran kommen wir nicht vorbei. 
Es bleibt mir, Sie Im Namen der Mehrheit der Kommission 
darum zu bitten, diese Initiative zur Ablehnung zu empfeh­
len. 

Beck Serge (L, VD), pour la commlssion: Nous avons en­
tendu certalns partlsans de l'lnltlatlve reprocher a ce debat 
de prendre une tournure de dlvislon gauche/droite. Eh bien, 
les initlants en portent l'entllllre responsablllte et je vous cite 
mot a mot une partle de leur argumentalre (message p. 8): 
"Toujours plus souvent, la majorite parlementalre met la 
gauche et les Verts en dlfflculte polltlque pour les dMser 
avec succllls.» Est-ce un objectlf ralsonnable que de prevolr 
une reforme lnstitutlonnelle, une reforme constitutlonnelle 
pour renforcer la cohesion de la gauche et des Verts? Je ne 
le crols pas. Ces mAmes partlsans, comme lls l'ont falt en 
commlsslon, font un paquet entre cette Initiative et le rappro­
chement avec l'Europe, alors mAme qu'ils reprochent l'as­
pect «paquet» des declslons leglslatlves. Je crols que nous 
avons a les sulvre pour ne pas nous lalsser flcelerl 
Le Parlament n'a pas la sclence Infuse, et II convlent de le 
reafflrmer. Mals II raste le Ueu prMlegle et adequat pour la 
conclllatlon legislative des lnterAts dlvergents. Et flnalement, 
lorsque M. Rennwald condamnalt tout a !'heure les resultats 
de la 10e revlsion de l'AVS, c'est l'equlllbre qu'll trouve inad­
mlsslble, cet equlllbre des lnterAts Indispensable a la peren­
nlte d'un reglme soclal tel celul de l'AVS. D'autres ont 
deplore les dlfflcultes des alllances des extrAmes de ce Par­
lament pour s'opposer a tel ou tel projet. Eh blen, c'est la no­
tre responsablllte parlementaire que d'evaluer l'opportunlte 
des alllances, qu'elles solent objectlves ou subjectlves, a 
l'egard des projets qul nous sont soumls. 
On a egalement denonce les derapages qua peuvent lntro­
dulre les mesures vlsant sol-dlsant a renforcer les droits du 
peuple, alors que celul-cl ne detlent pas les moyens d'appre­
ciatlon sur des aspects ponctuels d'un projet Et la, j'alme­
rais attirer votre attention sur les dangers d'une telle 
argumentatlon et attlrer en partlculler l'attentlon de M. Gross 

Andreas. Flnalement, vous allez, Monsieur, dans le mAme 
sens que l'lnitlative Danner que vous denonclez tout a 
!'heure, parce que cette Initiative vlse a court-clrculter et a 
destablllser le debat parlementalre. Et j'almerais vous rendre 
attentlfs aux dangers qu'II y a a Utlliser l'argumentatlon con­
sistant a dlre qu'il faut mieux repartlr la souverainete entre le 
peuple et le Parlament. C'est avec de tels arguments qu'a 
Emmen, on a lntrodult une procedure inique de naturallsa­
tion. Je crois donc qu'll y a lleu de preserver le röle fonda­
mental de conclliatlon des interAts que dolt assumer le 
Parlament, röle qul est un des fondements de notre demo­
cratle. 
C'est la ralson pour laquelle je ne peux que vous lnvlter a 
soutenir la proposttion de majorlte. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Mit dem konstruktiven Referen­
dum soll auf Bundesebene ein neues Volksrecht geschaffen 
werden, das prima vlsta durchaus attraktive Züge aufweist. 
Das konstruktive Referendum schafft auf gesamtschweizerl­
scher Ebene eine Möglichkeit, die In einzelnen Landsge­
meindekantonen vorhanden Ist: Einfluss des Volkes auf die 
Gesetzgebung. Falls das konstruktive Referendum einge­
führt würde, könnte nicht mehr ausschllessllch das Parla­
ment Ober den Inhalt von Gesetzen beschliessen. Statt wie 
Im Falle des herkömmlichen, negierenden Referendums ein­
fach Ja oder Nein zu sagen, könnten politische Gruppierun­
gen eigene Ideen In die Gesetzgebung einbringen. Bel der 
Umsetzung internationalen Rechtes würde zudem dem Volk 
Gelegenheit gegeben, Rechtsetzungssplelräume vermehrt 
durch Impulse auf die Gesetzgebung zu nutzen. Das würde 
gemäss Herrn Gross Andreas mit Blick auf Europa auch ver­
trauensbildend wirken. Dies Ist, In kurzen Worten, die verlok­
kende Logik, die dem konstruktiven Referendum zugrunde 
liegt. 
Leider birgt die Umsetzung der Idee In die politische Wirk­
lichkeit auf Bundesebene etliche Fallstricke. Der Bundesrat 
kam nach Abwägen der Vorzüge und Nachteile des kon­
struktiven Referendums zum Schluss, dass die Ablehnung 
der Initiative zu beantragen sei. Dafür sind zwei Überlegun­
gen massgebend; die erste betrifft eine grundsätzliche 
Frage des Vorgehens bei der Reform der Volksrechte, die 
zweite hat mit den ganz konkreten Schwächen des konstruk­
tiven Referendums zu tun: 
1. Der-Bundesrat hat bei der Reform der Volksrechte stets 
eine Gesamtschau befürwortet. Er hat Mängel In der Ausge­
staltung der Volksrechte festgestellt und befürwortet klar 
eine Differenzierung und Verfeinerung der Instrumente. Der 
Bundesrat will keinen einseitigen Ausbau der Volksrechte, 
sondern ein ausgewogenes Reformpaket Ich weiss, dass 
der Patient «Reform der Volksrechte» zurzeit noch ans Kran­
kenbett gefesselt Ist. Meines Erachtens liegt der Grund fOr 
sein Darnlederllegen darin, dass sich die Arzte Ober seine 
Therapie nicht einigen konnten. Insbesondere gab es zwi­
schen dem Ständerat und dem Nationalrat unterschiedliche 
Auffassungen Ober den einzuschlagenden Weg. Nach mei­
ner Ansicht sind die Aussichten auf eine Genesung des Pati­
enten durchaus gegeben. Voraussetzung dafür Ist, dass sich 
der Ständerat und der Nationalrat Ober Ihre Therapievor­
schläge grundsätzlich einig werden. Dies wiederum erfor­
dert, dass ein kreativer Dialog zwischen den beiden Räten 
aufgenommen wird. 
Die Staatspolitischen Kommissionen beider Räte haben Je 
eine Subkommission zur Reform der Volksrechte eingesetzt 
Es bestehen heute gute Chancen, dass Im Dialog zwischen 
den beiden Kommissionen geeignete Voraussetzungen ge­
schaffen werden können, um die Reform der Volksrechte 
doch noch zu einem guten Ende zu fahren. 
2. Ganz konkret hat die vorliegende Volksinitiative eine 
Reihe von Schwächen. In mehreren Punkten haben die lnltl­
antlnnen und Initianten Ihren Vorschlag nicht vollständig 
durchdacht. Herr Rechstelner Ist allerdings der Auffassung, 
dass- das konstruktive Referendum so, wie es vorliegt, ein 
sehr ausgereifter Vorschlag sei. Durch das Unterbreiten 
neuer Vorschläge - ich denke an den Antrag Plattner im 
Ständerat und den Antrag Janlak In der vorberatenden Kom-

BuDetln offk:lel de r Assemblee fllderale 
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misslon Ihres Rates - wird hingegen indirekt eingeräumt, 
dass der lnitlatlvtext nicht hieb- und stichfest Ist. 
Ich möchte Im Rahmen von fOnf Punkten ganz kurz die pro­
blematischen Selten der Initiative aus der Sicht des Bundes­
rates aufzeigen. Die verschiedenen Punkte wurden heute 
schon in ihrer ganzen Breite dargelegt. 
1. Unser Recht soll In sich kohärent sein. Das bedeutet kon­
kret, dass es keine Inneren Widersprüche aufweisen soll. 
Insbesondere ist zu vermeiden, dass das Gesetzesrecht 
dem Verfassungsrecht und dem zwingenden Völkerrecht wi­
derspricht. Es geht auch nicht an, dass zwar Verfassungsin­
itiativen gewissen Voraussetzungen wie der Einheit der Form 
und der Materie sowie der Vereinbarkeit mit dem zwingenden 
Völkerrecht genOgen mOssen, beim konstruktiven Referen­
dum aber die Vereinbarkeit mit Verfassungs- und Völkerrecht 
nicht sichergestellt Ist. Hierhin zielt auch die Frage von Herrn 
Engelberger, die das Ständemehr Ins Spiel bringt. 
Es gibt beim konstruktiven Referendum keine Kontrolle auf 
Verfassungsmässigkelt. Das heisst, dass In einem Gesetz 
Dinge geregelt werden könnten, fOr welche die Kompetenz­
grundlage des Bundes fehlte. Damit könnte - Ich betone: 
könnte - auch das Ständemehr unterlaufen werden. 
Die lnitlantlnnen und Initianten haben für das Problem der 
GOltlgkelt eine unseres Erachtens untaugliche Lösung vor­
gesehen, nämlich das Quorum von 5 Prozent der Mltglleder 
eines Rates. 
Der Bundesrat Ist der Meinung, dass dies nicht ausreichend 
ist. sondern dass fOr Gegenentworfe eine GOltlgkeitsprOfung 
vorzusehen wäre. 
2. Eine Gültlgkeitsprüfung wäre mit dem Text des Volksbe­
gehrens grundsätzlich nicht unvereinbar, sie hätte aber Ihren 
Preis. Die GOltlgkeitsprOfung von Gegenvorschlägen kann 
nämlich in verschiedenen Fällen eingehende Abklärungen 
erfordern, und vermutlich warden Im Parlament wesentlich 
mehr Gegenvorschläge eingereicht, als nachher konstruk­
tive Referenden ergriffen warden. Die Prüfung aller Im Par­
lament eingereichten Gegenentworfe darrte deshalb zu er­
heblichem Leerlauf fOhren. In den eidgenössischen Räten 
könnte es vermehrt zu Debatten Ober die verfassungs- und 
völkerrechtliche Zulässigkeit von Minderheitsanträgen kom­
men. 
3. Ein weiterer Nachteil hängt mit der Vielzahl von Alterna~ 
van zusammen, die Im Rahmen von konstruktiven Referen­
den zur Debatte gestellt werden könnten. Sie haben Im 
Anhang zur Botschaft des Bundesrates vermutlich selber 
gesehen, wie unOberslchtllch entsprechende Stimmzettel 
aussehen könnten. 
4. Bisher wurden neue politische Rechte In den Kantonen 
breit und lange getestet, bevor sie auf Bundesebene elnge­
fahrt wurden. Beim konstruktiven Referendum Ist der Erfah• 
rungshlntergrund noch schmal, nur die Kantone Bern und 
Nldwalden haben bisher Erfahrungen mit dem konstruktiven 
Referendum gesammelt. Gerade, was die kantonale Erfah­
rung betrifft, Ist zu sagen, dass da die Kohärenz der Rechts­
ordnung unproblematischer Ist, weil die Verfassungsmässlg­
kelt von kantonalen Gesetzen Ja vom Bundesgericht 
OberprOft werden kann. 
5. Das Ist fOr mich der wichtigste Punkt: Die BefOrworterln­
nen und Befürworter möchten mit dem konstruktiven Refe­
rendum Nulllösungen verhindern, aber das möchte doch 
auch das Parlament Gerade die häufig heraufbeschworene 
Gefahr des Scherbenhaufens zwingt die Im Parlament ver­
tretenen Parteien, Kompromisse einzugehen, damit ein Ge­
setz die ReferendumshOrden Oberwlndet. Mit dem konstruk­
tiven Referendum warde der Zwang zum Kompromiss 
schwinden. Es wäre mögllch, Irgendeinen Tell des Gesamt­
paketes herauszubrechen und den errungenen Kompromiss 
In Frage zu stellen. Den Stimmberechtigten warden mit Ge­
genvorschlägen Vorteile offeriert, ohne die Auswirkungen -
z. B. finanzieller Art - zu berücksichtigen. Das neue Instru­
ment dürfte somit auch zum Roslnenplcken verleiten. 
Im polltlschen System unseres Landes dOrften die auf Kom­
promiss angelegten Elemente, die durch das Parlament ver­
körpert werden, gegenOber den auseinander strebenden 
Krätten der politischen Gruppierungen an Gewicht verlieren. 

Amtliches Bulletln der Bundesversammlung 

Die politische Auseinandersetzung würde vermehrt vom 
Parlament auf Volksabstimmungen verlagert. 
Dies sind aus der Sicht des Bundesrates die wesentlichen 
Argumente und Gründe, weshalb er Ihnen beantragt, Volk 
und Ständen diese Volkslnltlatlve mit der Empfehlung auf 
Ablehnung zu unterbreiten. 
Die Behandlung der Reform der Volksrechte In den beiden 
Subkommissionen der Staatspolitischen Kommissionen wird 
es ermöglichen, Verbesserungen der Volksrechte mit Blick 
aufs Ganze und ohne Obertrlebene Hast an die Hand zu 
nehmen. Deshalb Ist auch heute die Europafrage keine Be­
gründung dafOr, dass man der Initiative zustimmen sollte. Mit 
diesem Vorgehen wird den Anllegen der lnltlantlnnen und In­
itianten und weiteren Anliegen auf lange Sicht mehr gedient 
als mit der Zustimmung zu einer Initiative, die nicht vollstän­
dig durchdacht Ist und die auch mit Blick auf die Erfahrungen 
in den Kantonen zu früh kommt. 

Eintreten ist obligatorisch 
L:entr~ en matlere est acquise de plein drolt 

Bundesbeschluss über die Volksinitiative «Mehr Rechte 
für das Volk dank dem Referendum mit Gegenvorschlag 
(Konstruktives Referendum)» 
Arrite federal concernant l'lnltlatlve populalre «pour da­
vantage de drolts au peuple grice au referendum avec 
contre-proposltlon (referendum constructH)» 

Detailberatung - Examen de detail 

Titel und lhgress, Art. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Tltre et preambule, art. 1 
Proposition de 1a commisslon 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art.2 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Mlflderheit 
(BOhlmann, de Dardel, Garbanl, Gross Andreas, Hubmann, 
Janlak, Vermot, Vollmer, Zwygart) 
.. .. und Ständen, die Initiative anzunehmen. 

Art.2 
Proposition de /a commlssion 
MaJorlte 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 
Mlnorlte 
(BOhlmann, de Dardel, Garbanl, Gross Andreas, Hubmann, 
Janlak, Vermot, Vollmer, Zwygart) 
.•.• aux cantons d'approuver l'inltlatlve. 

Abstimmung - Vote 
<namentlich - nomlnaffl; Beilage -Annexe 99.021/434} 
Far den Antrag der Mehrheit .... 110 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit .... 69 Stimmen 

Gesamtabstimmung - Vote sur /'ensemble 
(namentlich - nomlnattt: Benage - Annexe 99.021/435) 
FOr Annahme des Entwurfes .... 107 Stimmen 
Dagegen .... 70 Stimmen 
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Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 
CONSEIL NATIONAL 

Proces-verbal de vote 

Geschäft: Bundesbeschluss über die Volksinitiative "Mehr Rechte für das Volk dank dem Referendum mit 
ObJet: Arrete federal concemant !'initiative populaire 'pour davantage de droits au peuple gräce au referendum a 

Gegenstand: Art. 2 
Objet du vote: 

Abstimmung vom/ Vote du: 22.03.2000 11 :58:14 

AeoDli Wartmann = s ZH i FehrHans + V ZH : Kofmel + R SQ 
Aeschbacher = E ZH • Fehr Hans-Jüra = S iSH i Kunz + V LU 
Antllle + R vs ! Fehr Jacaueline :., S'ZH • Kurrus + R BL 
Baader Casoar + V BL: • Fehr Lisbeth + V ZH 1 Lachat . C IUi 
Bader Elvlra 1+ C so ' Fehr Marlo = S ZH Lalive d'Eoinav + R SZ 
Banaa = s 30 Fetz = s es: · Laubacher + V LU 
Banaerter + R BE , Flscher-Seenaen + RAG 1 Lauper + C FR 
Baumann Alexander + V rG ! Föhn . V sz : Leu + C LU 
Baumann Ruedl = G BE 1 Freund + V AR • Leuteneaaer Haio + R ZG 

· Baumann Stephanle = s BE FrevClaude + R NE1 i Leutenanaer Susann e: s BL 
Beck + L Vt ! Frev Walter + V ZH · Leuthard 
Berberat = s NE : Gadient + V 3F 1 Loepfe 
Bemasconi + R 3E Galll + C BE • Lustenberger 
Bezzola + R 3F i Garbanl = s NE : Malllard 
Biaaer + V 3G . Gendotll + R Tl . Maltre 

~··~ 

• Blanasca . • Tl Genner ·= G.ZH! : Marletan 
Binder + V ZH i Giezendanner . VAG : Marl! Wemer 
Blocher + V ZH Glasson + R FR Masooli 
Borer + V sa Glur . V AGI • Mathvs 
BortoluZZI + V IZH Goll = S ZH ! Maurer 
Bosshard + R IZH · Gonseth = G.BL! • Maurv Pasauier 
Brunner Tonl + V SG 1 Grobet = S GE Meier-Schatz 
Buanon + V Vt Gross Andreas = SZH i Men""ev savarv 
Bilhlmann = G LU GrossJost = S TG Messmer 
Bührer + R SH : Gulsan + R IVO Mever Therese 
Cavalll • s Tl Günter = S BE Mömell 
ChaoouiS = s FR Gutzwlller ·+ RZH Muanv 
Chevrler . C vs , Gvsln Hans Rudolf + R BL MOllerErlch 
Chlffelle = s VD Gvsin Remo = S BS Müller-Hemmi 
Christen + R 1/0 i Haerlna Binder 1 = S ZH Nabholz 
Clna + C vs , Haller + V BE Neirvnok 
Cuche =ffl de Dardel 

i Decurtins • C 

Hämmerte = S GF 
Hassler + V GF 
Heberleln + R ZH 

uenni 
PedriDa 

' Pelll 
, Dormann Rosemarie + C LU , Heaetschweller + R ZH Pfister Theoohil 
• Dormond Marlvse '= s vc Helm + C so Polla 
i Dunant + V BS Hess Berhard = • BE Raaaenbass 
· Duoraz + R GE Hess Peter + C ZG · Randaaaer 

Durrer + C V HessWalter + C SC, Rechstelner Paul 
• Eberhard + C sz Hofmann Urs = s AG Rechstelner-Basel 
' Eaerszeal + RA Hollensteln = G SC, Rennwald 

Eaalv + L 3 Hubmann = s zt, i Rlklln 
• Ehrier + C 11.1 lmhof + C BL Robblani 
! Enoelberaer + R 1 Janlak = s BL . Rossinl 
: Esterrnann + C LU • Joder + V BE • Ruev 

Eymann + L BS Jossen = s vs Sandoz Marcel 
! Fasel = G FR Jutzet = s FR Schenk 
, Fissler = s SG ! Kaufmann + V ZH Scherer Marcel 

Fattebert + V 11D : Keller Robert + V ZH ! Scheurer Remy 
i Favre i+ R II□ Koch = s ZH SchlOer 

+ ja/oul/sl 
= nein / non / no 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend / absent / a.ssente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

+ C ACl . C Al 
+ C LU 

= s VD 
+ C GI:: 

+ C vs 
= SG 
+ • Tl: 
+ V AG 
+ V ZH 
= s GB 
+ C SG 
= G: VD . R rG 
+ C FR 
+ V.ZH 
= G GE 
+ R ZH, 
= s ZH 
+ R ZH 
0 C VD 
+ V BE 
= s Tl 
+ R Tl 
+ V sc; 
+ L ~f 

+ C TG 
+ R BS 
= s SG 
= s BS 
= s IU 
• C IZH 
+ C Tl 
= svs 
+ L VD 
+ R VD 

,+ V BE 
+ V IZG 
+ L NE 
+ V ZH 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse / Resultats: 
· Gesamt/ ComJ>lete / Tutto Fraktion/ Groupe / Gruooo CID F G LiR s 
1 Ja/oul/si 110 , la/ oui/ sl 271 0 0 0 6138 0 
• nein / non / no 69 nein / non / no 0 0 0 10 0 11 51 

enth. / abst / ast. 2 enth. / abst. / ast - 210 0 0 0i0 0 
1 entschuldigt/ excuse / scusato 18 entschuldigt/ excuse / scusato 610 0 0 014 1 

Schmid Odilo o. C vs 
· Schmied Walter + V BE 
i Schneider • R BE 

Schwaab = s vc 
· Seiler Hansoeter # V BE 
• Slearist + V L6.G 
' Slmoneschl-Cortesi + C Tl 
. Sommaruaa = s BE 
• Soeck . V L6.G 
· SDlelmann = - GE 
i Scuhler + V TC: 

Stahl + V ZI-
! Stamm Luzi + R AC: 
: Stelneaaer + R UF 

Stelner + R S( 

IStrahm = s BE 
: Studer Helner = E A.C: 

StumD = s ~· i Suter =~ Teuscher je 
Thanel = s ~ 
Theller + R LU 
Tlllmanns = s VD 
Trloonez + R BE 
Tschäonät = s BE 

' Tschuooert . R LU 
: Vallendar + R AR 

Vaudroz Jean-Claud H C GE 

! Vaudroz Rene + R vo 
: Verrnot = s BE 

Vollmer = s BE 
Waber Christian = E BE 

: Walker Felix + C SG 

Walter Hanslöra + V rG 
Wandfluh + V BE 
Wasserfallen . R BE 

, Welaelt + R SG 

~:veneth + V BE 
dmer = s LU 

, Wldrla + C SG 

• Wiederkehr . E zt, 
Wlttenwller + R BG 

WvssUrsula = ~ 'Zäch + 
1 Zanetll = s SC 

Zapfl . C zt, 
Zbinden = s AG 
Zlsvadls = - :VD 

~ppiaer . V IZH 
Zwvaart = E BE, 

E V - 1 

0 38 1 I 
4 0 31 
0 0 01 
1 5 1 I 

Bedeutung Ja/ Slgnlflcatlon de oul: Antrag der Mehrheit - Initiative ab~er Mehrheit • Initiative ab~er Mehrheit • Initiative ab7'ddta 
Bedeutung Nein/ Slgnlfication de non: Antrag der Minderheit (BOhlmann) • Initiative anzunehmen 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 

22.03.2000 11 :58:42/ 0005 
Conseil national, Systeme de vote electronlque 

ldentlf: 46. 1 /22.03.2000 11 :58:14 Ref.: (Erfassung) Nr:0434 
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Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 
CONSEIL NATIONAL 

Proces-verbal de vote 

Geschäft: Bundesbeschluss Ober die Volksinitiative "Mehr Rechte für das Volk dank dem Referendum mit 
Objet: Arr&te federal concemant !'initiative populaire 'pour davantage de droits au peuple gräce au referendum a 

Gegenstand: Gesamtabstimmung 
Objet du vote: 

Abstimmung vom/ Vote du: 22.03.2000 11 :59:11 

Aeooll Wartmann ; s ZH 1 FehrHans + V ZH Kofmel + R SC 
1 Aeschbacher i; E ZH 1 Fehr Hans-Jilra = s SH Kunz + V LU 
• AntiUe + R vs Fehr Jacauellne = s ZH Kurrus + R BL 

Baader Caspar + V BL 1 Fehr Usbeth + V ZH Lachat . C IU 
BaderEMra + C SC 1 FehrMarlo = s IZH Lallve d'Epinay + R sz 
Banaa i = s SC 1 Fetz = s BS Laubacher + V LU 

• Banaerter + R BE Fischer-Seenaen + R l!.G Lauoer + C FR 
Baumann Alexander + V TG 1 Föhn . V sz · Leu + C LU 
Baumann Ruedl ; G BE 1 Freund + V AR Leuteneaoer Haio + R ZG 

1 Baumann Stephanle = s BE 1 Frey Claude + R NE LeuteneaaerSusann EI= s BL 
• Back 
1 Berberat 

Bemasconl 
, Bezzola 

Biaoer 
1-=· 
1 Bianasca 

Binder 
Blocher 

• Borer 
1 Bortoluzzl 

Bosshard 
! BrunnerTonl 

Buanon 
'BQhlmann 

BQhrer 
Cavalll 
Chaoouis 

' Chevrler 
Chlffelle 
Christen 
Clna 

• Cuche 
de Dardel 
Decurtlns 
Dormann Rosemarle 
Dormond Marlvse 

· Dunant 
Ouoraz 
Durrer 
Eberhard 
Eoerszeoi 
Eaalv 
Ehrler 
Enoelberaer 
Estermann 
Evmann 
Fasel 
Fässler 

• Fattebert 
Favre 

+ ja/oul/sl 
= nein / non / no 

+ LVD FrevWatter + V ZH Leuthard 
= s NE 1 Gadlent + V 3F Loeofe 
+ R GE I GalU + C BE Lustenberaer 
+ R GA 1 Garbanl = s NE Malllard 
+ V SG Gendottl + R Tl Maltre . • Tl, ! Genner = G ZH Marletan 
+ V ZH 1 Glezendanner • V l!.G MartlWemer 
+ V ZH 1 Glasson + R FR MasPOli 
+ V tK. Glur . V l\(.:i Mathvs 
+ V ZH i Goll = s ZH Maurer 
+ R ZH 1 Gonseth = G BL• Maurv PaSQuier 
+ V SG 1 Grobet = s GE Meier-Schatz 
+ V VD Gross Andreas = s ZH Men6treY Savarv 
= G LU i GrossJost = s TG Messmer 
+ R SH 1 Guisan + R VD Mever Therese . s Tl 1 GQnter = s BE Möraell 
; s FR · Gutzwlller ·+ R ZH Mugny . C fl: i Gvsln Hans Rudolf + R BL MOllerErlch 
= s ,o G\/Sln Remo = s BS• Milller-Hemmi 
+ R \/[J 1 Haerlna Binder = SZH Nabholz 
+ C vs Haller + V BE Neirvnck 
= G NE i Hämmerte = S GF Oehrli 
= s GE Hassler + V GF Pedrlna . C (jfl 1 Heberleln + R ZH Peil! 
+ C LU · Heaetschweiler + R'ZH Pfister Theoohll 
= s IVD i Helm + c:sc Polla 
+ V BS · Hess Berhard : = • BE · Raaaenbass 
+ RGE 1 Hess Peter + C ZG • Randeaaer 
+ C VI i Hess Walter + C SG · Rechsteiner Paul 
+ C sz 1 Hofmann Urs = s AG Rechstelner•Basel 
+ R IÄG · Hollenstein = G SC, · Rennwald 
+ L GE i Hubmann = s ZH 1 Rlklln . 
+ C ~G 1 lmhof + C BL! . Robblanl 

·+ R VI i Janlak = s BL i Rosslnl 
+ C LU · Joder + V BEI Ruev 
+ LIBS 1 Jossen = s vs. • Sandoz Marcel 
= G FR 1 Jutzet = s FR! · Schenk 
= s iSG 1 Kaufmann + VZH ! Scherer Marcel 
+ V VD · KeUer Robert + VZH ScheurerRemv 
+ R VD i Koch := S ZH SchlQer 

* entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend/ absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vot6 / non ha votato 

+ C AG . C Al 
+ C LU 
= s VD 
+ C GE 
+ C vs 
= s GL 
= • TI 
+ V AG 
+ V ZH .. s GE 
+IC SG 
= G VD . R TG 
+ C FR 
+ V ZH 
= G GE 
+ R ZH 
= s ZH 
+ R ZH 
= C VD 
+ V BE 
= s TII 

•+ R Tl 
+ V SG. 
+ L 38 
+ C rG! 
+ R BS 
= s SG' 

:= s BS 
= s IU 
• C ZH 
+ C TI 
= s vs 
+ L VDI 
+ R IVD 
+ V BE 
+ V ZG 
+ L NE 
+ V ZH 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse / Resultats: 
Gesamt/ Comolete / Tutto ' Fraktion / Grouoe / Gruooo C D F G L R s 
Ja/ oul/ sl 107 Ja/ oul / sl 'Zl 0 0 0 6 37 0 
nein / non / no 70 nein/ non / no 1 0 0 10 0 0 51 

: enth. / abst. / ast. 4 enth. / abst. / ast. . 1 0 0 0 0 2 0 
entschuldlat / excuse / scusato 18 entschuldigt/ excuse / scusato 6 0 0 0 0 4 1 

Bedeutung Ja/ Slgniflcatlon de oul: 
Bedeutung Nein/ Slgniflcatlon de non: 

Schmid Odllo o. C vs 
1 Schmied Walter 0 V BE 

Schneider . R BE 
iSchwaab = s V□ 
Seiler Hansoeter # V BE 

1 Slearist + V AG 
Slmoneschl-COrtesi + C Tl 
Sommaruoa = s BE 
Soec1< . V AG 

1 Spielmann = • GI:: 

Souhler + V rG 
Stahl + V ZH 

. Stammluzl 0 R AG 
• Stelneaaer + R lJF 
Stelner + R 3C 

Strahm = s BE 
Studer Helner = E AG 

• Stumo = s AG 
Suter o R BE 
Teuscher = G BE 
Thanei = s ZH 
Theller + R LU 
Tlllmanns = s i/D 
Trloonez + R BE 
Tschäppät = s BE 
Tschuooert * R LU 
Vallender + R AF 
Vaudroz Jean-Claud H C GE 

Vaudroz Rene + R IVD 
Vennot = s BE 

: Vollmer = s BE 
Waber Christian = E BE 
Walker Falbe + C SG 
Walter Hansiöra + V trG 

: Wandfluh + V BE 
i Wasserfallen • R BE 
1 Welaelt + R SG 
Weveneth + V BE 

: Wldmer = s LUi 
i Wldria + C SG 
: Wiederkehr * E ZH 
Wlttenwller + R SG 

! Wyss Ursula = s BE 
i Zäch + C AG 
1 Zanettl = s SC 
• Zaofl * C ZH 

Zblnden = s 11.G 
Zisvadls = - VD 
Zuooiaer . V ZH 
Zwvaart =iE BE 

E V -
0 37 0 
4 0 4 
0 1 0 

: 1 5 1 . 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 

22.03.2000 11 :59:39/ 0006 
Conseil national, S~me de vote electronlque 

ldentlf: 46. 1 /22.03.2000 11 :59:11 Ref.: (Erfassung) Nr:0435 
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Referendum constructif. 
Initiative populaire 

Schlussabstimmung - Vota final 
Botschaft des Bundesrates 01.03.99 (BBI 1999 2937) 
Message du Conseil flkleral 01.03.99 (FF 1999 2695) 
Ständerat/Conaall des Etats 08,06.99 
Nationalrat/Conaall national 22.03.00 
Ständerat/Conaall des Etats 24.03.00 
Nationalrat/Conaall national 24.03.00 

:JA 
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Bundesbeschluss über die Volkslnltlatlve «Mehr Rechte 
fQr das Volk dank dem Referendum mit Gegenvorschlag 
(Konstruktives Referendum)11 
Arrit6 fed6ral concemant l'lnltlatlve populalre ccpour da­
vantage de drolts au peuple grice au referendum avec 
contre-proposltlon (ref6rendum constructlf)» 

Abstimmung - Vota 
FOr Annahme des Entwurfes .... 36 Stimmen 
Dagegen .... 6 Stimmen 

An den Nationalrat - Au Conseil national 

ständerat 
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Ständerat/Conseil des Etats 08,08,99 
Nationalrat/Conseil national 22.03.00 
Ständerat/Conseil des Etats 24.03.00 
Nationalrat/Conseil national 24.03.00 

Bundesbeschluss über die Volkalnltlatlve «Mehr Rechte 
für das Volk dank dem Referendum mit Gegenvorschlag 
{Konstruktives Referendum)» 
Arrete federal concemant l'lnltlatlve populalre «pour da· 
vantage de drolts au peuple grlce au referendum avec 
contre-proposltlon {referendum constructlf)» 

Cavalll Franco (S, Tl): Ich werde mich kurz fassen, well al­
les andere sowieso keinen Sinn hätte. Es war von Anfang an 
klar, dass die Mehrheit dieses Parlamentes nicht die Absicht 
hatte, sich seriös mit diesem Problem zu beschäftigen. (Un­
ruhe) 
Dass wir damit eine gezielte Verfeinerung und Modernisie­
rung unserer direkten Demokratie erreicht hätten, spielte 
keine Rolle. Dass wir damit das grösste Problem unserer di­
rekten Demokratie gelöst hätten, nämlich die unsägliche 
Zwängerel, selbst bei sehr komplizierten Problemen - Gen­
Schutz-Initiative usw. - alles auf ein simples Ja oder Nein re­
duzieren zu müssen, spielte von Anfang an keine Rolle. Im­
merhin wollen wir hoffen - deshalb verzichten wir hier auf 
alle anderen Argumente -, dass in den nächsten Monaten 
doch noch ein Reifungsprozess stattfindet. Wir können uns 
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nicht vorstellen, dass ausserhalb des llnksgrOnen Lagers Je­
der und Jede entweder zum Mühlemann-Club oder zum Club 
der Scheinheiligen gehört. 
Zum ersten Club gehören diejenigen, fQr die die direkte De­
mokratie ein mehr oder weniger notwendiges Übel Ist, das 
man vielleicht gelegentlich abschaffen könnte; zum zweiten 
Club gehören diejenigen, die glauben, dass die Schweizer 
zwar fähig sind, mit einem einzigen Blick auf ein Foto zu ent­
scheiden, ob jemand gut genug ist, Schweizer zu werden, 
dass in allen anderen Fragen die Schweizer Bevölkerung 
aber Qberfordert Ist. Vielleicht bin ich ein zu grosser Opti­
mist, aber ich glaube, dass es in diesem Land genügend 
konstruktive Kräfte gibt, die in den nächsten Monaten bereit 
sein werden, sich konstruktiv mit dem konstruktiven Refe.. 
rendum auseinanderzusetzen. 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nominatif: Beilage - Annexe 99.021/455) 
Für Annahme des Entwurfes .... 112 Stimmen 
Dagegen .... 67 Stimmen 

An den Bundesrat-Au Conseil Mderal 
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Vorlage der Redaktionskommi.ssion für die Schlussabstimmung 

Bundesbeschluss 
über die Volksinitiative «Mehr Rechte für das 
Volk dank dem Referendum mit Gegenvorschlag 
(Konstruktives Referendum)» 

vom 24. März 2000 

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 
' nach Prnfung der am 25. März 1997 eingereichten Volksinitiative «Mehr Rechte für 

das Volk dank dem Referendum mit Gegenvorschlag (Konstruktives Referendum)»1, 

nach Einsicht in die Bot'!chaft des Bundesrates vom 1. März 19992, 

beschliesst: 

Art. l 
1 Die Volksinitiative vom 25. März 1997 «Mehr Rechte filr das Volk dank dem Re­
ferendum mit Gegenvorschlag (Konstruktives Referendum)» ist gllltig und wird 
Volk und Ständen zur Abstimmung un~rbreitet. 

2 Die Volk.'!initiative3 lautet angepa.'!St an die neue Bundesverfassung vom 18. April 
1999: 

Die Bundesverfa.<;.~ung wird wie folgt ergänzt: 

An. 14/a (neu) Kom;truktives Referendum 

1 50 000 Stimmberechtigte oder acht Kantone können anstelle des fakultativen Re­
ferendums nach Artikel 141 Absatz 1 Buchstaben a und b auch eine Abstimmung 
über einen Gegenvorschlag zu einem Bundesgesetz verlangen. 
2 Eine Abstimmung über einen Gegenvorschlag kann verlangt werden, wenn min­
destens fünf Pro7.ent der Mitglieder eines Rates dem Gegenvorschlag zugestimmt 
haben. 

3 Wird die Volksabstimmung über einen Gegenvorschlag verlangt, so können die 
Stimmberechtigten erklären, ob sie dem Bundesgesetz oder dem Gegenvorschlag 
zustimmen. 
4 Wird zugleich nach Artikel 141 Absatz I Buch.~taben a oder b die Volk.'illbstim­
mung Ober Annahme oder Ablehnung des Bu~eseues verlangt, so gilt für das 
Abstimmungsverfahren Artikel 139 Absatz 6 sinngemäss. 
5 Sind mehrere Gegenvorschläge zu unterbreiten, die sich gegenseitig ausschliessen, 
werden Eventualabstimmungen durchgeführt. 

Art. 2 

Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und Ständen, die Initiative abzulehnen. 

! 
2 
J 

BBI 1997 IV 1516 
BBI 1999 2937 
Die Volksinitiative ist noch während der Geltungsdauer der Bundesverfassung vom 
29. Mai 1874 eingereicht worden. Sie nimmt desha16 auf jenen Verfassungsrext Bezug 
und nicht auf die Verfas.,;ung vom 18. April 1999. Der Originalwortlaut der Volksinitia­
tive verlangte eine Ergänzung der Bundesverfa.<;.,;ung durch einen neuen Artikel 891"". 
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Projet de Ja Commission de redaction pour le vote final 

Amte federal 
conce,111.ant l'ipitiative populaire 
«Pour davantage de droits au peuple grice au referendum 
avec contre-proposition (Referendum constructit)» 

du 24 mars 2000 

l 'Assemblee fed4rale de Ja Confederation suisse, 

vu !'initiative populaire «Pöur davantage.de droits au peuple gnice au referendum 
avec contre-proposition (Referendum constructif)» deposee le 25 mars 19971; 

vu le message du Conseil federal du l er mars I 999l, 

arrete: 

Art. l 
1 L•initiative populaire du 25 mars 1997 «Pour davantage de droits au peuple gnice 
au referendum avec contre-proposition (Referendum constructif)» est valable et ser;i. 
soumise au vote du peuple et des cantons. 

2 L'initiativeJ, adaptee a la Constitution du 18 avril 1999, a la teneur suivante: 

La Constitution est compietee comme suit: 

Art. 141a (noweau) Referendum constructif 
1 50000 citoyennes et citoyens ayant le droit de votc ou huit cantons pcuvcnt aussl, 
au lieu du rcfcrcndum prevu ä l'art. 141, al. 1, leL a et b, dcmander unc votationsur 
unc contre-proposition ä une loi fcdcrale. 

2 Une votation sur une conlre-propusilion pcut ctre dcmandee si au moins cinq % 
des membrcs d'un conseil ont approuvc la contre-proposition. 
3 Si la votalion populaire sur la e1.mtre-pruposilion esl dernandce, lcs citoyennes cl 
citoyens ayanl le droil devote sc prononccnl suil cn fäveur de laJoi fedemle. suit 
en faveur de la contrc-proposilion. 
4 Si, dans lc rncme temp,,. la vuiation pupulaire sur l'acccptation ou le rejet de la loi 
fcderalc cst dcmandee conförmcmcntä l'art. 141, al. 1, lct. a ou b, la procedure de 
votc prevuc ä l'art. 139, al. 6, s"appliquc par analogie. 

S Si plusieurs contre-proposilions qui s'cxclucnt rnutucllement sont prescntces, il 
est proccdc ä des votcs subsidiaires. • 

Art.2 

L' Assemblee fed6rale reoommande au ·people et aux cantons de rejettJr l'initiadve. 

1 
2 
J 

FF 1997 IV 1340 
FF 19992695 
L'initiative a ete deposee sous le regimc de la constitution du 29 mai 1874 et ne se 
rcfc!rail donc pas ä la Constitution du 18 avril 1999. Dans Ja version deposee, eile 
demandait de cornplctcr l'ancienne constitulion par un nouvel art. SQ!a'. 



Decreto federale 
suU'iniziativa popolare federale 
«Piu diritti per il Popolo grazie al referendum 
con controproposta (referendum propositivo )» 

del 24 marzo 2000 

L 'Assemblea federale della Confederazione Svizzera. 
esaminata l'iniziativa popolare federale «Piu diritti per il Popolo grazie al referen­
dum con controproposta (referendum propositivo)»l„ depositata iI 25 marzo 1997, 
visto il messaggio·del Consiglio federale del 1° marzo 19992, 

decreta: 

Art.1 
1 L~iniziativa popolare del 25 marzo 1997 «Pill diritti per il Popolo grazie al refe­
rendum con controproposta (referendum propositivo)» e dichiarata valida ed e sot­
toposta al voto del popolo e dei Cantoni. 
2 L'iniziativa3 adeguata formalmente alla Costituzione federale del 18 aprile 1999 ha 
il tenore seguente: · 

Art.2 

La Costituzione federale e completata come segue: 

Art. 14/a (nuovo) ' Referendum propositivo 
1 50 000 cittadini svizzeri, aventi diritto di voto; oppure otto Cantoni possono, 
invece del referendum facoltativo di c:ui all'anicolo 141 capoverso 1 lettere a e 
b, chiedere anche la votazione su una contn:>proposta a una legge federale. 
2 La votazione suUa controproposta poo essere chiesta se almeno il cinque per 
cento dei inembri di uno dei due Consigli ha approvato .la controproposta me­
desima. · . 
1 Se e chiesta la votazione popolare sulla controproposta, i votanti possono 
esprimeni in favore deUa !egge o in favore della controproposta. 
4 See chiesta nel· contempo 1a votazione popolare di c:ui all'articolo 141 capo­
veno 1 lettere a o b, per 1 'accettazione o i1 rifiuto della legge.- la proc:edura di 
voto e retta dall'anicolo 139 capoverso 6, applicato per analogia. 
' Se sono sottoposte al voto pfü controproposae ehe si escludono a vicenda, si 
proc:ede mediante votazioni sussidiarie. 

L' Assemblea federale ra~nda al popolo e ai Cantoni di respingere l'iniziativa.. 

l FF 1997 IV 1198 
2 FF 1999 2523 · 
3 L'iniziativa popolare e stata depositata vigente la Costituzione federale del 29 maggio 

1874; si riferiva pertanto a tale testo e non alla Costituzione federale del 18 aprile 1999. 11 
testo originale dell:iniziativa popolare chiedeva di completare la Costituzione federale 
con un nuovo articolo 89ter. 


